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Dr. Alexander Schmidt 
Rechtskonsulent 

Editorial 

Elektronische Sachverständigenliste und 
Chipkarte - Entwurf des BMJ 

1. Das Vorhaben 

Seit vielen Jahren wird im Zusammenhang mit dem Einsatz 
von Informationstechnologie in der Justiz auch über die 
Umstellung der Sachverständigen- und Dolmetscherlisten 
auf ADV (automationsunterstützte Datenverarbeitung) disku· 
tiert. Die immer wieder von Sachverständigen, aber auch von 
Richtern, Anwälten und beteiligten Verkehrskreisen erhobene 
Forderung nach Einrichtung einer entsprechenden Daten· 
bank, deren Nutzen für die Justiz, die Sachverständigen und 
all jene, die deren Leistungen nachfragen, unbestritten ist, 
führte im Rahmen der 1998 ertolgten Novelle des Sachver­
ständigen- und Dolmetschergesetzes (SOG) zur Einfüh· 
rung entsprechender Bestimmungen für ADV-Sachverständi· 
gen· und Dolrnetscherlisten, die sich an die Konzeption des 
Firmenbuchs anlehnten und dem entsprechend auch eine 
Kostenpflicht für die Abfrage vorsahen (§§ 14a - 14e SDG 
idF BGBI I 1998/168). Bedauerlicher Weise sah die Über­
gangsbestimmung des§ 16b SDG keine Umsetzungsfrist vor; 
in der Folge wurde von der dort vorgesehenen Möglichkeit 
der Umstellung auf ADV auch kein Gebrauch gemacht. 

Schließlich hat eine im Bundesministerium für Justiz einge­
richtete Arbeltsgruppe, in der die listenführenden Präsiden­
ten, der Hauptverband der Gerichtssachverständigen, der 
Gerichtsdolmetscherverband und verschiedene Experten ver­
treten waren, die Grundlagen für einen Gesetzesentwurf 
geliefert, den das Justizministerium zur Begutachtung aus· 
gesendet hat. Zweck des Vorhabens ist es, die bei den Präsi· 
denten derzeit noch in Papier geführten Sachverständigen· 
und Dolmetscherlisten in eine Datenbank zu übertühren, die 
im Intranet der Justiz, aber auch im Internet publiziert wird 
und dort allgemein und kostenlos eingesehen werden 
kann. Die bisher alle zwei Jahre von den Oberlandesgerich­
ten herausgegebenen und vierteljährlich ergänzten (Papier·) 
Verzeichnisse werden damit überflüssig. Im Zug dieses 
Gesetzgebungsvorhabens soll auch der bisherige Sachver­
ständigenausweis durch eine Chipkarte ersetzt werden. 

Dieser Entwurt, der im Internet unter http://www.bmj.gv.aV 
gesetzes/index.php abrufbar ist, bringt folgende wesentli­
che Regelungen (Zitate ohne Angabe des Gesetzes bezie­
hen sich auf das SDG): 
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2. Elektronische Sachverständigen- und Dolmetscher­
liste ("SOG-Liste") 

ln die elektronische Liste, die nunmehr österreichweit in Form 
einer Datenbank geführt wird, werden folgende Daten obli­
gatorisch eingetragen (§ 3a Abs 2): 

e Vor- und Familiennamen 
• Geburtsdatum 
• Beruf 
• Zustellanschrift 
• Telefonnummer 
• Fachgruppe und Fachgebiet samt allfälligen 

Beschränkungen 

• Zertlflzlerungsdauer 

Fakultativ sind noch folgende Eintragungen möglich 
(§ 3a Abs 3): 

• zweite Zustellanschrift 
• weitere Telefon- und Faxnummern 
e e-Maii-Adressen 
• Angaben, die die Erreichbarkeil erleichtern 

• Spezialisierung innerhalb des Fachgebiets 

• Einschränkung des örtlichen Wirkungsbereichs 

Änderungen, die den Namen, die Erreichbarkeil und die 
Tätigkeit als Sachverständiger und deren Voraussetzungen 
betreffen haben die Sachverständigen dem zuständigen Prä· 
sidenten unverzüglich bekannt zu geben. Änderungen der 
Zustellanschrift, Telefonnummer und fakultativen Daten 
können sie unter Verwendung eines geeigneten Zertifikats 
(§ 2 z 8 SigG) auch selbstständig eintragen (§ 3a Abs 4). 
Dadurch soll erreicht werden, dass die Daten möglichst 
aktuell gehalten werden. 

Weiters wird eine eigene Präsentationsmöglichkeit für den 
Sachverständigen geschaffen (§ 3a Abs 5): in einem eigenen 
gebührenpflichtigen Bereich (geplant ist ein Beitrag von 
150 € jährlich) können folgende Daten unter Verwendung 
eines Zertifikats selbständig eingetragen werden: 
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• Ausbildung und berufliche Laufbahn 
• Infrastruktur 
• Umfang der bisherigen Tätigkeit als Sach­

verständige (Anzahl der Bestellungen, Gegenstand 
der Gutachten) 

Weiters ist ein Link auf die Hornepage des Sachverständi­
gen zulässig. 

Die eingetragenen Daten sowie der Inhalt der verlinkten 
Hornepage dürfen weder gegen gesetzliche Ge- und Verbo­
te noch gegen die guten Sitten verstoßen (verbotene Inhal­
te). Den guten Sitten widersprechen auch die Verletzung von 
Standesregeln und Berufspflichten, insbesondere wahr­
heitswidrige Angaben und der Standesauffassung wider­
sprechende Werbung, sowie die Hervorhebung von Kennt­
nissen und Fähigkeiten, welche von der Zertifizierung nicht 
umfasst sind(§ 3a Abs 7). 

Verbotene Inhalte führen dazu, dass der Präsident die 
öffentliche Abrufbarkeil der davon betroffenen Datenberei­
che umgehend zu unterbinden hat. Sie wird erst wieder her­
gestellt, wenn der Inhalt geändert wurde und unbedenklich ist 
(§ 12 Abs 1 und 2). ln schweren Fällen können solche Inhal­
te ein Entziehungsverfahren wegen Verlusts der Vertrauens­
würdigkeit nach sich ziehen (§ 12 Abs 3). 

3. Ausweiskarte 

Der bisherige Ausweis des Sachverständigen wird durch 
einen Llchtbildausweis, der gleichzeitig als Chipkarte aus­
geführt ist, ersetzt. 

Er hat folgenden Inhalt(§ 8 Abs 1 und 2): 

• zuständiger Gerichtshof 
• Gültigkeitsdauer (bis zum Ende des 5. auf die 

Ausstellung folgenden Kalenderjahres) 

• Vor- und Familienname 
• Tag der Geburt 
• Fachgruppen 

Die Ausweiskarte ist weiters mit einem geeigneten Zertifikat 
zur Erstellung elektronischer Signaturen (§ 2 z 8 SigG) zu ver­
sehen. Die Kosten für die Karte sind vom Sachverständigen 
zu tragen (§ 8 Abs 3). 

Die elektronische Funktion der Karte kann als Identifikations­
mittel zur Wartung der unter Punkt 2.angeführten Daten ver­
wendet werden. 

4. Besondere Regelungen 

Die referierten Bestimmungen gelten grundsätzlich sinnge­
mäß auch für Dolmetscher(§ 14). 
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Die bisher in § 16a erwähnten Sachverständigen mit auf den 
Sprengel eines Bezirksgerichts beschränktem örtlichen 
Wirkungsbereich für die Fachgebiete Alt- und Gebraucht­
warenhandel, kleinere landwirtschaftliche Liegenschaften, 
kleinere forstwirtschaftliche Liegenschaften und kleinere 
Wohnhäuser werden nicht in die elektronische Liste aufge­
nommen, sondern weiterhin in Papierlisten erfasst, die aber 
nunmehr von den Vorstehern der Bezirksgerichte geführt 
werden. Sie werden wie bisher keinem förmlichen Zertifi­
zierungsverlahren unterzogen und erhalten auch keine Aus­
weiskarte, sondern eine Legitimationsurkunde (§ 14a). 

5. Weitere Vorgangsweise 

Das Bundesministerium für Justiz plant, die bestehenden Ein­
tragungen von Sachverständigen und Dolmetschern bis zum 
Ende des Jahres 2003 in die elektronische Liste zu über­
nehmen. Für die Ausgabe der Ausweiskarten ist ein Zeitrah­
men bis Ende 2004 vorgesehen. Entsprechend diesen Vor­
gaben sollen die geänderten Bestimmungen grundsätzlich 
mit 1. 1. 2004 in Kraft treten. Bis 31. 3. 2004 können die 
Sachverständigen und Dolmetscher beim zuständigen Präsi­
denten gegen unrichtige Eintragungen Einspruch erheben. 
Die Regelungen über die Ausweiskarten sollen hingegen 
erst mit 1. 1. 2005 in Geltung gesetzt werden(§ 16b). 

Der Entwurf wurde mit einer Begutachtungsfrist bis 9. 9. 
2003 versendet. Zum Zeitpunkt der Drucklegung dieses Hef­
tes waren die Diskussionen im Hauptverband und in den Lan­
desverbänden in vollem Gang. Über die weiteren Stadien 
der Gesetzwerdung wird berichtet werden. 

Dieses grundsätzlich zu begrüßende Vorhaben stellt an die 
Sachverständigen beachtliche Anforderungen. in techni­
scher Hinsicht wird sich in vielen Fällen die Verwendung des 
zum elektronischen Verkehr mit dem Gericht geeigneten Zer­
tifikats als zweckmäßig erweisen, obwohl der herkömmliche 
schriftliche Verkehr weiterhin möglich bleibt und auch die 
Verfahrensgesetze in ihrer derzeitigen Fassung grundsätzlich 
noch keine elektronische Übermittlung von Gutachten vor­
sehen. in rechtlicher Hinsicht wird es erforderlich sein, Über­
legungen zur standesrechtlichen Zulässigkeil der vom 
Sachverständigen vorgenommenen Eintragungen und des 
Inhalts der aus der elektronischen Liste verlinkten Horne­
page anzustellen. Der damit verbundene Aufwand wird aber 
dadurch gerechtlertigt, dass das geplante Vorhaben den 
Sachverständigen eine zeitgemäße Informationsmöglich­
keit eröffnet und den Gerichten sowie der Allgemeinheit eine 
wichtige Hilfe zur Ermittlung der für den konkreten Fall 
geeigneten Experten an die Hand gibt. 
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o. Univ.-Prof. Dr. Peter Rummel 

Aktuelle Rechtsfragen für den 
Sachverständigen - 2003 
I. Bewertungsfragen 

1. Zu 10 Ob 64/02p vom 16. 4. 2002 ging es um die Auswirkung 
der jederzeitigen Widerruflichkeit einer Baubewilligung auf den 
Verkehrswert. Es handelt sich um eine Folgeentscheidung im 
zweiten Rechtsgang zu 10 Ob 502, 503/94'. Damals hatte der 
OGH festgestellt, dass bei einem Liegenschaftskauf zur Ermitt­
lung des Minderungsbetrages wegen Rechtsmangels in erster 
Linie das Vergleichswertverfahren geeignet sein werde. Im fort­
gesetzten Verfahren hat das Erstgericht dann festgestellt, dass 
in Wirklichkeit ein Widerruf der Baubewilligung nicht sehr wahr­
scheinlich sei. Der Abschlag wegen Widerruflichkeit der Bewilli­
gung sei daher (nur) mit I 0 % des Verkehrswertes anzusetzen 
(bei ca. ATS 2 Mio Gesamtwert). Der OGH hat die dagegen 
gerichtete (außerordentliche) Revision zurückgewiesen. Sie 
hatte s"1ch vor allem darauf gestützt, dass das Gericht d·1e fest­
gesetzte Minderung hätte selbst nach § 273 ZPO schätzen und 
sich nicht auf Sachverständigengutachten über den Verkehrs­
wert hätte verlassen dürfen. Der OGH hat diesen angeblichen 
Mangel der unterinstanzliehen Urteile mit Recht nicht aufgegrif­
fen; die Tatsacheninstanzen hätten im Einzelfall bei der entspre­
chenden Entscheidung das letzte Wort. Dem ist selbstverständ­
lich zu folgen. 

2. Im Beschluss zu 6 Ob 117/02b vom 11. 7. 2002 stand die 
Auswirkung des Fehlens einer Mietzinsreserve auf den Ver­
kehrswert eines Zinshauses anlässlich einer Pflichtteilsberech­
nung zur Debatte. Folgende Passagen der Entscheidung sind 
hervorzuheben: 

"Zur Frage einer alif<illigen Auswirkung der fehlenden Mietzinsre­
serve auf die Berechnung des Schenkungsptlichtteils isl zunächst 
vom Wesen der Mietzinsreserve ausgehend ein Passivum der Ver­
lassenschaft in Höhe nicht vorhandener Mietzinsreserven zu ver­
neinen. Die aus der Gegenüberstellung von Einnahmen und Ausga­
ben errechnete Mietzinsreserve (§ 20 Abs 2 MRG) ist eine reine 
Rechnungsgröße, die bestimmt, wie weit der jeweilige Vennieter 
Erhaltungs- und Verbesserungsarbeiten durchzufUhren hat und 
wann er eine Mietzinserhöhung begehren kann; sie ist kein etwa an 
das Eigentum am Haus gebundenes Sondervermögen (EvBI 
1998/204). Im Fall eines Eigentümerwechsels ist der frühere Eigen­
tümer zwar verpflichtet, die Rechnungsunterlagen, nicht aber die 
Mietzinsreserve als Aktivum auszufolgen (WoBI 2000/144; RIS­
Justiz RS0070634; Würth/Zingher, Miet- und Wohnrechf11 § 20 Rz 
18 mwN). Ihr Fehlen im Zeitpunkt der Schenkung kann daher 
schon deshalb nicht als Passivum der Verlassenschaft in Anrech­
nung gebracht werden. 

Zu der vom Berufungsgericht als erheblich bezeichneten Rechtsfra­
ge, ob die (fehlende) Mietzinsreserve den Verkehrswert der ge­
schenkten Liegenschaft beeinflusst, muss zunächst auf die bei 
Ennittlung des Verkehrswertes von Liegenschaften anzuwendenden 
Grundsätze abgestellt werden. Für die Bewertung von Liegenschaf­
ten gilt in allen gerichtlichen Verfahren das Liegenschaftsbewer­
tungsgesetz. Nach dem Bewertungsgrundsatz des § 2 Abs I LBG ist 
-sofern durch Gesetz oder Rechtsgeschäft nichts anderes bestimmt 
wird- der Verkehrswert der Sache zu cnnitteln. Für die Bemessung 
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des Schenkungspflichtteils gelten keine abweichenden Bestimmun­
gen (JBI 1995, 320; 5 Ob 55/0la). ( ... ) 

Der vom Erstgericht beigezogene Sachverständige hat mehrere 
Wertcnnittlungsverfahren angewendet, so auch das Ertragswertver­
fUhren (§ 5 LBG). Dass diese Wertem1ittlungsmethode angesichts 
der hier zu beurteilenden Objekte (eine Eigentumswohnung und 
drei Althäuser mit Mietwohnungen) nicht zielführend wäre, wird 
von keinem der Streitteile behauptet. Bei Anwendung des Ertrags­
wertverfahrens ist es aber nicht von der Hand zu weisen, dass -
dringende Erhallungsarbeilen vorausgesetzt - die fehlende Miet­
zinsreserve für die Zukunll Einbußen bei den Mietzinserträgen mit 
sich bringen und sich daher auf die Wcrtennittlung auswirken könn­
te. Ob dies hier der Fall ist (das Gutachten gibt keinen Aufschluss 
darüber, ob die fehlende Mietzinsreserve bei der Bewertung Be­
rücksichtigung fand), ist eine Tatfrage und gehört, ebenso wie die 
Ermittlung des Verkehrswertes selbst (SZ 60/269; 5 Ob 55/0 l a), 
dem Tatsachenbereich an.( ... )" 

Bei Kranewitter findet sich leider nichts zur Sachfrage; deutsche 
Bewertungsliteratur berücksichtigt dieses Österreichische Spezi­
fikum natürlich nicht. Sollte es keine Verkehrsübung dazu 
geben, scheint mir das Nichtvorhandensein einer Mietzinsreser­
ve kaum einen Einfluss auf den Verkehrswert zu haben3

• 

3. ln 6 Ob 245/01z vom 20. 6. 2002 war die Höhe der Aus­
gleichszahlung umstritten, die der geschiedene Ehemann 
anlässtich der Aufteilung des Gebrauchsvermögens und der 
Ersparnisse an seine frühere Ehefrau zu leisten hatte, weil ihm 
das gemeinsame Haus überlassen worden war. Neben allge­
meinen Klarstellungen insofern, als mit dem anderen Ehegatten 
nur diejenige· Wertsteigerung zu teilen sei, die sich nicht allein 
aus der Geldentwertung ergebe, sondern auf Marktveränderun­
gen oder auf wertsteigernde Aufwendungen zurückgehe, finden 
sich die folgenden allgemeinen Aussagen zur Bewertung: 

"Zur Frage der Liegenschaftsbewertung ist auszuführen, dass die 
Wahl der Ermittlungsmethode - woftlr gemäß § 3 Abs l LBG ins­
besondere das Vergleichswertverfahren, das Ertragswertverfahren 
und das Sachwertverfahren in Betracht kommen -danach zu erfol­
gen hat, welche Methode den besonderen Umständen des Einzel­
falles gerecht wird. Der Sachverständige hat die Auswahl des maß­
gebenden Verfahrens zu treffen und dabei den jeweiligen Stand der 
Wissenschall und die im redlichen Geschäftsverkehr bestehenden 
Gepflogenheiten zu berücksichtigen. 

Welche Ennittlungsmethode zielführend ist, kann jeweils nur im 
Einzelfall entschieden werden (RlS-Justiz RS0066223). Im Übri­
gen stellt die Höhe des Verkehrswertes eine Tatfrage dar, die vor 
dem Obersten Gerichtshof nicht bekämpft werden kann (RIS-Justiz 
RS0043536), es sei denn, sie beruht aufmit den Gesetzen der Logik 
oder der Erfahrung unvereinbaren Schlussfolgerungen (SZ 71/4; 
I 0 Ob 264/99t). Dafür bestehen hier aber keinerlei Anhaltspunkte. 
Die Parteien hatten nichts dagegen einzuwenden, dass der Sachver­
ständige die Wertermittlung nach dem Verkehrswert (?; richtig 
wohl: Vergleichswertverfahren; Anm des Autors) vorgenommen 
hat. Der Sachverständige hat auch Vergleichsobjekte herangezogen, 
um ein realistisches Schätzungsergebnis zu erzielen. Es handelt sich 
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um keine mit der Erfahrung unvereinbare Tatsache, dass fiir den 
Verkehrswert auch die Region entscheidend ist, in der sich die Lie­
genschaft befindet, und dass in Gebieten, wo Wohnhäuser üblicher­
weise mit erheblichen Eigenleistungen gebaut werden, die zu erzie­
lenden Erlöse für bereits fertig errichtete Häuser niedriger anzuset­
zen sind (vgl Kranewitte1; Liegenscbaftsbewertung2 62), werden 
doch potentielle Käufer abgehalten, wenn sie ein gleichwertiges 
Haus in teilweiser Eigenregie wesentlich billiger errichten könnten. 
ln diesem Sinn sind auch die Ausflihrungen des Sachverständigen, 
mit denen er den Abzug für fiktive Eigenleistungen begründete, zu 
verstehen (im Übrigen gab die Frau selbst an, sich am Hausbau 
unter anderem dadurch beteiligt zu haben, dass sie flir die Arbeiter 
kochte, was bei Errichtung eines Hauses ausschließlich durch Pro­
fessionisten höchst ungewöhnlich erschiene). Auch die Abzüge flir 
,ungünstige Finanzierung' derart hochpreisiger, bereits fertigge­
stellter Objekte und für die individuelle Bauweise erscheint in die­
sem Einzelfall durchaus angemessen (vgl Kranewitter aaO, 62 -
Abschlag wegen übergroßer Raumhöhe; 70, 74- Abschlag wegen 
verlorenem Bauauf\vand; 71, 74 - Abschlag bei teuren Liegen­
schallen bis 20%)." 

4. Die Entscheidung 3 Ob 236/021 vom 23. 10. 2002 ist eine von 
mehreren aus jüngster Zeit, die auf die neue Rechtslage in 
Sachen Schätzwert in der Exekution nach der EO·Novelle 2000 
reagieren•. Insofern ist der Sachverhalt illustrativ: 

"Das Erstgericht gab mit Beschluss vom 13. Februar 2002 (ON 13) 
gemäß§ 352 iVm § 144 EO idF EO-Nov 2000 den vom Sachver­
ständigen ennittelten Schätzwert der zu versteigernden Liegen­
schaft a) unter der Annahme des auffechten Bestandes des Mietver­
hältnisses laut Mietvertrag des Verpflichteten vom I. Februar 1965 
mit 369.900 EUR, b) ohne Berücksichtigung dieses Mietverhältnis­
ses mit 375.400 EUR bekannt. Zur Geltendmachung von Einwen­
dungen räumte das Erstgericht eine Frist von 14 Tagen ein (§ 144 
zweiter Satz EO). Das Erstgericht kündigte an, da die Schätzwerte 
kaum voneinander abwichen, werde (sofern nicht Einwendungen 
dagegen erhoben werden) der Versteigerung der Mittelwert der bei­
den Schätzwerte, somit ein Betrag von 372.650 EUR zugrunde 
gelegt werden. 

Dagegen erhob der Betreibende Einwendungen (ON 14). Ein Miet­
verhältnis mit dem Verpflichteten bestehe nicht; er benütze Räume 
nur prekaristisch. Der Mietvertrag, auf den er sich berufe, sei längst 
aufgelöst. Die Versteigerung könne daher nur mit 375.400 EUR 
erfolgen. Im Übrigen müsse die Versteigerung einem Ersteigerer 
Klarheit geben, ob ein Mietverhältnis bestehe. Ein Mietverhältnis 
würde die Verwertungsmöglichkeit der Liegenschaft (Renovierung, 
Neubau usw) erheblich einschränken und potentielle Erwerber 
abschrecken. 

Der Verpflichtete gab hiezu die Stellungnahme (ON 16) ab, er sei 
mit der Festlegung eines Schätzwertes bzw Ausrufungspreises von 
375.400 EUR unter der Voraussetzung einverstanden, dass das mit 
ihm bestehende Mietverhältnis aufrecht bleibe. Das Erstgericht 
sprach mit dem angefochtenen Beschluss aus, dass I. der Verstei­
gerung ein Schätzwert von 375.400 EUR zugrunde gelegt werde 
und 2. eine Feststellung, ob mil dem Verpflichteten ein Mietver­
hältnis besteht, in diesem Versteigerungsverfahren nicht erfolge." 

Das Rekursgericht wies den gegen diesen Beschluss gerichte­
ten Rekurs mit der Begründung zurück, das Gesetz sehe einen 
solchen Beschluss nicht mehr vor und daher könne es auch kein 
Rechtsmittel dagegen geben. Der OGH ist diesem Standpunkt 
gefolgt: 

"Das Rekursgericht hat diese nun geltende Rechtslage in zutreffen­
der rechtlicher Beurteilung erkannt Da das Vergreifen in der Ent­
scheidungsform weder die Zulässigkeit noch die Behandlung des 
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Rechtsmittels beeinflusst (RIS-Justiz RS0036324), ist das Rekurs­
gericht zutreffend davon ausgegangen, dass tatsächlich keine 
anfechtbare Entscheidung erster Instanz vorliegt, weshalb es den 
Rekurs der betreibenden Partei zurückgewiesen hat." 

Interessanter für uns sind aber die inhaltlichen Aussagen des 
OGH zur neuen Rechtslage: 

"Gemäß § 144 EO ist dem Verpflichteten, dem betreibenden Gläu­
biger sowie allen Personen, für die nach dem Inhalt der dem Gericht 
darüber vorliegenden Urkunden auf der Liegenschaft dingliche 
Rechte und Lasten begründet sind, der Schätzwert bekanntzugeben. 
Sie sind gleichzeitig aufzufordern, ihre Einwendungen binnen einer 
festzusetzenden Frist geltend zu machen. 

Nach den Gesetzesmaterialien zu § 144 EO idF EO-Nov 2000 (RV, 
93 Big NR 21. OP) wird zur Beschleunigung des Verfahrens vorge-
sehen, dass - wie im Fahrnisexekutionsverfahren - der Schätzwert 
nicht mehr beschlussmäßig festgesetzt wird; er ist nach allfälliger 
Ergänzung, Richtigstellung und Verbesserung (vgl § 145) dem .. 
Zwangsversteigerungsverfahren zugrunde zu legen. Nach wie vor ist ·:u 
dem Verpflichteten, dem betreibenden Gläubiger sowie den dinglich 
Berechtigten der Schätzwert bekannt zu geben. Diese können binnen 
der zu setzenden Frist Einwendungen gegen das Gutachten erheben, 
auf Grund derer allenfalls nach § 145 EO vorzugehen ist. 

Diese Bekanntgabe des Schätzwertes erfolgt zwar gemäß § 62 letz­
ter Halbsatz EO in Form eines Beschlusses (so zutreffend Angst in 
Angst, EO, § 144 Rz I), die Parteien des Exekutionsverfahrens und 
die in § 144 EO genannten Buchberechtigten haben jedoch kein 
Rekursrecht, sondern nur die Möglichkeit, gegen den ihnen bekannt 
gegebenen Schätzwert Einwendungen zu erheben (Angst aaO § 144 
Rz 2; Neumayr in Burgstaller/Deixler-Hübner, EO, § 144 Rz 2 1). 

Gemäß§ 145 EO hat das Exekutionsgericht spätestens nach Ablauf 
der Frist zur Erstattung von Einwendungen gegen den Schätzwert 
alle nötigen Ergänzungen, Richtigstellungen und Verbesserungen 
des Schätzungsgutachtens von Amts wegen zu erlassen (richtig: 
veranlassen. Anm des Autors). Selbst wenn also Einwendungen 
gemäß § 144 EO erhoben wurden, ist die beschlussmäßige Festset­
zung des Schätzwertes nicht vorgesehen; es ist über die Einwen­
dungen auch dann nicht beschlussmäßig zu entscheiden, wenn sie 
der Richter als unzulässig oder unberechtigt ansieht. Dies ergibt 
sich daraus, dass das Gesetz solche Beschlüsse nicht erwähnt und 
dass dies offensichtlich dem Willen des Gesetzgebers entspricht, 
weil sonst die von ihm angestrebte Beschleunigung des Verfahrens 
geHihrdet wäre. Hält der Richter Einwendungen flir unzulässig oder 
unberechtigt, hat er daher hierüber nicht zu entscheiden. Aber auch 
wenn der Richter Einwendungen als berechtigt ansieht, führt dies 
nicht zur Erlassung eines Beschlusses, sondern erforderlichenfalls 
zur Einvernahme des Sachverständigen; dem Verfahren ist dann 
ohne weiteres der letzte vom Sachverständigen allenfalls nach 
Ergänzung, Richtigstellung oder Verbesserung seines Gutachtens 
ermittelte Schätzwert zugrunde zu legen (Angst aaO § 145 Rz 1). 
Dies gilt auch, wenn für den Schätzwert strittige Umslände, wie (im 
vorliegenden Fall) das Bestehen von Bestandverträgen, maßgebend 
sind. Die Betroffenen haben daher mangels einer anfechtbaren Ent­
scheidung keine Möglichkeit, sich mit einem Rechtsmittel gegen 
die entsprechende Annahme des Exekutionsgerichts zur Wehr zu 
setzen; es ist Sache der Bietinteressenten, die wahre Sach- und 
Rechtslage abzuschätzen. Diese Verminderung des Rechtsschutzes 
gegenüber der Rechtslage vor der EO-Nov 2000 hat der Gesetzge­
ber im Interesse der Beschleunigung des Verfahrens und der darauf 
gegründeten Beseitigung des Beschlusses über die Festsetzung des 
Schätzwerts ganz offensichtlich in Kauf genommen (Angst aaO § 
145 Rz 2). Die Sachverständigenhaftung nach§ 1299 ABGB soll 
für den Entfall der Rekursmöglichkeit Ersatz bieten (vgl Rechber­
ger/Oberhammer, Exekutionsreche Rz 275 f). 
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Mini (Die neue Zwangsversteigerung von Liegenschallen 80 IT 
[20001) übt an dieser Regelung Kritik und meint, dass eine Richlig­
stellung des Schätzwerts dem Inhalt nach ein Beschluss sei. Dieser 
Ansicht kann, was die in § 145 EO geregelte Ergänzung der Schät­
zung betriftl, nicht gefolgt werden. In diesem Fall ist gerade keine 
Beschlussfassung im Gesetz vorgesehen; der vom Gericht als rich­
tig angesehene Schätzwert isl vielmehr dem Verfahren nur einfach 
zugrunde zu legen." 

5. Die E 9 Ob 37/02k vom 20. 2. 2002 ist ein schönes Beispiel 
für die allgemeine Feststellung, dass Auswahl der Bewertungs­
methode und Bewertungsanlass nicht voneinander getrennt 
werden dürfen. Es ging um eine Klage auf Zivilteilung, bei der 
einer der Miteigentumsanteile mit einem Fruchtgenuss- und 
Gebrauchsrecht belastet war. Der OGH führt zur Bewertung der 
Lasten aus, dass sich hier die subsidiäre Methode der Heranzie­
hung des Nutzens für den Berechtigten nach § 3 Abs 3 LBG 
anbiete. Zur Begründung heißt es: 

"Soweit die Vorinstanzen - insbesondere wegen der konkreten 
familiären und damit singulären Konstellation hinsichtlich der 
Bestellung und des Inhalts der Fruchtgenuss~ bzw. Gebrauchsrech~ 
te-die Ermittlung des Wertes der Belastungen nach dem Nutzen 
ftir den Berechtigten als zutreffend erachtet haben, liegt darin keine 
auffallende Fehlbeurteilung. Damit erweisen sich aber die in der 
Entscheidung 3 Ob 349/59 aufgestellten Grundsätze zur Aufteilung 
einer ehemals gemeinsamen, jedoch nur hinsichtlich eines Mitci~ 
gentumsanteiles mit einer Reallast (Leibrente) belasteten Liegen­
schaft als durchaus anwendbar, zumal sowohl bei Leibrenten (3 Ob 
349/59) als auch bei Fruchtgenussrechten auf Lebenszeit (RIS­
Justiz RSOO 11827) versicherungsmathematische Berechnungen zur 
Lebensenvarlung des Berechtigten anzustellen sind. Die Rechtsauf~ 
fassung des Berufungsgerichtes, dass diese, von der Rechtspre­
chung gefundene Methode den Unwägbarkeilen einer öffentlichen 
Versteigerung einer zivilgeteilten Liegenschaft eher Rechnung trägt 
als die von den Klägern gewünschte starre, sich nur an der Anteils­
entwertung orientierende Prozentmethode, istjedenfalls vertretbar." 

II. Enteignungsfragen 

Unter diesem Kapitel sind nur wenige, eher formalen Fragen 
gewidmete Entscheidungen zu referieren, was vielleicht ein 
Beleg dafür ist, dass die großen Streitfragen vergangener Jahr­
zehnte ausgestanden sind5

. 

1. ln der Entscheidung zu 1 Ob 137/02g vom 13. 8. 2002 klag­
te ein Grundeigentümer, dessen Liegenschaft in den Siebziger~ 
jahren von "Bauland" auf "Bundesschule" umgewidmet worden 
war. Nachdem dieser Zweck niemals verwirklicht worden war, 
war es ihm 1996 gelungen, den einschlägigen Planungsakt beim 
VIGH aufheben zu lassen, weil in Wahrheit eine Schule offenbar 
nie geplant gewesen war, sondern man nur die Bebauung der 
Fläche verhindern wollte. Eine Amtshaftungsklage wurde wegen 
Verjährung abgewiesen. Der auf materielle Enteignung gestütz­
te Ersatzanspruch wurde hingegen von den Unterinstanzen, 
obwohl ausdrücklich geltend gemacht, überhaupt nicht behan­
delt. Der OGH bestätigte seine Rechtsprechung, wonach solche 
Rechte in Anwendung des Auffangtatbestandes in Art 13 VEG 
vor den Außerstreitgerichten geltend zu machen seien, und 
konnte aus prozessualen Gründen dem Betroffenen auch jetzt 
noch zu einer entsprechenden Gerichtszuständigkeit verhelfen. 

2. Zu B 1532/01 vom 6. 12. 2002 hatte sich der VfGH mit der 
Zulässigkeil der zwangsweisen Inanspruchnahme eines Grund­
stücks für die Verlegung einer Gasleitung zu befassen. Das Gas­
wirtschaftsgesetz sieht insofern vor, dass primär öffentliches Gut 
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heranzuziehen sei und auf Privatgrund nur gegriffen werden 
dürfe, wenn öffentliches Gut nicht zur Verfügung stehe. Die 
Bundesstraßenverwaltung hatte nun geltend gemacht, dass die 
hier fragliche Loferer Bundesstraße derart viel befahren sei, dass 
Herstellung und Erhaltung der Gasleitung zu unzumutbaren 
Beeinträchtigungen des Verkehrs führen würden und daher die­
ser Straßengrund nicht zur Verfügung stehe. Es gebe auch ein 
Übereinkommen zwischen der Bundesstraßenverwaltung und 
dem Fachverband der Gaswerke, wonach Bundesstraßengrund 
in Längsrichtung für Gasleitungen nicht verwendet werden 
dürfe. Der VfGH hat diesen Argumenten mit Recht kein Gehör 
geschenkt. Aus dem verfassungsrechtlichen Grundsatz der Sub­
sidiarität der Enteignung ergebe sich, wie es auch das Gaswirt­
schaftsgesetz ganz korrekterweise vorsehe, dass die Frage, ob 
öffentlicher Grund zur Verfügung stehe, individuell und nicht 
etwa pauschal- verneinend- beantwortet werden müsse. Daher 
sei die Inanspruchnahme des Privatgrundes hier unzulässig. 

3. Zu 7 Ob 19/02y vom 27. 2. 2002 hatte der OGH sich mit der 
Verteilung der Entschädigung für die Einräumung einer Servitut 
auf einem schon vorhandenen Bringungsweg zwischen mehre~ 
renMiteigentümerndieses Weges zu befassen. Er hielt zunächst 
fest, dass auch ein einzelner Miteigentümer sich in dem Vetfah~ 
ren nach dem Forstgesetz, das in der üblichen sukzessiven 
Zuständigkeit verläuft, gegen die Festsetzung der Entschädi­
gung wehren könne, wenn auch die anderen Miteigentümer mit 
dem von der Behörde für sie festgesetzten Betrag einverstanden 
sind. Die Bemessung des Anteils selbst richte sich nicht nach 
dem rechtlichen Miteigentumsanteil - der im ganzen bisherigen 
Veriahren übrigens merkwürdigerweise nirgends aktenkundig 
geworden war-, sondern nach dem Maß der Nutzung im Sinne 
des Servitutsrechts, also nach § 483 ABGB. 

111. Sachverständigenhaftung 

1. Die erste unter dieser Überschrift zu referierende Entschei~ 
dung 6 Ob 81/01 g vom 21. 2. 2002 erinnert frappant an die im 
Jahr 1997 beim Brandlhofseminarvorgeführte und seither mehr­
fach in Erinnerung gerufene Entscheidung im "Goldgrubefall"". 
Hier wie dort "hatte ein Sachverständiger den Wert eines Hotels 
allein nach dem Sachwertverfahren ermittelt. Die hier auftragser­
teilende Entwicklungsgesellschaft hatte freilich, obwohl sie das 
Grundstück erst erwerben wollte, gesagt, der Sachverständige 
möge einen "möglichst hohen Schätzwert ausmitteln". ln der 
Folge wurden Kapitalanleger geworben, denen unter Berufung 
auf den Schätzwert die vollkommene Sicherheit ihrer Anlage vor­
gegaukelt wurde. Bei einer der einschlägigen Werbeveranstal­
tungen war unser Sachverständiger sogar anwesend und wurde 
als Verfasser des Wertgutachtens vorgestellt. Der nunmehr kla­
gende Anleger verlor sein Kapital zu einem großen Teil, als das 
Projekt scheiterte und der Versteigerungserlös der Liegenschaft 
nur circa ein Viertel des geschätzten (Sach-)Wertes erbrachte. 
Der OGH beurteilte die Wertermittlung allein nach dem Sach­
wertverfahren bei einem Hotelprojekt als grob fahrlässig. Es ent­
laste den Sachverständigen auch nicht, dass er zur Zeit der 
Erstellung des Gutachtens noch nicht genau gewusst habe, wer 
damit konfrontiert werden solle. Und es helfe ihm auch nichts, 
dass ein mit ihm beklagter Anlageberater ebenfalls für den Scha­
den hafte: Insofern bestehe schlicht Solidarschuld. Im Übrigen 
wiederholt der OGH die inzwischen verfestigten Grundsätze zur 
Haftung des Sachverständigen gegenüber Dritten. 

2. Die E 3 Ob 284/01 p vom 18. 7. 2002' hat einen ebenso kom­
plizierten wie ausgefallenen Sachverhalt zum Anlass. Ein Sach­
verständiger wurde in einem früheren Prozess wegen Befangen~ 
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heil abgelehnt, weil er in einem Parallelverfahren zu ganz ande­
ren Schlüssen bezüglich des gleichen Sachverhaltes gekom­
men sei. Das Gericht wies zwar den Befangenheitsantrag ab, 
enthob den Sachverständigen aber doch seines Amtes, weil es 
Bedenken gegen dessen weitere Beschäftigung hatte. ln der 
Folge kam es im Verfahren zu ewigem Ruhen aus Gründen, die 
hier nicht von Belang sind. Der Kläger, der in jenem Vorverfahren 
schon 247.370,50 Schilling an Sachverständigengebühren ge­
zahlt hat, begehrt diese nun mehr zurück, da das Gutachten 
wertlos gewesen sei. Der OGH weist das Begehren ab: Für 
einen Schadenersatzanspruch fehle es an der Kausalität. Auch 
ein zweifelsfrei richtiges Gutachten hätte ja dem Kläger ange­
sichts des Ausgangs des Vorprozesses nichts genützt und nicht 
weniger gekostet. Und zum Honoraranspruch für ein möglicher­
weise schlechtes Gutachten heißt es: 

"Auf seine inhaltliche Richtigkeit sollte das Gutachten im Gebüh­
renbestimmungsverfahren auch nach der GehAG-Novelle 1994 
nicht zu prüfen sein (Krammer/Schmidt aaO § 25 Anm II ); nach 
der stRsp der Rekursgerichte soll im Rahmen der Gebührenbemes­
sung nicht über Schlüssigkeit, Beweiskraft, Tunlichkeit und Nach­
vollziehharkeil eines Gutachtens abgesprochen werden, weil dies 
die richterliche Beweiswürdigung anlässlich der Endentscheidung 
präjudizieren würde (Krammer/Schmidt aaü § 25 E Nr 101ft). Die 
inhaltliche Richtigkeit des Gutachtens ist somit grundsätzlich nicht 
Voraussetzung flir den Gebührenanspruch. Nach den Materialien 
der GehAG-Novelle 1994 sollte aber die bisherige Rsp der Rekurs­
senate, wonach flir völlig unbrauchbare Gutachten kein Gebühren­
anspruch zustehe, unberührt bleiben; derartige Gutachten seien 
auch weiterhin nicht als Erflillung des Auftrags des Gerichts anzu­
sehen (Krammer!Schmidt aaü § 25 Anm II und E Nr 108). Inso­
weit haben daher die Vorinstanzen die Kausalität des dem Beklag­
ten vorgeworfenen Verhaltens für den geltend gemachten Schaden 
zu Recht verneint. Dass die umfangreiche Gutachtertätigkeit des 
Beklagten völlig unbrauchbar iS einer absoluten Wertlosigkeit 
gewesen wäre, entspricht weder dem Prozessvorbringen der kla­
genden Partei im Vorprozess noch im vorliegenden Schadenersatz­
prozess."s 

3. Die E 7 Ob 180/02x vom 9. 9. 2002' befasst sich mit der Haf­
tung eines Sachverständigen aufgrund folgenden Sachverhal­
tes: 

"Der Kläger wurde in einem Strafverfahren wegen fahrlässiger 
Krida zu einer bedingten Freiheitsstrafe von 6 Monaten verurteilt. 
Das Urteil ist rechtskräftig, weil die dagegen erhobene Berufung 
des Klägers ebenso erfolglos blieb wie sein später gestellter 
Wiederaufnahmeantrag. Der Beklagte hatte als beigezogener Sach­
verständiger das Gutachten erstattet, auf das sich das Strafgericht 
bei der Urteilstindung im Wesentlichen stützte. Mil der Behaup­
tung, seine Verurteilung sei ,ausschließlich' auf dieses fachlich und 
sachlich unvollständige und daher unrichtige Gutachten zurückzu­
llihren, begehrt der Kläger vom Beklagten ATS 190.000 ~ EUR 
13.807,84 sA an Schadenersatz (flir finanzielle Einbußen und 
Kosten, ,die durch die oben genannte strafgerichtliche Verurteilung 
notwendig waren' [AS 3 und 831) und die Feststellung, dass der 
Beklagte für alle weiteren Schäden aus der unrichtigen Gutachtens­
erstattung im genannten Strafverfahren hafte." 

"Das Erstgericht wies das Klagehegehren ab, ohne auf die Richtig­
keit des Gutachtens einzugehen. Die strafgerichtliche Verurteilung 
stehe dem Schadcncrsatzanspmch des Klägers entgegen. Ein Verur­
teilter könne sich in einem nachfolgenden Zivilprozess nicht darauf 
berufen, dass er die ihm angelastete Tat nicht begangen habe. Das 
rechtskräftige Strafurteil habe also die flir das Zivilgericht binden­
de Vermutung der Richtigkeit !Ur sich. Selbst wenn das Gutachten 
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-wie vom Kläger behauptet- falsch wäre, könnte es nicht Ursache 
des Schadens sein, weil ein richtiges Urteil niemals einen Schaden 
bewirken könne (SZ 27/285; RZ 1965. 83)." 

Der OGH hatte sich nur mit der Frage zu befassen, ob sich an 
der vom Erstgericht zitierten Rechtsprechung etwas ändern 
müsse, weil die Bestimmung des § 268 ZPO vom VIGH aufge­
hoben wurde, nach der die Zivilgerichte an ein verurteilendes 
Straferkenntnis gebunden waren. Das verneint der OGH im 
Ergebnis: 

"ISd bereits wiedergegebenen ständigen Rechtsprechung des Ober­
sten Gerichtshofes ist es dem Kläger (auch im vorliegenden Ver­
fahren gegenüber dem Beklagten)- arg ,gegen jedermann' (Rechts­
satz des verst Senates SZ 68/195)- verwehrt, sich darauf zu beru­
fen, dass er die TaL, eieretwegen er rechtskräftig verurteilt wurde, 
nicht begangen habe (RIS-Justiz RS0074219 zuletzt: 8 Ob 266/0 I 
b). Damit kann das angeblich falsche Gutachten aber - wie der 
Oberste Gerichtshofbereits dargelegt hat- jedenfalls nicht Ursache 
des behaupteten (angeblich infolge der Verurteilung eingetretenen) 
Schadens sein." 

4. Da immer auch einige Immobilienmakler unter den Zuhörern 
sind, soll hier auf die E 4 Ob 8/02h vom 28. 5. 2002 hingewie­
sen werden, in der es um die Haftung des Maklers für fehlende 
Baubewilligung beim vermittelten Objekt geht. Sachverhalt: 

"Die beklagte hnmobilienmaklerin war von Andreas H. am 28. 10. 
1998 beauftragt worden, den Verkauf seiner LiegenschaH mit drei 
darauf errichteten und zu Wohnzwecken genutzten Gebäuden zu 
vcnnitteln. Der Auftraggeber, der seit 19SO auf der Liegenschaft 
wohnte, übergab der Beklagten verschiedene Unterlagen, damnter 
alte Baupläne, eine Elektrikerbescheinigung flir zwei Häuser und die 
Bescheinigung einer Kanaldichthcitsprobc. Ihm war nicht bekannt, 
dass zum Teil für die Häuser keine Bewilligungcn vorlagen. Das 
straßenseitig gelegene Gebäude wurde um 1910 mit einem Wirt­
schaftsteil im Hof errichtet. ln den Jahren 1955 bis 1959 wurde der 
Hoftrakt gebaut, der 1959 von der Baubehörde bewilligt wurde. Ob 
hicftir eine Benützungsbewilligung erteilt wurde, steht nicht lest. 
Yennutlieh nahm die Baupolizei die Tatsache der Benützung einlach 
zur Kenntnis. 1972 wurde mit Bewilligung der Baubehörde ein 
Zubau aulge!Uhrt. Das dritte Gebäude, dessen Errichtungsjahr nicht 
feststeht und das 1959 als Hühnerstall baubewilligt worden war, war 
1977, als die Liegenschaft vom Bauamt der Gemeinde B. begangen 
wurde, als Schuppen in Verwendung. Es war stets von Mietern 
bewohnt. Auf Gnmd des äußeren Erscheinungsbilds dieses Gebäu­
des ist nicht erkennbar, dass es als Hühnerstall genehmigt ist. Der 
Auftraggeber hatte dieses Gebäude 1997 für fünf Jahre vennietet. 

Die Beklagte kündigte in einem Schaufenster die Liegenschaft als 
,Baugrund mit drei Wohnhäusern' zum Verkauf an, wobei sie angab, 
dass zwei Wohnhäuser kurzfristig bezugsfertig seien und das dritte 
noch für drei Jahre vermietet sei. Der Erstkläger las diese Ankündi­
gung und infonnierte den Zweitkläger. Sie wandten sich an die 
Beklagte und besichtigten mit einer Beschäftigten der Beklagten 
zweimal die Liegenschaft. Den Klägern wurden zwei Gebäude, nicht 
aber das vermietete Gebäude, gezeigt. Da die Objekte bewohnt waren 
und gepflegt aussahen, kam die Mitarbeiterin der Beklagten nicht auf 
die Idee, entsprechende Bewilligungen könnten fehlen." 

ln der Folge kam es zu Schwierigkeiten, die schließlich zur Rück­
abwicklung des Kaufes führten. Der Käufer begehrt vom Makler 
die dabei entstandenen Kosten. Der OGH bejaht die Ersatz­
pflicht mit folgender (hier nur auszugsweise wiedergegebenen) 
Begründung: 

"Aus § 3 Ahs 3 MakierG folgt die Beratungspflicht des Maklers, die 
nicht nur im Verbrauchergeschäft besteht; § 30b Abs 2 KSchG kon-
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kretisiert diese Pflicht bloß näher (immolcx 2002/21 ). Der Immobi­
lienmakler ist Sachverständiger iSd § 1299 ABGB, weshalb - wie 
dies auch aus den genannten Materialien hervorgeht - von ihm 
erwartet werden kann, über einschlägige Probleme Bescheid zu 
wissen und richtige Auskünfte zu erteilen (SZ 71/78). Selbst bei 
bloß nachweisender Tätigkeit hat der Makler den Auftraggeber 
zumindest Liber erkennbare Vorteile und Nachteile des Objekts auf­
zuklären (SZ 71/78; immolcx 2002/21 ). Er hat insbesondere alle 
wesentlichen Infonnationcn über das Objekt zu erteilen." 

Abschließend zu diesem Kapitel sei noch darauf hingewiesen, 
dass jüngst Schilcher wieder ein Plädoyer für die Amtshaftung 
für Sachverständige gehalten hat". 

IV. Varia 

Wie immer zum Abschluss noch einige Themen, die unter kei­
nen gemeinsamen Nenner passen. 

1. Zunächst ein Hinweis auf § 38 WEG 2002, wonach der Woh­
nungseigentumsorganisator wie schon seit 1997 nach allem 
Wohnungseigentumsrecht bei Umwandlung eines mehr als 
zwanzig Jahre alten Hauses in Wohnungseigentum den Woh­
nungseigentumsbewerbern ein Sachverständigengutachten 
über den Bauzustand der allgemeinen Teile des Hauses vorzu­
legen hat. Kein Zwei1el, dass daraus auch allenfalls Haltungen 
des Sachverständigen gegenüber den Käufern entstehen kön­
nen. ln den fünf Jahren seit Existenz der Norm ist mir freilich 
noch kein diesbezügliches Urteil bekannt geworden. 

2. Die E 4 Ob 150/02s vom 20. 8. 2002 befasst sich mit der 
Ersatzfähigkeit der Kosten eines Privatgutachtens und führt dazu 
aus: 

"6. Kosten des Privatgutachtens 

Die Beklagte hat den Auftrag zur Erstattung eines Privatgutachtens 
am 8. 9. 1999 erteilt; am 13. \0. \999 wurde der Beklagten die 
Klage, am 15. 10. 1999 der Beschluss auf Bewilligung der Beweis­
sicherung zur Feststellung des gegenwärtigen Zustands des Bau­
werks zugestellt. Das erste Privatgutachten wurde am 29. I 0. 1999 
erstattet, also ebenso wie alle übrigen aktenkundigen Leistungen 
des Privatgutachters (zB weiteres Gutachten am 31. I. 200 I) erst im 
laufenden Rechtsstreit erbracht. Das Berufungsgericht hat die als 
Gegenfordenmg eingewendeten Kosten des Privatgutachters ,für 
die Betreuung mit vorprozessualer und prozessualer Mängelbegut­
achtung und die Belitssung mit Kontrollarbciten', die nahezu die 
Höhe des Streitwerts erreicht haben, deshalb ftir unberechtigt erach­
tet, weil ein unabhängig von der Rechtsverteidigung gegebenes 
Interesse des Beklagten an der Schadensfeststellung nicht gegeben 
sei. Es hält sich damit im Rahmen höchstgerichtlicher Recht­
sprechung zur Ersatzfähigkeit vorprozessualer Kosten eines Privat­
gutachtens, die dann Gegenstand eines eigenen SchHdenersHtzan­
spruchs sein können, wenn ein besonderes Interesse an der Sach­
verhaltsermittlung unabhängig von der Rechtsverfolgung oder 
Rechtsverteidigung in einem Prozess besteht (.1812001, 459 mwN). 
Zumindest derselbe Maßstab - wenn nicht ein noch strengerer -
muss aber umso mehr für solche Fälle gelten, in denen der Privat­
gutachter während eines schon anhängigen Verfahrens tätig wird, 
obwohl bereits- wie hier- ein gerichtliches Beweissicherungsver­
fahren angeordnet worden und mit der Klärung der zwischen den 
Parteien strittigen rragen durch einen gerichtlich bestellten Sach­
verständigen zu rechnen ist. Es wird im Übrigen stets von den 
Umständen des Einzelfalls abhängen, ob ein solches besonderes 
Interesse angenommen werden kann." 

3. Und ein Letztes, weil mir das Thema am Herzen liegt und wir 
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auch schon früher ein paar Sätze dazu gesagt haben: Zu 10 Ob 
179/01y vom 12. 2. 2002 hatte sich der OGH mit einem der (bei 
manchen Gemeinden) ebenso beliebten wie problematischen 
Raumordnungsverträge zu befassen. Dazu heißt es: 

"Nach diesen Feststellungen wurde von der klagenden PHrtci am 
29. 2. \996 die baubehördliche Genehmigung für den zweiten Bau­
abschnitt erteilt. Dieser Bescheid wurde der beklagten Partei jedoch 
nicht zugestellt, weil zwischenzeitig der Gemeinderat beschlossen 
halle, dass die beklagte Partei eine privatrechtliche Vereinbarung 
unterfertigen müsse. Mit Schreiben vom \8. 3. 1996 wurde der 
beklagten Partei mitgeteill, dass eine BHugcnehmigung nur nach 
vorheriger Unterzeichnung dieser Vereinbarung erteilt werden 
könne. Nach mehrmaligem erfolglosen Urgieren der Zustellung der 
Baubewilligung übersandte die beklagte Partei der klagenden Par­
tei am I 0. 4. 1996 die unterfertigte Vereinbarung, wobei sie in 
einem Begleitschreiben ausdrücklich darauf hinwies, dass die Ver­
einbarung nur unter dem Druck, ansonsten keinen Baubescheid zu 
bekommen, unterfertigt worden sei. Nach Einlangen der unterfer­
tigten Vereinbarung bei der klagenden Partei wurde der beklagten 
Partei am 16. 4. \996 der Bescheid über die baubehördliche Geneh­
migung vom 29. 2. 1996 zugestellt. Die rechtliche Beurteilung des 
Berufungsgerichtes, dass die Unterfertigung der Vereinbarung 
durch die beklagte Partei somit Bedingung für die Erteilung der 
Baubewilligung gewesen sei, ist durch die wiedergegebenen Fest­
stellungen des Erstgerichtes hinreichend gedeckt. Die Richtigkeit 
der Rechtsansicht des Berufungsgerichtes, dass eine solche zwin­
gende Verknüpfung von privatwirlschalllichen Maßnahmen der 
Gemeinde zur Verwirklichung der im Rahmen der Raumordnung 
angestrebten Entwicklungsziele (hier: Vereinbarung vom 16. 4. 
1 996) mit hoheitlichen Maßnahmen der Gemeinde, nämlich der 
Ertcilung der Baubewilligung, nicht zulässig ist, wird auch von der 
Rcvisionswcrberin nicht in Zweifel gezogen (vgl dazu auch jüngst 
VfSig 15.625 ~ JBI2000, 162 ua)." 

Schöner kann man es nicht sagen. 

Anmerkungen: 

Dazu schon SV 1996/3, 6. 
Uegenschaftsbewertung, 4. Aufl {2002) 173 f. 

3 ln der Diskussion am Brandlhof wurde dieser Standpunkt dahinge­
hend bestätigt, dass nur bei stärkerem lnstandsetzungsbedari des 
Zinshauses das Vorhandensein einer Mietzinsreserve eine Rolle spie­
len werde. ln einem solchen Fall sei aber- im Gegensatz zu dem, was 
im Standpunkt der Beklagten des vorliegenden Veriahrens anklingt­
das "Vorhandensein" einer Mietzinsreserve wertmindernd, weil es zu 
Instandhaltungsverpflichtungen des EigentümersNermieters führt, 
ohne dass er die Kosten auf die Mieter überwälzen kann. 
Ähnlich zB 3 Ob 214/02w vom 23. 10. 2002, JBI 2003, 321. 
Diese Hoffnung, schon im Vorjahr beim einschlägigen Kapitel des 
Vortrags geäußert, scheint sich zu bestätigen. 
Veröffentlicht ua in SZ 69/258 = JBI 1997, 524 mit Anm Harrerund 
Rummel, JBI1997, 674 ff: vgl dazu SV 1997/3, 6. 
Veröffentlicht schon in SV 2003/1, 38 ff. 
ln der Diskussion wurde mit Recht die Frage aufgeworien, ob aus der 
Tatsache, dass das Gericht unzulässigerweise dem SV Teilbeträge 
vorweg zugesprochen hat, ein Amtshaftungsanspruch resultieren 
könne. 

' SV 2002/4, 213 ~ RdW 2003, 79/58. 
'
0 Schilcher, Dogmatische und pragmatische Überlegungen zur Haftung 

der Gerichtssachverständigen, Festschrift für Jefinek (2002) 241 ff. 

Korrespondenz: 
o. Univ. -Prof. Dr. Peter Rummel 
Institut für Zivilrecht 
der Johannes Kepler Universität Linz 
4040 Linz, Altenberger Straße 69 
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Michael Hladik 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Mikroorganismen an Fassaden 
- Grundsätzliche und kritische Gedanken 
- Ansatz zur Problemlösung 

Mikrobielle Schädigungen durch Algen- oder Pilzbewuchs 
an Hausfassaden treten in den meisten Fällen schon nach 
kurzer Bestandszeit des Objektes auf und können - im Falle 
von Plizen - anfänglich sogar unsichtbar sein und erst im 
Lauf der Zeit durch die Ablagerung der Stoffwechselproduk­
te erkennbar werden. Reklamationen betroffener Bewohner 
und Eigentümer bestehen dem Grunde nach zu Recht. Durch 
Mikroorganismen befallene und dadurch auch verfärbte Fas­
saden kann man nicht als hinzunehmende Zeiterscheinung 
einstufen, die absolute Mehrzahl aller Gebäude aus Vergan­
genheit und Gegenwart weisen diese Eigenheit nicht auf. Die 
vereinzelt hörbare Forderung, mikrobiellen Befall nach einer 
bestimmten Zeit (zB nach 5 Jahren) nicht mehr als Reklama­
tionsgrund anzuerkennen, ist keine Lösung. 

Bei allen Überlegungen und Diskussionen zum Thema ist davon 
auszugehen, dass Bewuchs mit Algen, Pilzen, Flechten, Moosen 
und anderen Organismen nicht eine "üblich zu erwartende 
Eigenschaft" bzw nicht die geforderte Mangelfreiheit im Sinne 
der Gewährleistungsparagraphen unserer bürgerlichen Gesetz­
bücher darstellt. 

Die gegenwärtig garantierbare Dauer der Algenfreiheit ist 
bedenklich kurz. Man kann davon ausgehen, dass derzeit eher 
drei als fünf Jahre Gewährleistung für Algenfreiheit angeboten 
werden. Ganz verworren ist die gegenwärtige Situation im Bezug 
auf die Haftung bzw. Verantwortung, vor allem, weil es noch keine 
durchgängige Rechtsmeinung (Urteile) gibt. Diese hängt aber 
sehr wesentlich von den Ergebnissen der vielfältigen, teils auch 
unnützen Diskussionen der mit der Problematik Befassten ab. 

Gesamtheitliehe Betrachtungsweise ist gefordert 

Bei der Analyse von Bauschäden und beim Beheben von Bau­
problemen herrschen nicht selten lineare Denkweisen vor. 

Bild 1: Die für Algen typische Streitenform entsteht durch den Regen. 
Der schmale Streifen unterhalb des Dachrandes ist witterungsgeschützt, 
trocken und frei von mikrobiellem Befall. 
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Selbst Experten kamen und kommen bei mikrobiellen Proble­
men zu verschiedensten und nicht selten auch zu widersprüch­
lichen Einzelmeinungen, immer ein wenig beeinflusst von der 
eigenen Fachrichtung, vom persönlichen Berufsstand, vom 
Inhalt des Beurteilungsauftrages, leider viel zu oft mit zu engem 
Blickwinkel. Die Vielfalt der Informationen über Ursachen und 
Möglichkeiten zur Vermeidung und Sanierung mikrobiell befalle­
ner Fassaden, sind verwirrend umfangreich. 

Möglichen Algenbelall gänzlich der Hinweispflicht des Letzten in 
der Kette der Ausführenden zu überantworten, ist in gleicher 
Weise unzulässig, wie das Thema nur auf Bauweisen der 
Gegenwart oder nur auf Materialeigenschaften zu fokussieren. 

Bild 2: Was trocken bleibt, bleibt 
algenfreit Taufeuchte ist auch an 
diesem Objekt nicht primäre 
Ursache für mikrobiellen Befall. 

Die Parameter 

Bei genauer Betrachtung ist 
eine ganze Reihe von Ursa­
chen zu erkennen, die für 
mikrobielle Beläge an Fassa­
den sorgen. Sie können ein­
zeln, gleichzeitig und hinter­
einander, aber auch gemein­
sam wirken. Die nachfolgend 
genannten, recht unterschied­
lichen Parameter haben auch 
unterschiedlich starken Ein­
fluss auf das Wachstum von 
Mikroorganismen. 

Topografie und regionale Kli­
mazustände sind mit ent­
scheidend. Mikrobieller Befall 
im alpinen Bauraum ist 
anders zu sehen, als jener an 
der Küste. Eine globale 
Betrachtungsweise, eine 
gesamtheitliehe Beurteilung 
von mikrobiellen Fassaden­
schäden ist unabdingbar. 

Die Reihenfolge der nachfolgenden Parameter stellt daher kei­
nerlei Wertung im Hinblick auf den Einfluss dar, sie erhebt auch 
keinen Anspruch auf Vollständigkeit. 

- Veränderte Umweltbedingungen und -einflüsse durch stark 
reduzierten Einsatz von Pestiziden in der Land-, Forst- und Gar­
tenwirtschaft haben zu "mehr Leben" in der Luft geführt. Die 
grundsätzliche Anwesenheit von Algenzellen und Pilzsporen in 
der Umgebung von Bauwerken spielt jedenfalls eine wichtige 
Rolle für die dort später flächig auftretenden Mängel, für mikro­
biellen Befall ausschließlich verantwortlich sind sie jedoch nicht. 

- Verändertes Umweltbewusstsein hat auch im Bauwesen zu 
Produkten geführt, die schon fast dem Lebensmittelkodex ent­
sprechen, sie sind damit zwar sehr umweltfreundlich, besitzen 
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aber andererseits auch keinerlei eigene innere Abwehrkräfte 
mehr gegen Mikroorganismen. Die anhaltend alkalischen und 
nicht selten auch toxischen Inhaltsstoffe von Putzen und Anstri­
chen früherer Zeiten waren sehr verlässliche "Biozide", auch 
wenn man das damals nicht bewusst aus diesem Blickwinkel 
gesehen hat. 

-Zwingend auszuführende Außenwanddämmungen, von diver­
sen Interessensgruppierungen bis zur staatlichen Verordnung 
forciert, haben zur Folge, dass zur Herstellung der dünnen Putz­
lagen auf den dicken Dämmschichten elastischere Spachtel­
und Putzmaterialien erforderlich wurden. Die damit verbundene 
Abkehr von rein mineralischen zu organisch vergüteten oder 
überhaupt zementfreien Produkten, brachte zwar den Vorteil, 

Bild 3: Die nur wenige cm überstehenden VorblechUngen und Fenster­
bänke sorgen augenscheinlich für wirkungsvollen Fassadenschutz. 
Belastung durch Taufeuchte ist an allen Flächen gleichermaßen ge­
geben, hat aber offenbar keine primäre Kausalität. 

dass auch dünnste "Putzhäute" Schutzfunktionen übernehmen 
können, brachte aber auch verstärkt organische Bindemittel an 
die Fassade, die wiederum für Pilze Nahrung und Lebensgrund­
lage sein können. 

- Algen und Pilze unterscheiden sich ganz wesentlich in Art, 
Aussehen, Schadensbild und Folgeschäden. Algen sind kurzle­
bige pflanzliche Einzeller, die sich durch Zellteilung vermehren 
und vom Niederschlag weiterverbreitet werden, wie die sehr typi­
schen, tränenförmigen und auffälligen Verfärbungen oft zeigen. 
Die wesentlichen Lebensgrundlagen für Algen sind das co, aus 
der Luft und aus dem Wasser, Licht und das Wasser selbst. 
Durch Photosynthese bilden Algen aus diesen Ingredienzien die 
erforderliche Zellnahrung. 

Tausende Arten von Algen haben unseren Planeten besiedelt, 
sie kommen im ewigen Eis der Pole ebenso vor, wie in kochend 
heißen Geysiren lslands. Die ersten Anzeichen von Leben auf 
erkalteten Lavaströmen sind Spuren von Algen. Sie besiedeln 
nur die Oberfläche und schädigen kaum die Substanz, sie füh­
ren zu keiner nachhaltigen Schädigung von Baustoffen, Putzen 
oder Beschichtungen, können aber Substrat für höhere Formen 
von Mikroorganismen werden. Abgestorbene Algenzellen bilden 
eine ideale Lebensgrundlage für Pilze, Moose, Flechten: es kann 
als Regel gesehen werden, dass Algen- und Pilz-Kolonien in 
Symbiose auftreten. 

Pilze benötigen kein Licht und vergleichsweise wenig Feuchtig­
keit, aber organische Nahrung. Diese wird in organisch gebun­
denen Putzen und Spachtelmassen reichlich angeboten. Die 
Vermehrung und flächige Verbreitung der Pilze erfolgt über die 
Sporen und auch über das sehr dünne, kaum sichtbare Wurzel-
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geflecht, das Myzel. Dieses leitet langfristig Feuchtigkeit in die 
Putz- und Wandsysteme ein (Dochteffekt). Pilze erzeugen Stoff­
wechselprodukte, die Außenflächen optisch beeinträchtigen und 
im Falle von Stoffabbau oder Säureproduktion auch die Sub­
stanz des Untergrundes zerstören können. 

- Neue Bauweisen haben verstärkte Kondensfeuchte zur Folge. 
Außenseitig gedämmte Umfassungswände bzw. Fassaden sen­
ken zwar Energie- und Heizkosten, sind aber aufgrund der gerin­
gen Wärmespeicherfähigkeit der äußersten Schichten auch 
anfällig für Unterkühlung. Das ist gleich bedeutend mit höherer 
Anfälligkeit für Taufeuchte. Die gehemmte Wärmeenergie aus 
dem Gebäudeinneren spart zwar Energieressourcen ein, fehlt 
aber andererseits an der Fassadenoberfläche zum rascheren 
Abtrocknen derselben. Die in der Umgebungsluft enthaltene 
Feuchtigkeit kann ganz besonders an jenen Stellen kondensie­
ren, die frei ins Weltall gegen den Nachthimmel abstrahlen kön­
nen und dabei gegenüber der Umgebungsluft unterkühlen. Des­
wegen ist der Taubefall an geschützten Fassadenbereichen 
auch wesentlich geringer als an frei abstrahlenden Flächen. Der 
Vergleich mit einer Karosserie ist zulässig: Obere Fahrzeugflä­
chen (Motorhaube, Dach, Kofferraumdeckeil sind immer stärker 
von Tau befallen oder vereist, als die seitlichen Flächen (Türen, 
Radkästen), weil diese weniger direkt Wärme in das All abstrah­
len. 

- Dauerbewitterung von Fassaden, welche keinen Schutz in 
Form von Vordächern, Vorsprüngen, Gesimsen, Überständen, 
Gliederungen usw. aufweisen, ist möglich. Die Gestaltung der 
Fassaden darf nicht nur den optischen Vorstellungen des Pla­
nars bzw. des Errichters verpflichtet sein sondern hat auch eine 
ganze Reihe bautechnischer und bauphysikalischer Anforderun­
gen (zB Standfestigkeit Wärmeschutz, Schallschutz, Feuchte­
schutz, Brandschutz usw.) zu erfüllen. Es wird häufig übersehen, 
dass die neuen in ihrer Gesamtheit sensibler gewordenen High­
Tech-Außenwandsysteme selbst Schutz brauchen, vor allem 
Schutz vor Witterungseinflüssen. So entstehen immer wieder 
Fassaden ohne jeglichen konstruktiven Witterungsschutz. Die 
damit unvermeidlichen Schäden versucht man den Ausführen­
den und den Materiallieferanten anzulasten. 

Die leider weit verbreitete 

Meinung, dass zB geringe :······ Dachüberstände keinen 
Witterungsschutz für .-.;:::.. 
hohe Fassaden darstellen 
würden, ist absolut falsch. 
Davon kann sich jeder 
aufmerksame Beobachter 
selbst überzeugen, wenn ~ 
er nach einem Regen Fas- 'J!II•· 
saden mit und ohne Vor- ~·~" .U 
dach vergleicht. 

- Sekundär-Diffusion, die 
"Schubumkehr" an der 
Fassade, ist vielen Bau­
schaffenden völlig unbe­
kannt. Die neuen Bau­
techniken und die heutige 
Architektur haben auch 
die Möglichkeit einer tem­
porären Umkehr der Was­
serdampfdiffusion mit sich Bild 4: Eine nur 30 cm tiefe Nische 
gebracht. Im "Normalzu- reicht aus, um drei Geschossen ausrei­
stand" entsteht durch den ehenden Witterungsschutz zu bieten. 
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Bild 5: Die Fensterbank als augenfäfliger 

Konzentrationsaus­
gleich des höheren 
Wasserdampf-Partial­
drucks im Gebäu­
deinneren (warm und 
feucht) zum niedrige­
ren Wasserdampf­
Partialdruck außen­
seitig (trocken und 
kühl) ein Diffusions­
strom vom Raum mit 
dem höheren zum 
Raum mit dem niedri­
geren Wasserdampf­
druck, also von Innen 
nach Außen. Damit 
transportierte Feuch­
tigkeit keinen Scha­
den im Bauwerk 
selbst anrichtet. wer­
den innenseitig 
Dampfsperren und 
außenseitig diffu­
sionsoffene Baustoffe 
gefordert. erzeugt 
und auch eingesetzt. 

Algenverhinderer! Im Zusammenwirken 

mit einer kontinuierlich bewitterten äußeren Gebäudeoberfläche 
ermöglichen diffusionsoffene Baustoffe eine Umdrehung der 
bauphysikalischen "Normai"-Zustände am und im Bauwerk. 
Wird eine von der Sonne aufgeheizte Fassade kurz nachfolgend 
beregnet (zB durch Gewitter), ist es nunmehr außenseitig warm 
und feucht, innerhalb des Wand- bzw. Schichtensystems jedoch 
vergleichsweise kühl und trocken. Den Naturgesetzen, und nur 
diesen folgend, erfährt der Diffusionsstrom jetzt eine Art Schub­
umkehr, er verläuft nun von Außen nach Innen. 

Diese Sekundär-Diffusion lässt Wasser in Dampfform durch die 
diffusionsoffenen Materialien soweit nach innen gelangen, bis es 
kondensiert. Die so IN das System eingetragene Nässe verbleibt 
dort, denn der umgekehrte Fall: feucht-warm Drinnen und tro­
cken-kühl Draußen, tritt nicht mehr ein. Zu erörtern, was dieses 
Wechselspiel von "Wasser-rein: ja- Wasser-raus: nein" in Wand­
und Putzsystem dauerhaft bewirken kann, noch dazu im 
Zusammenhang mit großen Temperaturamplituden, würde den 
Rahmen dieses Beitrages sprengen. 

Der Feuchtigkeitshaushalt, also die materialtechnische Eigen­
schaft einer Beschichtung, eines Putzes oder Mörtels, flüssiges 
Wasser aufzunehmen und wieder abzugeben, ist für das ober­
flächennahe Mikroklima und damit für den mikrobiellen Befall 
von Bedeutung. Dennoch wird dieser Materialkennwert nicht 
bekannt gegeben. 

- Algizide, Fungizide - vorher oder nachher? Vorbeugen oder 
Behandeln wird von verschiedenen Experten ebenso unter­
schiedlich gesehen. Im Sammelbegriff als "Biozide" bezeichnet, 
sind es chemische Flüssigprodukte, die einerseits in die Putze 
und Beschichtungen zugemischt oder später an befallenen Flä­
chen aufgetragen werden. Damit sie in den Mikroorganismen 
überhaupt wirksam werden können, müssen diese Mittel von 
den Organismen aufgenommen werden können, was nur bei 
Wasserlöslichkeit möglich ist. Damit wird aber wieder die Eigen­
schaft einer Komponente zum Problem für das System, denn 
Niederschläge waschen an nicht oder nur gering geschützten 

134 DER SACHVERSTÄNDIGE 

Fassadenflächen die Biozide aus. Das Ablaufdatum der bioziden 
Wirkung solcher Mittel ist bald erreicht. Die von den industriellen 
Herstellern der Präparate gewährten Wirksamkeitsgarantien 
sprechen für sich: die Regel sind drei Jahre! Wie man zwischen­
zeitlich weiß, werden die heute noch halbwegs wirksamen Bio­
zide schon in Kürze durch EU-Gesetze verbotene Stoffe sein. 

"Was trocken bleibt, 
bleibt algenfrei!" 

Das ist die Erkenntnis des Verfassers aus der eigenen Begut­
achtung zahlreicher Schadensfälle. ln jedem Fall ist deswegen 
diese Grundsatzfrage zu stellen: "Gibt es an den bemängelten 
Flächen kleinere oder größere Teilbereiche, die keinen Algen­
und Pilzbefall aufweisen?" ln den allermeisten Fällen lautet die 

r 
I 
I 

Bild 6: Mikrobie/1 befallene Fassaden rufen die Anbieter von afternativen 
Fassadenverkleidungen auf den Plan. Braucht eine Metallfassade kei­
nen Witterungsschutz? 
Antwort siehe Bild 6a 

Bild 6a: ... natürlich! Oder man nimmt dieses Aussehen in Kaut. 

Antwort darauf: Ja! Es ist vielfach dokumentierte Tatsache, dass 
unter auskragenden Balkonplatten, unter Erkern und sogar 
unterhalb von nur wenigen Zentimetern vorstehenden Fenster­
bänken und Dachrändern (Biechkanten), unterhalb von Monta­
gesockeln von Beleuchtungskörpern, einfach überall dort, wo 
Fassaden-Teilbereiche von Niederschlag weitgehend verschont 
blieben, sich in der Regel auch keine mikrobiellen Belastungen 
finden. Das ist auch Beweis dafür, dass Taubelastung alleine 
i.d.R. nicht zu mikrobiellen Problemen führt. Solche, auch nur 
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minimal geschützten Flächen werden in Ihrer direkten Wärme­
abstrahlung ins Weltall durch konstruktive Überstände behin­
dert, und unterkühlen daher nicht so stark. 

Wer hallet für mikrobielle Fassadenschäden? 

Natürlich kann es nicht die Bauherrschaft sein, der man vielleicht 
versucht klar zu machen "Hätten sie kein Haus gebaut, hätten sie 

Bild 7: Auch Holzfassa­
den werden unansehn­
lich, wenn der Witte­
rungsschutz fehlt. 
Beachten: Die wesent­
lich intensivere Verwit­
terung in den oberen 
Fassadenbereichen. 

jetzt keine Probleme!"- wie sich ein beklagter Ausführender im 
Rahmen einer Gerichtsverhandlung gegenüber dem klagenden 
Bauherrn äußerte. 

Nur Baufachleute, wie Architekten, Bauunternehmer und Fassa­
denbauer (Stuckateure), aber auch die Produkt- und System­
hersteller verfügen über ausreichende Fachkenntnisse und 
Erfahrung, und nur diese haben auch das fachlichinformative 
Hintergrundwissen aus Fachzeitschriften, Fortbildungsveranstal­
tungen und Diskussionen, dass an neuzeitlichen Bauweisen 
mikrobielle Schäden auftreten können - sofern diese erheb­
lichen Beleuchtungen ausgesetzt sind. Selbst den zahlreichen 
Energiesparberatern der unterschiedlichsten Organisationen 
sind diese Probleme nicht unbekannt. All die Genannten haben 
eine deutliche Aufklärungs-, Prüf-, Warn- und Hinweispflicht 
gegenüber dem jeweiligen Auftraggeber. 

Die Prüf- und Warnpflicht 

kann aber auch nicht zum einzig selig machenden Grundsatz 
des Bauens gemacht werden! Das Problem der mikrobiellen 
Fassadenschäden und auch dessen Lösung muss als allgemein 
bekanntes Bauwissen verankert werden. Es kann nicht von Prow 
duldehersteilem und/oder von handwerklichen Dienstleistern 
verlangt werden, dass sie bereits vor Auftragserteilung auf die 
Möglichkeit späterer Algen- und Pilzschäden an ihren Produkten 
und Leistungen hinweisen. Die Szenarien im Detail und öffent­
lich aufzuzeigen, wäre die Pllicht der zahlreichen lnteressens­
gruppierungen, Industrie- und Handwerksverbände. 

An dieser Stelle ist ein gesamtheitliches Denken von gewerb­
lichen Auftraggebern, wie zB privaten und öffentlichen Bauträ­
gern nachdrücklich einzufordern. Warnende und Bedenken 
anmeldende Auftragnehmer dürfen nicht als Lästlinge von spä-

HEFT 3/2003 

Mikroorganismen an Fassaden 

ter zu vergebenden Aufträgen ausgegrenzt werden, sondern solw 
len vielmehr als qualitätsbewusste Partner besonders anerkannt 
werden. 

Mitverschulden des Auftraggebers 

wird nicht selten mit dem Argument " ... wir bedienen uns schließ­
lich der Fachleute ... " in Abrede gestellt. Sobald sich aber ein 
Auftraggeber eines professionellen Vertreters (Architekt, Bau­
meister, Projektmanager) bedient, ist er fachkundig vertreten 
und kann eigene Fach- und Sachkenntnis nicht mehr in Abrede 
stellen. Keinesfalls hat so ein fachkundiger Vertreter des Bau­
herrn die Aufgabe, Ausführende vor deren eigenen Fehlern und 
Irrtümern zu bewahren. Die Erfüllung der Sorgsamkeilspflicht 
eines Architekten oder Bauführers sollte jedoch jeder von Algen 
und Pilzen betroffene Bauherr, aber auch der eventuell tätig wer­
dende Sachverständige nicht unbeachtet lassen. 

Lösungsansatz 

Wenn wir die gesellschallspolitisch forcierten und vom 
Gesetzgeber aus energetischen Überlegungen vorgege­
benen Wandaufbauten umsetzen und langfristig von 
mikrobiellen Belastungen frei halten wollen, müssen aus 
heutiger Sicht die Oberflächen von Fassaden weitgehend 
trocken gehalten werden. Nur entsprechende konstrukti­
ve Maßnahmen können das bewirken! 

Die Beharrung auf Konstruktionsformen, die keinen 
Schutz für Fassaden bieten und die derzeit verbreitete 
Methode der gegenseitigen Schuldzuweisungen ist zu 
überdenken. 

Nicht nur bei der Konzipierung neuer Materialien und 
mikroorganisch resistenter Systeme, nicht nur bei der 
Prophylaxe, sondern auch bei der Suche nach dauerhaf­
ter Schadensbehebung, müssen sich alle Beteiligten ein­
bringen und die Erfordernisse der einen Seite mit den 
Möglichkeiten der anderen Seite abstimmen. 

Naturgesetze und meteorologische Besonderheiten dür­
fen weder bei der Planung, noch bei der Ausführung und 
auch nicht bei einer allfälligen gutachtlichen Bewertung 
außer Acht gelassen werden. 

Nachsatz: 
Die bis dato einzige, allgemein anerkannte Re.gel der Technik, ist das 
Merkblatt "Algen, Pilze u.a. an Fassaden" der Osterreichischen Arbeits­
gemeinschaft Putz- ÖAP, einem seit 16 Jahren bestehenden technischen 
Zusammenschluss von 60 Putzindustrien, Baustoffherstellern und Hand­
werksunternehmen. ln diesem Papier werden Ursachen und Vermei­
dungsmöglichkeiten kurz und prägnant aufgezeigt. 

Website: www.oeap.at = > Publikationen = > MB Algen und Pilze. 

Korrespondenz: 
Michael Hladik 
Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 
für lnnenputze, Außenputze und Wärmedämmverbundsysteme 
Sachverständigenbüro M. Hladik 
6161 Natters-lnnsbruck 
E-Mail: sv@hladik.at 
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Dr. Ursula Mitterlehner 

Wie viel ist Hausarbeit wirklich wert? 
Monetäres Bewertungsmodell für die bis dato unentgeltliche Haushaltstätigkeit 

Genau an diesem sensiblen Punkt hakt die aktuelle Studie 
zum Thema .,Realistische Betrachtung einer fiktiven Einkom­
menskomponente" ein und schafft eine objektive Bewertung 
der Hausarbeit, die sich in aussagekräftigen Zahlen nieder­
schlägt. 

Im Allgemeinen erscheinen die Tätigkeiten im Haushall eher 
unattraktiv und uninteressant, obwohl jeder von uns in einem 
Haushalt lebt, in dem die Hausarbeit permanent zu erledigen ist. 
Vielleicht ist gerade dies der Grund, warum Themen rund um 
den Haushalt das öffentliche Interesse nicht bewegen, denn 
ungeliebter Alltagstrott ist für Schlagzeilen kein Thema, oder 
doch? Das Management eines Haushaltes ist eine Abfolge sehr 
komplexer und teilweise auch komplizierter Arbeitstätigkeiten. 
Bei genauerer Betrachtung ist das Haushaltsgebilde ~ schwer 
durchschaubar organisiert und daher chaotischen Ordnungs· 
prinzipien folgend ~ die zentrale Funktionsstelle des gesamten 
Arbeitsstaates. 

Im Rahmen dieses Gebildes werden mannigfaltige konsumrele­
vante Entscheidungen direkt getroffen und indirekt persönliche 
moralische Haltungen und politische Einstellungen geprägt. Die 
Einflusssphäre des Haushaltes spannt sich somit von Konsum, 
Kultur und Bildung bis hin zur individuellen Freizeitgestaltung. 
Das sind genau jene Kernbereiche die unser Wirtschaftssystem 
ausmachen und bis dato nicht wirklich beziffert wurden ~ also 
ein blinder Fleck in der Weit der Wissenschaft. 

Historie zur Studienerstellung 

Die empirische Basisforschung wurde bereits 2001 durchgeführt 
und im Laufe der Zeit immer wieder durch neue Erkenntnisse 
ergänzt. Über 400 befragte Frauen trugen mit ihren Meinungen 
und Aussagen wesentlich zum Gelingen dieser Studie bei und 
aufgrund der Fülle des Datenmaterials kann davon ausgegan­
gen werden, dass es sich hierbei um repräsentative und aussa­
gekräftige Werte handelt. Ziel sollte es sein, die Arbeitsleistung 
im Haushalt transparent zu machen und gleichzeitig Grundlagen 
zu schaffen, die eine objektive Bewertung der Hausarbeit er· 
möglichen. Nicht nur Versicherungen werden oftmals damit 
betraut, den monetären Wert der Arbeitsleistung einzuschätzen, 
auch ist es zumeist in Scheidungsverfahren notwendig, über 
den Wert der geleisteten Arbeit im Haushalt Bescheid zu wissen. 

Volkswirtschallliehe Diskriminierung der Hausarbeit durch 
mangelnde monetärer Bewertung ... 

• Ist Hausarbeit eine illegale Aktivität mit Abgabenhinterzie­
hung? 

Zum heutigen Begriffsverständnis von "Arbeit" wird die Leistung 
im Rahmen des privaten Haushaltes von Volkswirten praktisch 
als "Nichtarbeit" bezeichnet. Dies betriffl sowohl die Hausarbeit, 
die überwiegend von Frauen geleistet wird, aber auch die Män­
ner dominierte Do-it-yourself-Heimwerkertätigkeit und die Nach­
barschaftshilfe. Hausarbeit verstößt natürlich im Gegensatz zur 
Schwarzarbeit weder gegen gesetzliche Gebote noch gegen 
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gesellschaftliche Spielregeln. Trotz diesem eklatanten Unter· 
Scheidungsmerkmal reihen Ökonomen, die sich mit Schatten­
wirtschaft (gleichbedeutend mit Schwarzarbeit) beschäftigen, 
auch die Hausarbeit zu den "Illegalen Aktivitäten mit Abgaben­
hinterziehung". Dieser diskriminierende Umstand müsste einen 
Aufschrei aller Beteiligen, und das sind wir im Prinzip alle, verur­
sachen ~tut es aber nicht. 

offizielle Wirtschaft 
formeller Sektor 

Wirtschaft 

Schattenwirtschaft 
informeller Sektor 

individuell 
(Hausarbeit) 

Abbildung 1: Darstellung der Wirtschaftsformen 

Die Zuordnung der Hausarbeit zu dieser problematischen Kate­
gorie fußt auf der Einschätzung und dem Konflikt zweier Dimen­
sionen: einerseits haben nur Tätigkeiten, denen ein eindeutiger 
monetärer Gegenwert zugeordnet werden kann, auch einen 
volkswirtschaftlichen Wert und andererseits fallen grundsätzlich 
nur jene Tätigkeiten unter "legal", die dem Staat Steuereinnah­
men bringen. Ein weiterer Grund, warum die Hausarbeit über­
haupt zum Bereich der "Schattenwirtschaft" subsumiert wird, 
liegt wohl darin, dass ihr volkswirtschaftlicher Wert zum Brutto· 
Sozialprodukt gerechnet werden müsste, dieser jedoch nicht 
ausgewiesen wird. 

• Was könnte sich durch eine Änderung der volkswirtschaft-
lichen Betrachtungsweise ergeben? 

Die im Rahmen der empirischen Forschung erarbeiteten Bewer· 
tungsmodelle könnten Ökonomen als erster Schritt in Richtung 
einer Aufwertung der erbrachten Leistungen im Haushalt dienen. 
ln weiterer Folge könnte die ökonomische Höherbewertung 
sicher eine gesellschaftspolitische Änderung der Denkweisen 
mit sich ziehen und so gesellschaftspolitisch wirksam werden ~ 
ein wichtiger Schritt in Richtung imagemässiger Gleichbehand­
lung mit der entgeltlichen Erwerbsarbeit 

• Zeitinputs in volkswirtschaftlicher Hinsicht 

Auf Basis des durchschnittlichen Zeitaufwandes in den Haushal­
ten (Basisauswertung nach Anzahl der Haushaltsmitglieder) und 
Multiplikation mit der Anzahl der einzelnen Haushaltstypen des 
Jahres 2000 (Volkszählung 2001 in Österreich), wird es möglich, 
repräsentative gesamtwirtschaftliche Daten über den Wert der 
Haushaltsproduktion zu berechnen. So ergibt sich ein durch­
schnittlicher wöchentlicher Arbeitseinsatz in Österreichischen 
Haushalten in Höhe von rund 65.683.200 Millionen Stunden ~ 
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eine enorme Größenordnung, wenn man bedenkt, dass diese 
Wertschöpfung keine Berücksichtigung findet. Hier wird schnell 
ersichtlich, dass die Hausarbeit einen beträchtlichen Teil der 
Gesamtarbeitszeit der Frauen einnimmt - Arbeitszeit mit 
schlechtem Image und gänzlich unabgegolten! 

Erwerbstätig Haushalt 

Haushaltspersonen 

1 Person 14 h 32 min 20 h 30 min 

2 Personen 17 h 39 min 23 h 40 min 

3 Personen 20 h 30 min 24 h 44 min 

4 Personen 22 h 14 min 31 h30min 

5 Personen 25 h 34 min 38 h 36 min 

Tabelle 1: wöchentliche Arbeitszeit im Haushalt unter Berücksichtigung 
der Haushaltspersonen 

Wie viele Stunden müssen für die Erledigung der Hausarbeit 
aufgewandt werden? 

Zwei, vier oder rund acht Stunden täglich- also Vollzeitjob? Die 
empirische Erhebung mittels standardisiertem Fragebogen 
kommt zu interessanten und teilweise auch überraschenden Er­
gebnissen. Hieraus lässt sich erkennen, dass Berufstätige werk­
tags rund 2 Stunden und 45 Minuten in die Hausarbeit investie­
ren. Unter Beachtung der zusätzlichen Hausarbeitszeit an den 
Wochenenden ergibt sich ein Stundenkontingent für berufstätige 
Frauen von rund 21 Stunden und 35 Minuten pro Woche. Im Ver­
gleich dazu: ausschließlich im Haushalt beschäHigte Frauen sind 
25 Stunden und 47 Minuten wöchentlich mit der Erledigung der 
Hausarbeit beschäHigt. Diese Zeitangaben erscheinen auf den 
ersten Blick relativ niedrig angesetzt; repräsentieren jedoch die 
Meinungen und Einschätzungen über 400 befragter Frauen. 

Hausarbeit ist absolut individuell und dementsprechend wird 
auch der Zeitaufwand von Haushalt zu Haushalt verschieden 
sein. Zur differenzierten Bewertung des speziellen Haushaltstypus 
dienen weiterführende Auswertungen unter Berücksichtigung 
persönlicher Anhaltspunkte, wie beispielsweise Alter, schulische 
Bildung oder Anzahl der Haushaltsmitglieder. Eindeutige Ten­
denzen sind unter anderem dahingehend ersichtlich, dass Frau­
en mit Pllichtschulabschluss (unabhängig ob Berufstätig oder 
nicht) rund 24 Wochenstunden im Haushalt aufwenden, wäh­
rend Frauen mit Universitätsabschluss lediglich 18 Stunden und 
24 Minuten wöchentlich in die Hausarbeit investieren. 

Umversität 

Höhere Schule 

Fachschule 

Pflichtschule 

[iJ Stunden werktags • Stunden Wochenende 

Abbildung 2: Darstellung des täglichen Zeitaufwandes werktags und an 
den Wochenenden 
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Der ideelle Wert der Leistung 

Annähernd 700.000 Frauen in Österreich zählen den Privathaus­
halt zu ihrem ausschließlichen Betätigungsfeld. Und doch hat 
sich noch niemand die Frage gestellt, mit welchem Wert diese 
Arbeitsleistung zu beziffern ist. Kann man dies überhaupt in Geld 
bemessen? Wirklich manifest wird die Sache meist erst als spä­
tes Erwachen: Wenn die Hausfrau und Mutter nach dreißigjähri­
ger Ehe im Verlauf eines Scheidungsverfahrens feststellt, was 
ihre Arbeit wert war und sie die ganze Last der Abhängigkeit 
wirklich zu spüren bekommt. Zumeist wird auch das Ausmaß der 
täglich wiederkehrenden Tätigkeiten im Haushalt unterschätzt. 
Der Gewöhnungsetfakt führt bis zum fatalen Eindruck, es müsse 
tatsächlich nicht gearbeitet werden, um den gewohnten Haus­
haltszustand aufrecht zu erhalten. Erst in jenen Fällen, in denen 
ein reibungsloser Ablauf nicht mehr gewährleistet werden kann, 
treten Dritte in den Vordergrund und versuchen, den Verlust der 
Arbeitsleistung im Haushalt zu bewerten. 

Bewertungsmodelle 

Das Bewusstwerden des Zeitausmaßes alleine führt noch zu kei­
ner Höherbewertung in der Gesellschan. Es sind monetäre 
Werte, die einer Leistung den Anschein von Notwendigkeit ver­
mitteln. Der Wert der Haushaltsproduktion kann mit Hilfe einer 
Palette von Bewertungsmethoden ermittelt werden. Hierbei gilt 
es abzustimmen, welche der Methoden für die individuelle 
Bewertung des Haushaltes Anwendung finden sollte: 

• der analytische Ansatz - jede einzelne Tätigkeit im Haushalt 
wird einer Bewertung unterzogen 

• der summarische Ansatz - die Gesamtheit der Tätigkeiten 
wird mit monetären Werten hinterlegt 

• der output-orientierte Ansatz - Bewertung der produzierten 
Güter (Output) 

• der input-orientierte Ansatz - Bewertung der geleisteten 
Arbeitszeit (Input) 

Die Bewertung der Haushaltstätigkeiten erfolgt bei der letztge­
nannten Methode über fiktive Stundensätze, also Zeitinputs. Um 
diese Methode jedoch anwenden zu können, müsste man den 
Stundensatz der bis dato unentgeltlichen Arbeitsleistung ken­
nen. Problem ist nur, dass dieser in der Praxis in der dazu not­
wendigen Art und Weise nicht existiert. Aus diesem Grunde 
müssen andere Werterichtlinien herangezogen werden, wie bei­
spielsweise 

• Mindestlohntarife der Hausangestellten 
• Marktlöhne jener Berufsgruppen, deren Qualifikation und 

erbrachte Leistung mit jenen im Haushalt vergleichbar sind 
(Restaurant, Wäscherei, etc.) 

• Durchschnittsentgelte weiblicher Arbeiter und Angestellte am 
Arbeitsmarkt 

• Entlohnung am Markt, hinsichtlich der Erwerbstätigkeit auf 
die jene Personen, die im Haushalt tätig sind, verzichten 
(Opportunitätskosten) 

Die Opportunitätskosten besagen nichts anderes, als dass glei­
che Hausarbeitstätigkeiten mit unterschiedlichen Lohnsätzen 
bewertet werden, je nachdem über welche beruflichen Alternati­
ven die Frau verfügt. Dies bedeutet gleichfalls, dass die Lohn­
sätze für die Bewertung der Haushaltstätigkeiten von der beruf­
lichen Qualifikation der jeweils ausführenden Person abhängig 
sind, was zu paradoxen Ergebnissen bei der Bewertung führt. 
So wären etwa die Tätigkeiten, die von einer Ärztin in ihrem 
Haushalt verrichtet werden, im Vergleich zu einer ungelernten 
Arbeiterin monetär höher zu bewerten. Darüber hinaus erweist 
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es sich als schwierig, die Opportunitätskosten von Nichter­
werbstätigen wie Hausfrauen, Pensionisten und Studierenden zu 
ermitteln, da der Wert ihrer beruflichen Qualifikation über den 
Arbeitsmarkt nicht bestimmt werden kann. 

Auch die Thematik, ob Brutto- oder Nettoentgelte als Bewer­
tungsgrundlage herangezogen werden sollten, wird_ immer wie­
der Mittelpunkt der Diskussion. Soll die Bewertung etne adaqua­
te monetäre Entlohnung darstellen, so erscheint es plausibel 
beim Opportunitätskostenansatz den Nettolohn für die Bewer­
tung heranzuziehen, da dies der Lohn ist auf den eine Person 
verzichtet wenn sie nicht erwerbstätig ist. Hingegen wird es sich 
bei Verwendung des Marktkostenansatzes um Bruttolöhne han­
deln, da bei legaler Beschäftigung einer Haushälterin sowie bei 
Inanspruchnahme von am Markt angebotenen Dienstleistungen 
auch Steuern und Abgaben zu entrichten sein werden. 

Jahresbruttolöhne 

Auf Basis einer durchschnittlichen Arbeitszeit von 96 Stunden 
pro Monat (ohne Berücksichtigung spezieller, in der Persem lie­
genden, Kriterien sowie dem individuellen Zeitaufwand fur dte 
Kinderbetreuung) ergibt sich unter Zugrundelegung des Tanf­
lohnes einer Haushälterin in Oberösterreich (6,40 Euro brutto 
pro Stunde) ein Jahresbruttolohn in Höhe von 8.602 Euro. 
Addiert man den zusätzlichen Zeitinput für die Kinderbetreuung 
von rund 97 Stunden pro Monat, so belauft sich das monatliche 
Entgelt nunmehr auf 1.235 Euro (entspricht einem Jahresbrutta­
bezug von 17.290 Euro). 

Dem klassischen 3-Personen-Haushalt mit ausschließlicher 
Betätigung eines Partners im Haushalt steht somit eine Brutto­
entlohnung für die "reine" Haushaltstätigkeit (26 Stunden 10 
Minuten wöchentlich) in Höhe von 725 Euro monatlich zu. 3-
Personen-Haushalte, in denen beide Partner vollerwerbstätig 
sind, würden für ihre Tätigkeit im Haushalt immerhin noch ein 
Entgelt in Höhe von 621 Euro pro Monat erhalten (repräsentiert 
eine wöchentliche Arbeitsleistung von 22 Stunden und 26 Minu­
ten); dies entspricht einem Jahresbruttoentgelt von 8.694 Euro -
Kinderbetreuung noch gänzlich unbewertet! Denn die zusätzli­
che Bewertung der Kinderbetreuung würde ein Jahresbruttoein­
kommen von 17.382 Euro bescheren. 

Doch nicht alle der befragten Personen sind der Meinung, dass 
die Arbeitsleistung im Haushalt in Geldeinheiten bemessen wer­
den sollte. 28% der Befragten sehen keinerlei Zusammenhang 
zwischen der alltäglichen Hausarbeit und einem !!lOnatlichen 
Entgelt. Dies bedeutet gleichfalls, dass über % der Osterreiche­
rinnen keinen Handlungsbedarf dahingehend sehen, die Haus­
arbeitsleistung auch monetär abzugelten. Alle übrigen Befragten 
bejahen eine Forderung nach Entlohnung und messen ihrer per­
sönlichen Arbeitsleistung im Haushalt einen Wert in Höhe von 
durchschnittlich 750 Euro pro Monat bei - dies ergibt ein Jah­
resbruttoentgelt in Höhe von rund 10.500 Euro. 

Jahresleistung im Haushalt: 34,7 Milliarden Euro 

Bei annähernd 3,3 Millionen Privathaushalten in Österreich im 
Jahre 2001 bedeutet dies, dass aufgrund der Selbsteinschät­
zung der befragten Frauen zumindest Leistungen in Höhe von 
34,7 Milliarden Euro pro Jahr (entspricht 16,5% des BIP 2001') 
unentgeltlich erbracht werden - immerhin sind dies rund 3,2 
Milliarden (zusätzliche) Arbeitsstunden bei einer durchschnitt­
lichen monatlichen Hausarbeitszeit von rund 96 Stunden (ohne 
Berücksichtigung der individuellen Kinderbetreuungszeit). Der 
tatsächliche Gegenwert der Hausarbeitsleistung inklusive Kin­
derbetreuung ist weitaus höher zu beziffern. 

138 DER SACHVERSTÄNDIGE 

Berechnungsbeispiele 

• Bewertung aufgrund des Mindestlohntarifes der Hausan-
gestellten: 

Bei einem durchschnittlichen wöchentlichen Arbeitsaufwand im 
Haushalt von rund 21 Stunden und 35 Minuten einer berufstäti­
gen Frau ergibt sich ein fiktives Bruttomonatsentgelt auf Basis 
der Stundenentlohnung einer Haushälterin in Höhe von 598 
Euro. Ausschließlich irn Haushalt beschäftigte Personen, die 
durchschnittlich 25 Stunden und 47 Minuten in die Hausarbeit 
investieren, erzielen ein fiktives Monatsbruttoeinkommen von 
rund 715 Euro. Ohne auf Details einzugehen und unter Zuhilfe­
nahme der durchschnittlichen Kinderbetreuungszeit gemäß 
empirischer Studie von rund 22 Stunden und 22 Minuten pro 
Woche ergibt sich ein zusätzlich zur "normalen" Hausarbeit ver­
anschlagtes Entgelt in Höhe von 620 Euro (Stundenlohn einer 
Kinderbetreuerin) für ausschließlich im Haushalt tätige. Dem­
nach gebührt Müttern (eine Abstufung der Berechnung nach 
der Anzahl der Kinder im Haushalt unterbleibt) ein monatliches 
Gesamtbruttoentgelt von rund 1.335 Euro. 

Diese Bewertungsmethode entspricht im Ansatz der analyti­
schen Arbeitsbewertung und kommt zu dem Ergebnis, dass das 
durchschnittliche Entgelt einer weiblichen Angestellten in Oster­
reich weitgehend jenem einer Hausfrau und Mutter entspricht. 
Alleine aus diesem monetären Ansatz kann herausgelesen wer­
den, dass die Arbeit im eigenen Haushalt durchaus mit einer 
Tätigkeit in der Wirtschaft verglichen werden kann. 

• Bewertung mit Hilfe der Opportunitätskosten: 

Es wird in Annahme gebracht, dass bei Ausübung des erlernten 
Berufes monatlich 2.000 Euro brutto erzielt werden könnten. Da 
bei der Bewertung zu Opportunitätskosten das Nettoentgelt aus­
schlaggebend ist, kann bei Verzicht auf eine Erwerbstätigkeit 
sowie unter Abzug der "Lohnnebenkosten" die Arbeit im Haus­
halt mit rund 1.350 Euro bewertet werden. 

Zweck der Studie 

Der Haushalt repräsentiert einen Teil des Alltagslebens der uns 
mehr oder weniger alle betrifft. ln jeder dieser "Organisationen" 
wird Tag für Tag Arbeit verrichtet, die jedoch am Arbeitsmarkt 
vorüber geht und in unserer Gesellschaft auch nicht besonders 
beachtet wird. Eine gesellschaftliche Aufwertung der Hausarbeit 
kann nur dann erfolgen, wenn der monetäre Wert der Leistung 
auch plausibel nachgewiesen wird; dies ist rnit Hilfe der Studie 
auch gelungen. Abhängig von der Anzahl der in den Haushalt 
investierten Arbeitsstunden (Hausarbeitszeit inklusive Kinderbe­
treuung) ist unter Anwendung des jeweiligen Bewertungsmo­
dells eine Jahresbruttoentlohnung zwischen 8.600 Euro und 
19.000 Euro durchaus als adäquat einzustufen. 

Auf Basis der ermittelten Ist-Daten sowie der differenzierten 
Bewertungsmodelle ist es möglich, für jeden Haushaltstypus 
einen geldmäßigen Gegenwert für die Leistung irn Haushalt zu 
berechnen. Individuelle Auswertungsmöglichkeiten geben etne 
Übersicht über die Zeitverwendungsstruktur im Haushalt. Hiermit 
ergibt sich sogar die Möglichkeit, einzelne Tätigkeitsbereiche von­
einander getrennt zu bewerten. Die Novität dieser Studie (erschie­
nen im Leykam-Verlag) liegt in der Nachweisbarkeil des fundierten 
Datenmaterials sowie der effizienten Anwendung in der Praxis. 

Korrespondenz: 
D< Ursula Mitterlehner 
4020 Linz, Hummelhofstraße 10 
Telefon 0664/513 19 93 
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Dr. Hans Valentin Sehroll 
Hofrat des Obersten Gerichtshof 

Diversion bei Verkehrsunfällen 
I. Struktur der diversioneilen Verfahrensbeendigung 

1. Definition 

Unter Diversion versteht man alle Formen staatlicher Reak­
tionen auf strafbares Verhalten, welche den Verzicht auf die 
Durchführung eines Strafverfahrens oder die Beendigung 
eines solchen ohne Schuldspruch und ohne förmliche Sank­
tionierung des Verdächtigen -jedoch in der Regel unter Vor­
aussetzung der Zustimmung des Verdächtigen zur Erbrin­
gung bestimmter Leistungen - ermöglichen. 

2. Entwicklung 

Am Anfang der Diversionsbewegung in Österreich stand der 
außergerichtliche Tatausgleich. der ab 1985 als Justizexperiment 
- damals noch Konfliktregelung genannt- bei Jugendstraftätern 
begonnen und 1988 als eine von mehreren diversioneilen Reak­
tionsformen in das Jugendgerichtsgesetz 1988 aufgenommen 
wurde. Während der außergerichtliche Tatausgleich bei Jugend· 
Iichen in der Praxis von Anfang an voll akzeptiert und auch im 
ständig steigenden Ausmaß angewendet wurde, fristeten die 
übrigen diversioneilen Erledigungsformen im Jugendstrafrecht 
der Einstellung mit Auflagen. die gemeinnützige Leistung oder 
die Geldbuße, ein eher kümmerliches Dasein. Allenfalls regional 
gab es einen gezielten Einsatz dieser Reaktionsmittel -wie etwa 
die gemeinnützige Arbeit im Sprengel des Bezirksgerichtes Linz· 
Land. 1992 wurde der außergerichtliche Tatausgleich auch bei 
erwachsenen Tatverdächtigen auf der Basis des § 42 StGB ver· 
suchsweise angewendet. 

Seit 1. 1. 2000 ist die diversioneile Verfahrenseinstellung im 
IXa. Hauptstück der StPO gesetzlich geregelt und damit auch im 
Strafverfahren gegen Erwachsene bzw Heranwachsende (Tat· 
verdächtige im Alter zwischen 18 und 20 Jahren - § 36 StGB, 
§ 46a Abs 1 JGG) allgemein anwendbar. Es sind dies der Rück­
tritt von der Verfolgung nach Zahlung eines Geldbetrages 
(Geldbuße - § 90c StPO), der Rücktritt von der Verfolgung 
nach gemeinnützigen Leistungen (§§ 90d I StPO), der Rück­
tritt von der Verfolgung nach einer Probezeit (§ 901 StPO) und 
der Rücktritt von der Verfolgung nach außergerichtlichem 
Tatausgleich (§ 90g StPO). 

Für Jugendliche (Tatverdächtige im Alter zwischen 14 und 17 
Jahren) gelten nunmehr die Regelungen des IXa. Hauptstücks 
der StPO mit den im § 7 JGG festgelegten Besonderheiten, die 
einen im Vergleich zu den Erwachsenen und Heranwachsenden 
weitergehenden Einsatz dieser Reaktionsformen ermöglichen. 

Daneben gibt es noch spezielle Diversionsvarianten - etwa jene 
nach dem Suchtmittelgesetz. 

3. Unterscheidung schlichte/intervenierende Diversion 

a) Schlichte Diversion 

Bei der nicht intervenierenden oder schlichten Diversion - wie 
bei der mangelnden Strafwürdigkeit der Tat (§ 42 StGB) - wird 
das Strafverfahren von der Justiz ohne förmliches Verfahren und 
vor allem ohne Sanktionierung zum frühes! möglichen Zeitpunkt 
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beende!. Maßgeblich für die Unterscheidung zur intervenieren· 
den Diversion ist der ausdrückliche Reaktionsverzicht der 
Justiz, sei es, dass es sich um ein Bagatelldelikt handelt, bei 
dem die Anzeige und die anschließende polizeiliche Verneh· 
mung sowie das Bekannt werden dieser Verfehlung im sozialen 
Nahebereich (insb innerhalb der Familie) des Angezeigten eine 
informelle Sanktion mit ausreichendem Warncharakter sowohl 
für den Verdächtigen als auch die Allgemeinheit garantiert, sei 
es, dass besondere Sachverhaltskonstellationen das zusätzli· 
ehe Eingreifen der Justiz nach dem Einschreiten sicherheitsbe· 
hördlicher Organe nicht mehr notwendig machen. Hier wären 
vor allem die Fälle der vom Verdächtigen aus eigenem Antrieb 
bereits vorgenommenen SchadensgutmachunQ oder ein von 
ihm bewirkter sonstiger Folgenausgleich zu nennen. 

Als für Verkehrsstrafsachen geeignete schlichte Diversionsmaß· 
nahmen sind neben der Strafbefreiung wegen mangelnder Straf· 
würdigkeit der Tat (§ 42 StGB) die Möglichkeiten einer Verfah· 
rensbeendigung nach § 88 Abs 2 StGB, § 4 Abs 2 Z 2 JGG sowie 
§ 6 Abs 1 und Abs 3 JGG zu nennen. 

b) Intervenierende Diversion 

Die intervenierende Diversion erfasst einerseits schon außerhalb 
des Bagatellbereichs liegende Straftaten, vor allem solche eines 
erstmals Verdächtigten und andererseits Delikte von Verdächti· 
gen, bei denen aus spezial- oder generalpräventiven Gründen 
eine reaktionslose Verfahrensbeendigung trotz Bagatellcharak· 
ters der Tat nicht mehr in Betracht kommt. Als Voraussetzung für 
einen staatsanwaltliehen Verfolgungsverzicht (bzw eine gerichtli· 
ehe Verfahrenseinstellung) fordert dabei die Justiz vom Ver­
dächtigen ejne Leistung oder Duldung, welche sowohl die 
besonderen Umstände der Tat berücksichtigt als auch der Per· 
son des Beschuldigten, insb seinen Schwächen und dem 
Hintergrund seines kriminellen Verhaltens stärker gerecht wird, 
aber den Makel der Verurteilung und die damit verbundenen 
Stigmatisierungseffekte vermeidet. Die intervenierende Diver­
sion eröffnet ein vielfältiges Spektrum von Reaktionsmöglichkei· 
ten, bei denen das Opfer der Straftat im Regelfall verstärkt ein· 
bezogen und vor allem der Wiedergutmachungsgedanke her· 
vorgehoben wird. Die intervenierende Diversion kann besser auf 
individuelle Defizite des Verdächtigen reagieren und gleichzeitig 
die stärksten Mittel, die der Gesellschaft zur Abwehr von uner· 
wünschtem, asozialem Verhalten zur Verfügung stehen, also die 
Geld· und Freiheitsstrafe, gezielter einsetzen, diese Sanktionen 
für gravierendes Fehlverhalten oder aber für uneinsichtige 
Wiederholungstäter aufsparen und damit den dem Strafrecht 
innewohnenden Ultima-ratio-Gedanken betonen. 

4. Diversion und Sozialarbeit 

Bei der intervenierenden Diversion kommt der Sozialarbeit besondere 
Bedeutung zu. Neben der herkömmlichen Betreuungsarbeit durch einen 
Bewährungshelfer (§ 90f Abs 2 StPO) steht nunmehr ein in der Sozialar­
beit ertahrener Vermittler (§ 90d Abs 4, § 901 Abs 3 StPO, § 29b BewHG) 
zur Verfügung, der den Verdächtigen bei Schulungen, Kursen und 
gemeinnützigen Leistungen unterstützen und beraten soll. Beim außer­
gerichtlichen Tatausgleich (ATA) kommt hingegen ein besonders 
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geschulter Konfliktregler (§ 90g Abs 3 StPO, § 29a BewHG) zum Einsatz. 
Gerade diese eigenständige, einem Mediator entsprechende sozialar­
beitarische Funktion sichert dieser diversioneilen Maßnahme ihren bis­
her im Jugendstrafverfahren und beim Modellversuch ATA-E unter 
Beweis gestellten Erfolg. Daneben kann sich die Justiz an die beim Lei­
ter der Geschäftsstelle des außergerichtlichen Tatausgleichs eingerich­
tete Clearingstelle (§ 90k Abs 1 StPO) wenden, um die Voraussetzungen 
für ein diversionalles Vorgehen abzuklären und unter den verschiedenen 
Diversionsvarianten die fallspezifisch zweckmäßigste zu ermitteln. 

5. Opferinteressen 

Mit dem Diversionsgedanken eng verbunden ist die sog Wieder­
entdeckung des Opfers, dessen berechtigten Interessen mit 
einer beschleunigten SchadensgutmachunQ rascher als bisher 
zum Durchbruch verholfen werden soll. Demgemäß zielt die 
StPNov 1999 auch auf eine größtmögliche Stärkung der Verfah­
rensposition des Tatopfers, indem die Schadensgutmachung 
bzw ein Beitrag zum Tatfolgenausgleich als wesentliche und 
stets mitzuprüfende Voraussetzung für ein Vorgehen nach dem 
IXa. Hpst der StPO herausgestrichen wird (vgl § 90c Abs 3, § 90d 
Abs 3, § 90f Abs 2, § 90g Abs 1 und 2 StPO) und dem Geschä· 
digten vermehrte Beteiligungs· und Informationsrechte zukam· 
men (vgl § 90g Abs 2, § 90i Abs 1 und 2, § 494 Abs 2 StPO). 

Gerade bei Verkehrsunfällen mit Verletzungsfolgen lassen die 
standardisierten Diversionserledigungen mittels Anbot einer 
Geldbuße diese Opferinteressen oft unbeachtet. Hier wäre eine 
geänderte Haltung der staatsanwaltliehen Behörden von Nöten, 
zu mal zumindest eine Sicherstellung einer zur Schadensabwick~ 
lung ausreichenden Versicherungsmeldung iS einer Schadens­
gutmachung iSd § 90c Abs 4 StPO vom Verdächtigen jedenfalls 
erwartet werden kann. in Fällen einer doch schon erheblichen 
Verletzung und zumindest aktenmäßig nicht nachvollziehbarer 
Kontaktaufnahme zum Opfer wäre überdies eine Entschuldi­
gung des Verdächtigen als Form der immateriellen Schadens­
gutmachunQ häufig durchaus angebracht. 

6. Diversion versus Stigmatisierung 

Der Stigmatisierungseffekt der Strafregistereintragung fällt zwar 
bei Diversionsmaßnahmen weg, allerdings sieht§ 90m StPO die 
Kennzeichnung einer diversioneilen Verfahrensbeendigung 
- somit den Verfolgungsverzicht des Staatsanwalts und die Ver­
fahrenseinstellung durch das Gericht - nach dem IXa. Hpst der 
StPO (also nicht auch jener einer schlichten Diversion) im 
Geschäftsregister der Staatsanwaltschaft für fünf Jahre vor. 
Eine solche Vormerkung konterkariert den Diversionsgedanken 
einer ohne Folgen einhergehenden endgültigen Verfahrenserle­
digung doch erheblich. Andererseits ist den Bedürfnissen der 
Praxis nach einer effizienten Kontrolle der Präventionsgrenzen 
von Diversionsmaßnahmen Rechnung zu tragen. Mit der Ein~ 
richtung eines nur Staatsanwaltschaft und Gericht zur Verfügung 
stehenden Registers und der automatischen Löschung derarti­
ger Eintragungen nach fünf Jahren sollte einem Datenmiss· 
brauch vorgebeugt werden können. Darüber hinaus sichert der 
Freiwilligkeilsaspekt von Diversionsmaßnahmen eine ausrei~ 
chende Wahrung der mit einer solchen Registrierung im Span­
nungsverhältnis stehenden Unschuldsvermutung. 

7. Diversion versus Entkriminalislerung 

Diversion bewirkt keine Entkriminalisierung; an der Notwen­
digkeit einer Beachtung der Strafgesetze wird durch eine diver· 
sionelle Vorgangsweise nicht gerüttelt. Diversionsmaßnahmen 
lassen den bestehenden strafrechtlichen Rechtsgüterschutz 
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unangetastet, sodass bei ihrem Einsatz die dem Strafverfahren 
zugrunde liegende Tat strafbar bleibt. 

Mit einem Verfahren nach dem IXa. Hpst der StPO wird iS einer 
das Ultima-ratio-Prinzip umsetzenden Kriminalpolitik vielmehr 
hinreichend normbewahrend reagiert, ohne den Verdächtigen 
aus seiner individuellen Verantwortung zu entlassen oder das 
Vertrauen der Allgemeinheit in den Bestand und die Bewährung 
des Rechts zu enttäuschen. Diversion ist vielmehr eine prozes­
suale Alternative zur Entkriminalisierung. 

8. Diversion durch den Staatsanwalt 

Ein Teil der Lehre problematisiert die aktive Rolle des Staats· 
anwalts bei der Diversion. Dessen dem Anklagegrundsatz des 
Art 90 Abs 2 B-VG widerstreitendes Angebot zur diversioneilen 
Verfahrensbeendigung sei als Bescheid zu qualifizieren; die im 
Anbot vorgeschlagenen Reaktionen seien als Sanktionen zu 
verstehen, die - weil von einer Verwaltungsbehörde verhängt -
im Widerspruch zu Art 6 MRK stehen. Diese Ansichten lassen 
einerseits den informellen Erledigungscharakter des Diversions­
vorschlags (und damit dessen - einen Bescheidcharakter aus­
schließende - fehlende zwangsweise Durchsetzbarkeit) und 
andererseits den Freiwilligkeilsaspekt des Prozesshandeins 
beim Angeklagten außer Acht. Das Anbot des Staatsanwalts 
erzeugt zwar Druck auf den Beschuldigten; diese Zwangslage 
unterscheidet sich aber inhaltlich nicht von sonstigen Prozess~ 
Situationen, zumal ein Verdächtiger angesichts eines eingeleite~ 
ten Strafverfahrens nie völlig frei von Sachzwängen agieren 
kann. Das Eingehen auf ein Anbot der Anklagebehörde kann 
angesichts der dem Beschuldigten offenstehenden Option zur 
Durchführung des herkömmlichen Strafverfahrens auch keine 
Sanktion iSd Art 6 MRK sein, die einem Tribunal vorbehalten 
bleiben müsste, denn die staatsanwaltliehe Erledigung im Fall 
einer diversioneilen Vorgangsweise bleibt stets die Verfahrens~ 
einstellung unter Wahrung der Unschuldsvermutung. Diversion 
unterstreicht damit geradezu den Anklagegrundsatz. Einer 
"überschießenden" (fallbezogen inadäquat belastenden) Diver­
sion durch den Staatsanwalt kann sich der Beschuldigte verwei­
gern, ohne dadurch den unter Nichtigkeitssanktion (§ 281 Abs 1 
Z 1 Oa StPO) stehenden Anspruch auf eine angemessene diver­
sioneile Erledigung durch das Gericht zu verlieren. Das damit 
einhergehende Risiko, wonach die gerichtliche Diversion allen­
falls nur unter den gleichen Bedingungen möglich wäre, wie die 
zuvor gescheiterte staatsanwaltliehe Diversion, muss der 
Beschuldigte allerdings auf sich nehmen. 

9. Freiwilligkeit 

Diversionsmaßnahmen nach dem IXa. Hpst der StPO setzen vor­
aus, dass sich der Verdächtige mit dieser Verfahrenserledigung 
einverstanden erklärt. Der Verdächtige steht idR vor zwei Alter· 
nativen: Entweder strebt er ein ordentliches Strafverfahren an, in 
dem er auf Grund einer Anzeige der Sicherheitsbehörde und der 
dazu erhobenen Beweise angesichts der in den Diversionsfällen 
vorausgesetzten komprimierten Verdachtslage mit hoher Wahr­
scheinlichkeit rechnen muss, verurteilt zu werden. Oder aber der 
Verdächtige akzeptiert eine diese gerichtliche Verurteilung 
abwendende, von einem Justizorgan angebotene, wenn auch 
mit Belastungen einhergehende Diversionsmaßnahme. Dies 
schafft eine erhebliche Belastungssituation für den Verdächti· 
gen. Dem Druck, dem der Verdächtige solcherart ausgesetzt ist, 
muss mit entsprechender Aufklärung über seine Rechte und 
über die Folgen des drohenden Strafverfahrens, aber auch mit 
der Einräumung einer ausreichenden Überlegungsfrist ent~ 
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gegengewirkt werden. Dieser Freiwilligkeltsaspekt aller Diver­
sionslösungen ist daher praktisch, dogmatisch und auch krimi­
nalpolitisch von fundamentaler Bedeutung. 

Die Freiwilligkeit wird dadurch betont, dass der- nach § 90j Abs 1 StPO 
entsprechend informierte - Verdächtige bis zum endgültigen Rücktritt 
von der Verfolgung (also bis zur Zahlung der Geldbuße, bis zur vollstän­
digen Erbringung der gemeinnützigen Leistung, bis zum Ende der Pro­
bezeit oder dem Zustandekommen eines Tatausgleichs) die Einleitung 
oder Fortsetzung des Verfahrens verlangen kann(§ 90h Abs 1 StPO). Die 
Erbringung einer gemeinnützigen Leistung, die Übernahme von pflich­
ten oder die Betreuung durch einen Bewährungshelfer setzen sogar die 
ausdrückliche Zustimmung des Verdächtigen zu diesen Formen einer 
Verfahrensbeendigung voraus(§ 90d Abs 1, § 90f Abs 2 StPO). Dem ATA 
ist eine über die ausdrückliche Zustimmung sogar hinaus gehende 
Kooperationsbereitschaft des Verdächtigen mit dem Opfer wesens­
immanent (§ 90g Abs 1 StPO). Bei der Geldbuße wird diese freiwillige 
Unterwertung unter das Procedere der Diversionsmaßnahme hingegen 
aus der Zahlung des vorgeschlagenen Geldbetrages und bei der bloßen 
Probezeitbestimmung aus der Unterlassung eines Antrags auf Veriah­
rensfortsetzung erschlossen. 

Einem gesetzlichen Vertreter sollte vor der Übernahme bestimmter Ver­
pflichtungen (worunter nicht nur jene nach § 90f Abs 2 StPO, sondern 
auch solche zur Zahlung einer Geldbuße, zur Erbringung gemeinnützi­
ger Leistungen oder zu einem ATA zu verstehen sind) durch den jugend­
lichen Verdächtigen Gelegenheit zur Stellungnahme gegeben werden 
(§ 38 Abs 1 JGG). Eine Zustimmung des gesetzlichen Vertreters zu 
Diversionsmaßnahmen nach dem IXa. Hpst der StPO ist aber - anders 
als bei jenen nach dem SMG (vgl § 35 Abs 6 und 7 SMG) - nicht erfor­
derlich. 

Das Freiwilligkeilskorrektiv mindert auch die Bedenken gegen eine Regi­
strierung der Diversionsentscheidung: Ist sich der Angezeigte aufgrund 
der gemäß§ 90j Abs 1 StPO vorgeschriebenen Belehrung bewusst, dass 
eine diversionalle Verfahrensbeendigung registriert wird und nimmt er 
diese Datenspeicherung dennoch in Kauf, so vermag ein Rückgriff auf 
vorangegangene diversionalle Erledigungen bei der Prüfung von Prä­
ventionsvoraussetzungen die Unschuldsvermutung nicht zu beeinträch­
tigen, wenn lediglich diese zurückliegende Veriahrenserledigung als -
vom Verdächtigen zuvor beim ersten Diversionsvorgang akzeptierter -
Hinderungsgrund für eine erneute Diversionsentscheidung herangezo­
gen wird, ohne dass dem Verdächtigen im neuen Strafveriahren der Vor­
wuri gemacht wird, er habe sich bereits einmal strafbar gemacht oder 
gar einen Erschwerungsumsland zu vertreten. 

II. Voraussetzungen für ein diversionelles Vorgehen §§ 90a II 
StPO (§ 7 JGG) 

1. Beschränkung auf Offizialdelikte 

Diversion ist - wie bei der mangelnden Strafwürdigkeit der Tat 
nach § 42 StGB nur bei den von Amts wegen zu verfolgenden 
strafbaren Handlungen zulässig. 

2. Hinreichend geklärter Sachverhalt 

Grundbedingung für ein diversionalles Vorgehen ist ein hinrei­
chend geklärter Sachverhalt. Die Erhebungsergebnisse der 
Polizei oder ergänzende gerichtliche Erhebungen müssen also 
zur Prognose einer hohen Verurteilungswahrschelnllchkeit 
führen. Bleiben Zweifel an der Schuld des Verdächtigen übrig, 
so ist zunächst eine Klärung des Sachverhalts anzustreben. 
Beweisergänzungen im Wege der sozialarbeitarischen Interven­
tion sind daher nicht zulässig; insbesondere dient der Einsatz 
des im außergerichtlichen Tatausgleich vorgesehenen Konflikt-
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reglersnicht dazu, die Erhebungsarbeit der Polizei zu ergänzen 
und zu vervollständigen. 

Ein Geständnis des Verdächtigen ist nicht erforderlich; vielmehr 
reicht eine zumindest bedingte Unrechtseinsicht oder eine par­
tielle (etwa auf die Mitveranlassung der Tat durch einen Kontra­
henten verweisende) Übernahme der Verantwortung für das 
Bewirken der haftungsbegründenden Tatsachen. 

3. Keine Zuständigkelt des Schöffen- oder Geschworenen-
gerichtes 

Ein vom Staatsanwalt initiierter außergerichtlicher Tatausgleich 
ist bei erwachsenen oder heranwachsenden Tatverdächtigen auf 
Straftaten beschränkt, die nicht vor einem Kollegialgericht 
(Schöffen- oder Geschworenengericht) verhandelt werden müs­
sen. Im Regelfall umfasst die Diversion daher Straftaten, die mit 
höchstens fünfjähriger Freiheitsstrafe bedroht sind. 

Unter diesen Blickwinkel fallen beinahe alle bei Verkehrsstraf­
sachen in Frage kommenden Delikte in den Anwendungsbe­
reich der Diversion. 

Bei Jugendstraftaten ist demgegenüber eine staatsanwaltschaft­
liehe Diversion bei Delikten zulässig, die mit (einer über den 
Jugendlichen zu verhängenden) Freiheitsstrafe von nicht 
mehr als fünf Jahren (dies entspricht einer Strafdrohung bei 
Erwachsenen von höchstens zehn Jahren) bedroht sind. 

Das Gericht ist bei Erwachsenen unter denselben Bedingungen 
wie der Staatsanwalt in der Lage, eine Diversion einzuleiten. 

Bei Jugendstraftaten ist das Gericht hingegen befugt, einen ATA 
unabhängig von abstrakten Strafdrohungen zu initiieren. 

Abgesehen davon, dass die Gerichte - infolge der weitgehen­
den Ausschöpfung von diversioneilen Verfahrenserledigungen 
durch die Staatsanwaltschaften - von dieser Möglichkeit nur 
sehr selten Gebrauch machen, ergeben sich auch bei Jugend­
straftaten im Hinblick auf die Schuld- und Präventionsvorausset­
zungen nur äußerst selten Diversionsfälle im abstrakten Straf­
rahmenbareich von mehr als fünf (dies entspricht im Erwachse­
nenstrafrecht einer Obergrenze von zehn) Jahren. 

4. Exkurs: Entscheidungsträger 

a) Staatsanwalt 

Als primärer Entscheidungsträger bei der Anwendung diversio­
naller Reaktionen fungiert der Staatsanwalt, der die bei ihm von 
der Polizei übermittelten Strafanzeigen auf die Möglichkeit eines 
diversioneilen Vergehens prüfen muss. 

Nach einer in vielen Gerichtssprengeln geübten Praxis werden die Krite­
rien, nach denen der Staatsanwalt in Jugendstrafverfahren diversioneil 
vorgeht, mit Vertretern der Bewährungshilfe, Jugendsozialarbeitern und 
Jugendrichtern in regelmäßigen Treffen abgesprochen. Dabei reflektie­
ren die beteiligten Personen die fallbezogene Abgrenzung zwischen 
reaktionsloser Einstellung des Veriahrens, diversionaller Veriahrensein­
stellung und förmlichem Verfahren mit Urteil. Der gesetzlich berufene 
Entscheidungsträger, also primär der Staatsanwalt, aber auch der Rich­
ter, der trotz Anklage eine diversionelle Veriahrensbeendigung nach 
§ 90b StPO für möglich hält, muss dennoch seine Reaktionsauswahl 
allein vertreten und begründen. Er kann sich allerdings andererseits auf 
die vielfältigen Äußerungen der Gesprächspartner stützen und mit der 
Sicherheit agieren, den bestmöglichen Weg - soweit dies antizipierbar 
ist - eingeschlagen zu haben. Wesentlicher weiterer positiver Neben­
effekt solcher Besprechungen ist eine spürbare Verbesserung des 
Arbeitsklimas zwischen Richtern, Staatsanwälten und Sozialarbeitern. 
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Dem Staatsanwalt kommt eine Entscheidungsbefugnis aber nur 
bis zur Einbringung der Anklage (Strafantrag, Antrag auf Bestra­
fung) zu (§§ 90b, 901 Abs 1 StPO). Kommt der öffentliche Anklä­
ger erst nach Anklageerhebung zum Ergebnis, dass das Verfah­
ren diversioneil zu erledigen wäre, bleibt ihm nur mehr die dar­
auf dringende Antragstellung bei Gericht. 

b) Gericht 

Das Gericht kann das Verfahren hingegen schon ab der Einlei­
tung der Voruntersuchung mit einem diversioneilen Einstel­
lungsbeschluss beenden. in diesem Fall steht dem Staatsanwalt 
eine Beschwerde an den übergeordneten Gerichtshof offen 
(§ 901 Abs 3 StPO). 

Um beim Verdächtigen keine falschen Erwartungen zu erwe­
cken, hat das Gericht vor einem Anbot, das Verfahren gegen 
Zahlung eines Geldbetrages, einer gemeinnützigen Leistung 
oder nach einer Probezeit einzustellen, bzw vor Zustellung des 
Beschlusses auf Einstellung den Staatsanwalt zu hören (§ 901 
Abs 2 zweiter Satz StPO). 

Spricht sich der Staatsanwalt gegen eine diversioneile Erledigung aus 
(sei es grundsätzlich wegen einer seiner Ansicht nach fehlenden Vor­
aussetzung nach § 90a StPO oder aber wegen einer fallbezogen gebo­
tenen anderen diversioneilen Reaktion bzw wegen der zu geringen Höhe 
der Geldbuße oder fehlender Begleitmaßnahmen etwa iS einer Ver­
pflichtung zur Schadensgutmachung), so hindert dies die Einstellung 
nicht; allerdings muss dann der Verdächtige bei einer für ihn negativen 
Entscheidung des Beschwerdegerichts mit einer Fortsetzung des Ver­
fahrens rechnen. Der die Einstellung verfügende Beschluss ist an den 
Beschuldigten ist aber erst dann zuzustellen, wenn die Einstellung dem 
Staatsanwalt gegenüber rechtskräftig geworden ist (§ 901 Abs 2 letzter 
Satz StPO). 

Die funktionelle Zuständigkeit für eine gerichtliche Diversion 
bestimmt sich nach dem Verfahrensabschnitt, in dem die Ent­
scheidung gefällt wird (§ 901 Abs 2 erster Satz StPO): Im Vor­
verfahren entscheidet demnach der Untersuchungsrichter, in der 
Hauptverhandlung der Einzelrichter, der erkennende Senat oder 
der Schwurgerichtshof, im Zwischenverfahren hingegen der Vor­
sitzende. 

5. Keine schwere Schuld 

Als weitere allgemeine Voraussetzung für ein diversionalles Vor­
gehen darf die Schuld des Verdächtigen als (noch) nicht schwer 
einzustufen sein. Bei dieser Prüfung sind anhand der (allenfalls 
durch ergänzende Ermittlungen erweiterten) Unterlagen in der 
Strafanzeige das Handlungs- und Erfolgsunrecht ebenso abzu­
wägen wie die allgemeinen Strafzumessungsgründe. 

Der in der Strafzumessungsschuld zum Ausdruck kommende 
Vorwurf umfasst das vom Verdächtigen verwirklichte deliktstypi­
sche Handlungsunrecht, die eigentliche, vielfach als Gesin­
nungsunwert bezeichnete Schuld und darüber hinausgehend 
alle für die Bestimmung der Strafe sonst noch bedeutsamen 
Umstände iSd §§ 32 II StGB. Das in der Stratzumessungs­
schuld grundsätzlich beinhaltete Erfolgsunrecht, welches im 
§ 42 Z 2 StGB und in den Eingangsvoraussetzungen des § 88 
Abs 2 StGB gesondert erfasst wird, ist mangels einer das 
Erfolgsunrecht gesondert erfassenden Folgenabwägung (aus­
nahmsweise sieht das Gesetz - bloß bei einem Bruchteil des 
Anwendungsspektrums - einen Ausschluss der Diversion bei 
einer Todesfolge vor) bei der Bewertung der Schuldschwere iSd 
§ 90 Abs 2 Z 2 StPO mit zu berücksichtigen, bezieht sich doch 
der Vorwurf des Unrechts auf den Eingriff in die Rechtsordnung 
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durch eine Handlung (Handlungsunrecht) und ihren Erfolg 
(Erfolgsunrecht), sodass auch der Schuldvorwurf notwendiger­
weise auf Handlung und Erfolg abzustellen hat. Schließlich sind 
darüber hinaus alle für die Bestimmung der Strafe sonst noch 
bedeutsamen Umstände iSd §§ 32 ff StGB in die AbwägunQ 
miteinzubeziehen. 

Nach der Judikatur des OGH ist für den Begriff "schwere 
Schuld" jener Schuldbegriff maßgebend, der in§ 32 Abs 1 StGB 
als Grundlage für die Bemessung der Strafe vorausgesetzt wird, 
wobei die Prüfung dieser Frage stets nach Lage des konkreten 
Falles eine ganzheitliche Abwägung aller unrechtsrelevanten 
und schuldrelevanten Tatumstände verlangt. Handlungsunwert 
und Gesinnungsunwert müssen insgesamt eine Unwerthöhe 
erreichen, die im Wege einer überprüfenden Gesamtbewertung 
als auffallend und ungewöhnlich zu beurteilen ist. Ob schwere 
Schuld vorliegt, ist nach Strafbemessungsgrundsätzen (§ 32 
StGB) zu beurteilen, wobei hiefür keineswegs ein Überwiegen 
der Erschwerungsumslände vorausgesetzt wird (14 Os 38/02; 
15 Os 164/01; 13 Os 2/01; 13 Os 111/00; vgl auch zu§ 9 JGG 
aF: 11 Os 107/97; 15 Os 9/97; 14 Os 19/94 u.a.). 

Je überlegter die Handlung, je schwerer die verschuldeten Fol­
gen, je gravierender die Motivlage, desto höher das Verschul­
den. Trotzdem bleibt festzuhalten: Ein durchschnittliches Ver­
schulden hindert die Diversion nicht; erst ein über dem Durch­
schnitt vergleichbarer Taten liegender Schuldgehalt ist ein Aus­
schlussgrund für ein diversionalles Vorgehen. 

Nach der (zur gleichen Ausgangslage bei § 9 Abs 1 JGG aF ent­
wickelten) Judikatur orientiert sich die Schuldabwägung primär 
an der gesetzlichen Strafdrohung, in welcher der Gesetzgeber 
eine generelle Vorbewertung des Unrechts- und Schuldgehalts 
des betreffenden Deliktstypus zum Ausdruck bringt (vgl 14 Os 
38/02; 13 Os 2/02; 13 Os 111/00; 11 Os 107/97; 15 Os 3/97). Die­
ser Ansatz ist im Hinblick darauf, dass der Schuldbegriff im § 90a 
Abs 2 StPO nicht zwischen Fahrlässigkeits- und Vorsatztat diffe­
renziert, nunmehr dahingehend zu präzisieren, dass- anders als 
nach der hA bei § 42 StGB- nicht der typische Schuldgehalt des 
der Anzeige zugrunde liegenden Delikts bzw des im Verhältnis 
dazu bestehenden Grunddelikts als Vergleichsbasis zu einem 
noch nicht schweren Verschulden heranzuziehen, sondern eine 
Relation zu den aufgrund ihrer Strafdrohungen insgesamt im 
Einzugsbereich der Diversion liegenden Delikten herzustel­
len ist. Der abstrakte und durch die Strafdrohungen gesetzlich 
definierte Einzugsbereich der Diversion reicht aber eben vom 
Bagatelldelikt bis hin zum Verbrechen. Demgemäß wird zu 
beachten sein, dass bei einem fünf (bei Jugendstraftaten zehn) 
Jahre Freiheitsstrafe erreichenden Strafrahmen bereits die Tal­
bestandsverwirklichung ein hohes Maß an krimineller Energie 
sowie einen erheblichen sozialen Störwert und damit einen 
gesteigerten Unrechtsgehalt signalisiert und daher ein bloß 
durchschnittliches Verschulden besondere unrechts- oder 
schuldmindernde Umstände voraussetzt. Umgekehrt wird bei 
Delikten mit geringeren Strafobergrenzen angesichts des vom 
Gesetz solcherart zum Ausdruck gebrachten geringen sozialen 
Störwerts viel eher ein noch nicht schweres Verschulden iSd 
§ 90a Abs 2 Z 2 StPO gegeben sein. 

Nachdem bei Jugendstraftaten zumindest der gerichtlichen 
Diversion keine abstrakten Strafrahmengrenzen entgegenste­
hen (§ 7 Abs 1 JGG), wird bei einer außerhalb der Staatsanwalt­
schaftlichen Diversionsanwendung liegenden strafbaren Hand­
lung dem dann besonders hohen Strafrahmen eine besondere 
Indizwirkung für das Vorliegen eines schon schweren Verschul­
dans zukommen. Damit werden Jugendstraftaten mit einer fünf 

HEFT 3/2003 

;_.· .. -: .' 

~;I 



Jahre Freiheitsstrafe übersteigenden Strafdrohung nur in ganz 
besonders gelagerten Ausnahmefällen diversionstauglich sein. 

Diese Kriterien führen bei den Fahrlässigkeitsdelikten und 
damit bei Verkehrsstrafsachen nur dann zu einer als schwer 
zu bewertenden Schuld, wenn ein außergewöhnlich gravie­
render Sorgfaltsverstoß vorliegt, der einen Schadenseintritt 
mehr als wahrscheinlich erscheinen lässt. Überdies muss 
die Fahrlässigkeitstat mit einem erheblichen sozialen Stör­
wert einhergehen. Schließlich sind auch beim Fahrlässig­
keitsdelikt die lallbezogenen Strafbemessungsumstände 
abzuwägen. 

Vor allem ist das nicht schwere Verschulden im § 88 Abs 2 StGB 
mit dem Verschuldansmaßstab des § 90a Abs 2 Z 2 StPO nicht 
gleichzusetzen: 

Schon die Ausklammerung des Erfolgsunrechts und die Be­
schränkung des § 88 Abs 2 StGB auf die Fälle des Fahrlässig­
keitsunrechts zeigen, dass der Vergleich eines iS dieses Siral­
ausschlussgrundes allenfalls bereits schweren Verschuldans mit 
dem auch auf Vorsatzdelikte mit einem Strafrahmen bis zu fünf 
Jahren Freiheitsstrafe abstellenden § 90 Abs 2 Z 1 SIPO nicht 
zulässig ist, käme doch dann gerade im Bereich der bei Ver­
kehrsunfällen im Vordergrund stehenden Fahrlässigkeitsdelikte 
eine Diversion seltener in Betracht als bei Vorsatzdelikten mit 
einer wesentlich höheren Strafdrohung. 

Wäre § 88 Abs 2 StGB als Verschuldansmaßstab auch bei § 90 Abs 2 
Z 2 StPO anzuwenden, so hätte ein Unbescholtener, der alkoholisiert in 
eine Bauhütte einbricht, um ein dort vorgefundenes Bier zu trinken 
(§§ 127, 129 Z 1 StGB), eher eine Chance auf diversioneile Erledigung 
als eine in einer komplexen Verkehrssituation ein Rotlicht übersehende 
PKW·Lenkerin, die eine Kollision verursacht, bei der jemand leicht ver­
letzt wird (ZVR 2001/80). 

Bei der Beurteilung, ob bereits eine Diversion ausschließendes 
schweres Verschulden vorliegt, darf kein allzu strenger Maßstab 
angelegt werden, will man nicht die Gesetzesintentionen unter­
laufen (so schon zu § 42 StGB: SSt 55/49, SSt 50/45 = EvBM 
980/7). 

Die Bewertungen in manchen Rechtsmittelentscheidungen ten­
dieren nun dahin, eine schwere Schuld allein schon aulgrund 
der abstrakten Bedeutung der verletzten Sorgfaltsnorm ohne 
umfassende, fallbezogene Gewichtung des konkreten Sorgfalts­
verstoßes anzunehmen. Hingegen lassen viele Entscheidungen 
eine ausreichende Bewertung der konkreten Strafbemessungs­
umslände ebenso vermissen wie eine Untersuchung der Folgen 
der Tat auf ihren konkreten sozialen Störwert hin. Solcherart ist 
der Vergleich mit einem diversionstauglichen "durchschnittli­
chen" Schuldgehalt nur mehr schwer möglich; eine Relation zu 
einem geringen Verschulden iSd § 42 Z 1 StGB zwecks Abgren­
zung zum Strafbefreiungsgrund der mangelnden Strafwürdigkeit 
der Tat wird hingegen vollends unmöglich. 

Dazu ein Blick auf einige Entscheidungen zur diversioneilen 
Erledigung bei Verkehrsunfällen: 

in den Entscheidungen ZVR 2001/77, 2001/79, 20001/80 wird 
ein diversionsausschließendes schweres Verschulden iSd § 90a 
Abs 2 Z 2 StPO bei einer Fahrlässigkeitstat an den (zivilrecht­
liehen) Kriterien der groben Fahrlässigkeit gemessen. Bei der 
Vorsatztat müssten nach diesen Entscheidungen hingegen die 
Strafzumessungskriterien gegeneinander abgewogen werden. 

So übersah in einem Fall ein Angeklagter beim Einbiegen in eine 
Kreuzung einen abseits eines Schutzweges quer über die Fahr-
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bahn laufenden Jogger, der noch dazu dunkel gekleidet und 
daher nichtleicht zu erkennen war (ZVR 2001/77): 

Auch wenn dem Angeklagten vorzuwerfen war, dass er die Kreu­
zungsverhältnisse kannte, insbesondere den Umstand, dass 
dort Jogger die Straße queren, ist bei einer Abwägung des Sorg­
faltsmaßstabs auch unter Berücksichtigung der nicht unerheb­
lichen Verletzungsfolgen die Annahme eines bereits schweren 
Verschuldans problematisch. Selbst wenn der Kreuzungsbe­
reich ein hohes Aufmerksamkeitspotenzial für den herannahen­
den Fahrzeuglenker erfordert, so kann nicht jedes Sorgfalts­
defizit im Nahebereich einer Kreuzung bereits als eine 
außergewöhnliche, mit hoher Schadensanfälligkeit verbundene 
Sorglosigkeit bewertet werden. Sogar in diesem Umfeld kann 
ein typischer und auch in anderen Verkehrssituationen auftre­
tender Aufmerksamkeitsfehler vorkommen, wie das dem Ange­
klagten angelastete (vom Berufungsgericht ohne nähere 
Begründung als "krass" iS als besonders verwerflich darstellte) 
Übersehen eines neben dem Schutzweg über die Straße laufen­
den, schwer erkennbaren Joggers. Derartige Fehlleistungen be­
gründen noch keinen gesteigerten Schuldvorwurf. Um so weni­
ger kann von einer schweren Schuld gesprochen werden, wenn 
fallbezogen lediglich mildernde Umstände festzustellen waren. 

ln einem weiteren Fall verwechselte die Angeklagte die für sie als 
Geradeausfahrende bestehende Rotphase mit der für Rechtsab­
bieger geltenden und zum Anfahren der neben ihr stehenden 
Fahrzeugkolonne führenden Grünphase (ZVR 2001/80): 

Grundsätzlich ist die Nichtbeachtung eines Rotlichts (§ 38 Abs 5 
SIVO) als gravierender, mit einer erheblichen Unfallgefahr ein­
hergehender Sorgfaltsverstoß anzusehen. Aus der bloßen 
Nichtbeachtung des Rotlichts allein kann allerdings - wie im 
Übrigen auch bei sonstigen Verstößen gegen grundlegende Vor­
schriften des Straßenverkehrs - ein schweres Verschulden 
nicht ohne weiteres abgeleitet werden. Obgleich angesichts 
einer dicht befahrenen Unfallkreuzung ein schweres Verschul­
den zumindest nahe liegt, kann die konkrete Verwechslung der 
Ampelphase - bei gleichzeitigem Anfahren der danebenstehen­
den Fahrzeuge- nicht mit einer völligen Missachtung des Licht­
zeichens einer Verkehrsampel gleichgesetzt werden. Auch hier 
wäre ein differenzierter, auf den Einzelfall abstellender Maßstab 
geboten gewesen, zumal die konkreten, den sozialen Störwert 
mitbestimmenden Verletzungsfolgen sogar unter drei Tagen 
lagen und lediglich Milderungsgründe, insbesondere die eigene 
Verletzung und eine Teilschadensgutmachung in der Schuldab­
wägung zugunsten der Angeklagten sprachen. 

Gleiches gilt für die Schuldabwägung bei jener Beschuldigten, 
die unmittelbar nach Passieren eines Busses, welcher die Sicht 
auf den im Kreuzungsbereich befindlichen Fußgängerübergang 
einschränkte, ihr Linksabbiegemanöver fortsetzte, solcherart 
einen den Schutzweg querenden Passanten niederstieß und ihn 
dadurch schwer verletzte (ZVR 2001/79): 

Auch hier erscheint zunächst die Annahme eines schweren Ver­
schuldans zumindest indiziert, geht doch die fehlende Beach­
tung eines nicht zur Gänze einsahbaren Zebrastreifens mit einer 
außergewöhnlichen, unkontrollierbaren Unfallgefahr einher, 
wobei zu diesem auffallenden Sorgfaltsverstoß auch noch eine 
entsprechend schwere Verletzungsfolge trat, welche das Er­
folgsunrecht und somit auch die Schuld steigerte. Doch auch in 
dieser Entscheidung verzichtete das Berufungsgericht sowohl 
auf eine Auseinandersetzung mit allen fallbezogenen Umstän­
den (etwa mit der von der angeklagten Fahrzeuglenkerin einge­
haltenen, vom Erstgericht als nicht überhöht bewerteten 
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Geschwindigkeit), die für die Gewichtung der konkreten Sorg­
faltswidrigkeit von Bedeutung wären, wie auch auf eine Abwä­
gung der sich aus den Entscheidungsgründen ergebenden 
Strafbemessungstatsachen (insbesondere mit den Bezugspunk­
ten zum zugleich gegen den Verletzten geführten, ebenso nach 
§ 90g StPO iVm § 90b StPO eingestellten Verfahren wegen § 83 
StGB), wobei angesichts der schuldmindernden Bedeutung 
eines positiven Nachtatverhaltens offen bleiben kann, ob die er­
folgte Entschuldigung und Teilschadensgutrnachung erst nach 
dem vom Erstgericht in Auftrag gegebenen außergerichtlichen 
Tatausgleich oder schon vorher zustande gekommen sind. 

Ein klassischer - unbestrittener - Fall für eine diversioneile Erle­
digung liegt bei einer geradezu typischen Unaufmerksamkelt 
im Straßenverkehr vor (ZVR 2001/78), wobei weder von der Art 
des Sorgfaltsverstoßes (Unterlassen eines Blicks in den Rück­
spiegel beim Losfahren), noch von den aus der erstgerichtlichen 
Entscheidung ableitbaren, lediglich mildernde Umstände offen­
barenden Strafbemessungsgründen, noch von den leichten 
Verletzungsfolgen aus betrachtet ein Indiz für ein bereits 
schweres Verschulden vorlag. 

6. Ausschluss der Diversion beim Tod eines Menschen 

Eine diversioneile Erledigung ist hingegen unzulässig, wenn die 
Tat den Tod eines Menschen zur Folge hatte. 

Damit scheidet bei den Verkehrsdelikten insbesondere die fahr­
lässige Tötung (§§ 80, 81 StGB) aus. Dieser Ausschlussgrund ist 
zumindest nach herrschender Auffassung auch bei Jugendstraf­
taten zu beachten. 

7. Ausschluss der Diversion wegen Präventionsbedenken 

Um diversioneil vorgehen zu können dürfen weder in der Person 
des Verdächtigen gelegene spezialpräventive Gründe (Vorstra­
fen, Mehrfachdelinquenz, vorangegangene diversioneile Verfah­
renseinstellung; diese Parameter können, müssen aber nicht in 
jedem Fall eine Diversion ausschließen) noch besonders be­
rücksichtigenswerte generalpräventive Erwägungen (die gera­
de bei Massendelikten nicht bloß auf eine Deliktshäufigkeit ge­
stützt werden dürfen) die Durchführung eines Strafverfahrens 
oder den Ausspruch einer Strafe erfordern. 

Nur dann, wenn konkrete Anhaltspunkte vorliegen, die präventiv 
einer diversioneilen Erledigung entgegenstehen, führt dies zum 
Ausschluss einer Verfahrensbeendigung nach dem IXa. Haupt­
stück der StPO. 

Die Möglichkeit einer Diversion hängt unter anderem auch von 
der Haltung des Beschuldigten ab und setzt Schuldeinsicht, 
demnach seine Bereitschaft voraus, Verantwortung für das ihm 
zur Last gelegte Tatgeschehen zu übernehmen (15 Os 1/02). 
Fehlt eine solche Einstellung und beruft sich der Verteidiger 
eines bis zuletzt leugnenden Beschuldigten erst im Plädoyer auf 
eine allenfalls vorzunehmende diversioneile Erledigung, so 
gebietet dieses Verhalten in der Regel einen Schuldspruch und 
eine Straffestsetzung. 

Eine Diversion bei einer Jugendstraftal (also auch bei Verfahren 
mit einem inzwischen schon erwachsenen Verdächtigen: 11 Os 
96/89, 13 Os 81/90) ist aus generalpräventiven Gründen nur 
dann ausgeschlossen, wenn die Durchführung eines (entweder 
mit einem Schuldspruch ohne Strafe - § 12 JGG - oder unter 
Vorbehalt der Strafe - § 13 JGG - endenden) Strafverfahrens 
oder der Ausspruch einer Strafe aus besonderen Gründen 
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unerlässlich erscheint, um der Begehung strafbarer Handlungen 
anderer entgegenzuwirken (§ 7 Abs 1 JGG). Diese Lockerung 
gegenüber den Präventionsvoraussetzungen nach § 90a Abs 1 
StPO entspricht dem im § 14 JGG festgehaltenen absoluten Vor­
rang der Spezialprävention im Jugendstrafrecht. Bei günstiger 
spezialpräventiver Prognose müssen somit generalpräventive 
Erwägungen, die bei Delikten Erwachsener eine diversioneile 
Verfahrensbeendigung nicht erlauben würden, einer Diversion 
bei einer Jugendstraftat nicht unbedingt entgegenstehen. 

Auch in diesem Zusammenhang ein Blick auf in Zusammenhang 
mit Verkehrsstrafsachen ergangenen Entscheidungen: 

So etwa waren beim unachtsamen Rettungsfahrer (ZVR 
2001/78)- trotzder vom Erstgericht erwogenen, in der Rechts­
mittelentscheidung aber nicht dargestellten Bedenken gegen 
eine bedingte Strafnachsicht - keine präventiven Ausschluss­
gründe für ein diversionelles Vorgehen zu erkennen. 

Die demgegenüber wiederkehrende Annahme einer generalprä­
ventiv bedingten Strafnotwendigkeit iSd § 90 Abs 1 StPO in den 
eine Diversionserledigung ablehnenden Entscheidungen zu Ver­
kehrsstrafsachenvermag nicht zu überzeugen: 

Entgegen der in ZVR 2001/80 vertretenen Auffassung vermag 
der Umstand, dass die Gefahren des Straßenverkehrs in einem 
ampelgeregelten Kreuzungsbereich die Einhaltung einer erhöh­
ten Sorgfalt gebieten, nicht zu erklären, weshalb bei einer ent­
sprechenden Pflichtverletzung stets eine Bestrafung geboten ist, 
um auch andere Verkehrsteilnehmer zur Beachtung eines Rot­
lichts zu bewegen. 

Dies gilt in gleicher Weise für die Fälle einer Missachtung des 
Vorrangs von Fußgängern auf Zebrastreifen (ZVR 2001/79). ln 
beiden Fällen kann allein aus der Bedeutung der zugrunde lie­
genden Sorgfaltsnorm noch kein Schluss auf eine generalprä­
ventiv gebotene Bestrafung gezogen werden. 

Noch problematischer erweist sich eine Argumentation, welche 
allein aus der im Übersehen eines neben dem Fußgängerüber­
gang über die Straße laufenden, überdies schlecht sichtbaren 
Joggers begründenden Sorgfaltswidrigkeit auf die Notwendig­
keit einer Bestrafung aus generalpräventiven Gründen schließt 
(ZVR 2001/77). 

Nach § 90a Abs 1 StPO ist eine diversioneile Erledigung nur 
dann auszuschließen, wenn den generalpräventiven Bedürf­
nissen auch unter Berücksichtigung einer von den sonstigen 
Voraussetzungen zulässigen Diversionsmaßnahme sonst nicht 
Rechnung getragen werden könnte (arg § 90a Abs 1 StPO: 
.,eine Bestrafung im Hinblick auf... [ diversioneile Maßnahmen] ... 
nicht geboten erscheint, um ... der Begehung strafbarer Hand­
lungen durch andere entgegenzuwirken"). Gerade dieser Bezug 
auf eine in Aussicht zu nehmende Diversionsmaßnahme und 
das dieser Erledigungsform gerade im Bereich des Straßenver­
kehrs innewohnende sozialkonstruktive Potenzial fehlt in den 
angesprochenen Entscheidungen. Vor allem im Fall des im Auf­
trag des Erstgerichts bereits durchgeführten, offenbar erfolg­
reich abgeschlossenen außergerichtlichen Tatausgleichs (ZVR 
2001/79) wäre eine Auseinandersetzung geboten gewesen, 
weshalbtrotzder Bemühung der Verdächtigen deren Bestrafung 
notwendig war, um andere Verkehrsteilnehmer künftig zu einer 
ausreichenden Beachtung von Fußgängerübergängen zu 
bewegen. 
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111. Geldbußensystem 

1. Voraussetzungen 

Die Verfahrensbeendigung setzt voraus, dass der Verdächtige 
über Vorschlag des Staatsanwalts (oder des Gerichts) innerhalb 
einer Frist von 14 Tagen zugunsten des Bundes eine Geldlei­
stung erbringt und allenfalls zusätzlich noch Schadenersatz lei­
stet. Eine Geldbuße entspricht - ebenso wie die gemeinnützige 
Leistung - inhaltlich einer Auflage, also einer strafgerichtliehen 
Maßnahme, die dazu beiträgt, die Sanktionszwecke zu verstär· 
ken oder zu ersetzen. 

Das Ausmaß der Geldbuße richtet sich einerseits nach dem 
Gewicht der dem Verfahren zugrunde liegenden strafbaren 
Handlung und andererseits nach der Einkommens- und Vermö­
genssituation des Verdächtigen. Die Geldbuße ist betragsmäßig 
jedenfalls dahingehend begrenzt, dass sie jenen Betrag nicht 
überschreiten darf, der einer vom Gericht zu verhängenden 
Geldstrafe von I 80 Tagessätzen unter Einschluss der im Fall 
einer Verurteilung zu ersetzenden Kosten des Strafverfahrens 
entspricht. Da die Geldbuße tatsächlich zu zahlen ist, verschärft 
diese justizielle Reaktion einerseits die Wirkung, welche bei 
einer gerichtlichen Verurteilung in Form einer bedingt nachgese­
henen Geldstrafe weniger spürbar gewesen wäre; andererseits 
erspart sich der Verdächtige aber eine öffentliche Hauptver­
handlung und eine förmliche Verurteilung mit der Eintragung ins 
Strafregister. 

Geldbußen nach § 90c StPO sollen beim jugendlichen Ver­
dächtigen im Hinblick auf dessen regelmäßig eingeschränkte 
finanzielle Möglichkeiten nur dann vorgeschlagen werden, wenn 
sichergestellt ist, dass der Geldbetrag aus den dem Jugend­
lichen zur Verfügung stehenden Mitteln bezahlt wird, über die er 
ohne Beeinträchtigung seines Fortkommans verfügen kann (§ 7 
Abs 2 JGG). 

Im Interesse des Geschädigten soll - soweit dies aufgrund der 
Vermögens- und Einkommenslage des Verdächtigen möglich 
und zur Sicherung des Rechtsfriedens zweckmäßig ist- die Ver­
fahrensbeendigung überdies davon abhängig gemacht werden, 
dass der Verdächtige zugleich mit der Zahlung einer Geldbuße 
"aus der Tat entstandenen" - also nicht notwendig den gesam­
ten - Schaden gutmacht und dies auch unverzüglich nachweist 
(§ 90c Abs 3 StPO iVm § 90i Abs 1 StPO); es reicht, dass der Ver­
dächtige den Schaden nach seinen Kräften gutmacht und dies 
von sich aus nachweist ("Bringschuld" - § 90c Abs 3 StPO). 
Anwendungsfall einer geldbußenbegleitenden Schadensgut­
machung könnte bei den Verkehrsdelikten die Entschuldigung 
beim Opfer und die ordnungsgemäße Versicherungsmeldung 
sein. 

Beim jugendlichen Verdächtigen sind bei der Bestimmung 
eines Beitrags zur Schadensgutmachung die im Vergleich zum 
Erwachsenen regelmäßig geringere Leistungsfähigkeit sowie die 
größere Gefahr einer unbilligen Erschwerung seines Fortkom­
mans entsprechend zu berücksichtigen (§ 7 Abs 5 JGG). 

2. Verfahren 

Das Geldbußenverfahren wird mit einem Angebot des Staatsan­
walts eingeleitet, auf die weitere Veriolgung zu verzichten, sofern 
der Verdächtige innerhalb einer Frist von 14 Tagen zugunsten 
des Bundes einen von der Justiz festgelegten Geldbetrag ent­
richtet und allenfalls zugunsten des Geschädigten eine konkret 
bestimmte Schadenersatzzahlung leistet. Diese Anregung hat 
die nach § 90j Abs 1 StPO vorgesehenen Belehrungen zu ent-
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halten. Sie ist eigenhändig zuzustellen (§ 90j Abs 2 StPO), um 
auszuschließen, dass allenfalls ein (im Haushalt wohnender) 
Dritter die Geldbuße ohne Wissen des Verdächtigen bezahlt, 
womit die - nicht mehr anfechtbare - diversioneile Erledigung 
registriert (§ 90m StPO) würde. Ab der Zustellung des Anbots 
wird der Fortlauf der Verjährung für die Dauer der eingeräumten 
Zahlungsfrist gehemmt (§ 90k Abs 2 StPO). 
Zahlt der Verdächtige die Geldbuße rechtzeitig und weist er die 
Schadensgutmachung (durch eine Bestätigung oder einen Ein­
zahlungsbeleg) nach, so hat der Staatsanwalt auf die weitere 
Verfolgung endgültig zu verzichten oder das Gericht das Straf­
verfahren ohne weiteres einzustellen (§ 90c Abs 5 StPO). 

Für den Fall, dass die unverzügliche Zahlung der Geldbuße den 
Verdächtigen unbillig hart träfe, sieht § 90c Abs 2 StPO einen -
aufgrund von in der Anzeige enthaltenen Informationen schon 
von Amts wegen zu berücksichtigenden, ansonsten vom inso­
weit nach § 90c Abs 4 StPO informierten Verdächtigen zu bean­
tragenden- Zahlungsaufschub für längstens sechs Monate oder 
eine Ratenzahlung innerhalb dieses Zeitraumes vor. Während 
dieser in die Verjährung nicht einzurechnenden Zeit (Fortlauf­
hemmung: § 90k Abs 2 StPO) bleibt das Verfahren "in Schwebe". 

3. Anwendungsindikationen 

Die Zahlung einer Geldbuße als schematische Reaktion eignet 
sich vor allem bei Delikten, bei denen kein persönlicher Tataus­
gleich notwendig und ein sonstiger Folgenausgleich schwer vor­
stellbar ist oder aber wenn generalpräventive Bedenken gegen 
eine folgenlose Verfahrenseinstellung nach § 42 StGB bestehen. 
Diese Diversionsmaßnahme bietet sich geradezu bei den in Ver­
kehrsstrafsachen zentralen Tatbeständen der fahrlässige Kör­
perverletzung an, sofern keine Alkoholisierung vorliegt und 
nicht schon wegen des geringen Verschuldans und der unbe­
deutenden (oder ausgeglichenen) Tatfolgen § 42 StGB vorliegt: 

Etwa Verkehrsunfälle mit selbst nicht mehr bloß geringem 
Reaktionsverzug, aber auch beim bloßen Übersehen einer 
Stopptafel (wegen regelmäßig schweren. Verschuldans aber 
nicht mehr bei Raserei oder waghalsigem Uberholmanöver). 

Ebenso die Gefährdung der körperlichen Sicherheit, aber nur 
im Fall einer nicht übermäßigen Alkoholisierung. 

IV. Auflagensystem 

1. Voraussetzungen 

Das Auflagensystem sieht im Unterschied zum Geldbußensy­
stem (in dem das Verfahren bis zur Zahlung in Schwebe bleibt, 
um nach der Erbringung der Geldleistung endgültig beende! zu 
werden) zunächst eine bloß vorläufige Verfahrensbeendigung 
vor, wenn sich der Verdächtige ausdrücklich bereit erklärt, unent­
geltlich eine gemeinnützige Leistung innerhalb einer vom Staats­
anwalt zu bestimmenden angemessenen, höchstens sechsmo­
natigen Frist zu erfüllen. Diese Diversionsform setzt voraus, dass 
ein solches Vorgehen mit dem Verdächtigen abgeklärt und des­
sen ausdrückliches Einverständnis eingeholt wird. Dies ge­
schieht entweder durch einen damit beauftragten, in der Sozial­
arbeit erfahrenen Vermittler (§ 90d Abs 4 StPO iVm § 29b 
BewHG) oder durch den Staatsanwalt selbst, dem - abwei­
chend von § 97 Abs 2 StPO - in diesem Umfang eine eigen­
ständige Erhebungsbefugnis eingeräumt wird (§ 90k Abs 1 
letzter Satz SIPO). 

Eine gemeinnützige Leistung, entspricht inhaltlich- ebenso wie 
die Geldbuße- einer Auflage, also einer strafgerichtliehen Maß-
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nahme, die dazu beiträgt, die Sanktionszwecke zu verstärken 
oder zu ersetzen. Sie soll die grundsätzliche Bereitschaft des 
Verdächtigen zum Ausdruck bringen, für die Tat einzustehen 
(§ 90d Abs 2 erster Satz StPO). Die gemeinnützige Leistung soll 
in der Freizeit - also neben der beruflichen Tätigkeit oder Aus­
bildung des Verdächtigen, gegebenenfalls auch an deren Stelle 
- erbracht werden (§ 90d Abs 2 zweiter Satz iVm § 90e Abs 1 
StPO). 

Die Leistung muss unentgeltlich erbracht werden; dies schließt 
eine Entlohnung für die erbrachte Arbeit aus. 

Die vom Verdächtigen zu erbringende Leistung muss gemein­
nützig sein. Gemeinnützig sind solche Arbeiten, die dem Ge­
meinwohl auf geistigem, kulturellem, sitllichem oder materiellem 
Gebiet nützen (§ 35 Abs 2 BAO). Darunter lallen auch die kirch­
lichen oder die sog mildtätigen Leistungen iSd § 34 Abs 1, § 37 
und § 38 BAO, sofern sie zumindest auch am Gemeinwohl orien­
tiert sind (etwa die Betreuung von Obdachlosen durch die Cari­
tas). 

Die Leistung muss in einer dafür geeigneten Einrichtung (welche 
selbst nicht unbedingt gemeinnützig ausgerichtet sein muss: zB 
ein Spital) erbracht werden (§ 90d Abs 2 zweiter Satz, § 90e 
Abs 2 StPO). Dazu führt der Leiter der Staatsanwaltschaft eine 
jedermann zur Einsicht offen stehende Liste, in welcher alle im 
Sprengel seiner Behörde dafür in Frage kommenden und zu 
einer solchen Straffälligenhilfe bereiten Einrichtungen verzeich­
net sind (§ 90e Abs 2 StPO). Diese Liste kann jederzeit ergänzt 
oder - falls die Eignung dieser Einrichtung zur Erbringung 
gemeinnütziger Leistungen in Frage steht - berichtigt werden. 
Dessen ungeachtet steht es dem Staatsanwalt - im Einverneh­
men mit dem Behördenleiter - offen, im Einzellall eine (noch) 
nicht in der Liste eingetragene Institution oder Trägerorganisa­
tion für die Ableistung der gemeinnützigen Arbeit vorzuschla­
gen, sofern diese einverstanden ist, bei Diversionsmaßnahmen 
mitzuwirken. Vor der Verpflichtung des Verdächtigen ist mit der 
für die Erbringung der gemeinnützigen Leistung ausgewählten 
Einrichtung das Einvernehmen herzustellen; gegen deren Willen 
darf kein Verdächtiger zur Arbeit in dieser Institution verhalten 
werden. 

Im Hinblick auf berechtigte Ersatzansprüche des Geschädigten 
sollte die Verfahrensbeendigung -soweit dies aulgrund der Ver­
mögens- und Einkommenslage des Verdächtigen möglich und 
zur Sicherung des Rechtsfriedens zweckmäßig ist - davon 
abhängig gemacht werden, dass der Verdächtige binnen einer 
höchstens sechsmonatigen Frist "aus der Tat entstandenen" -
somit nicht notwendig den gesamten - Schaden gutmacht oder 
sonst zum Folgenausgleich "beiträgt" - also nicht unbedingt 
einen vollständigen Ausgleich bewirkt - (§ 90d Abs 3 iVm § 90i 
Abs 1 StPO). 

Beim jugendlichen Verdächtigen sind bei der Bestimmung 
einer Schadensgutmachung oder eines Beitrags zum Folgen­
ausgleich die im Vergleich zum Erwachsenen regelmäßig gerin­
gere Leistungsfähigkeit sowie die größere Gefahr einer unbilli­
gen Erschwerung seines Fortkommans entsprechend zu 
berücksichtigen (§ 7 Abs 5 JGG). 

Ebenso wie eine Weisung (§ 51 Abs 1 zweiter Satz StGB) darf auch die 
gemeinnützige Leistung keinen unzumutbaren Eingriff in die Persönlich­
keitsrechte oder in die Lebensführung des Verdächtigen bewirken (§ 90e 
Abs 1 StPO). Die Zumutbarkeitsgrenze ist nach objektiven Kriterien zu 
bestimmen. Sie ist überschritten, wenn die vorgeschlagene gemeinnüt­
zige Leistung ein Verhalten fordert, die für einen mit den rechtlichen Wer­
ten verbundenen Menschen in der konkreten Lebenssituation des Ver-
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dächtigen eine unbillige Härte mit sich brächte. lnsb verfassungsrecht­
lich geschützte Persönlichkeitsrechte dürfen durch eine gemeinnützige 
Leistung nicht in einer Weise beeinträchtigt werden, welche diese 
Grundrechte in Frage stellt. Als solche unzulässige Anordnungen wären 
zB Auflagen anzusehen, für eine Religionsgemeinschaft, welcher der 
Verdächtige nicht angehört, Leistungen zu erbringen. Die mit der 
Arbeitsleistung verknüpften Einbußen an Freizeit und die leistungsbe­
dingte Einschränkung des Familienlebens sind hingegen der sanktions­
orientierten Auflage wesensimmanent (§ 90d Abs 2 StPO) und daher ver­
fassungsrechtlich ebenso unbedenklich wie die aufgrund einer freiwilli­
gen Verpflichtung unentgeltlich erbrachte Arbeit. Die Verpflichtung zu 
erniedrigenden oder ekelerregenden Leistungen wäre stets ein unzu­
mutbarer Eingriff in die Persönlichkeitsrechte des Verdächtigen; derarti­
ge "Angebote" sind daher unzulässig (vgl RZ t994/37, Ev811979/17). 
Gleiches gilt für eine Leistung, die den Erbringer der Auflage zwingen 
würde, sich Dritten gegenüber als Verdächt'1ger zu deklarieren (vgl 
EvB11979/17), beispielsweise die P11icht, sich den Kunden der Einrich­
tung gegenüber als einer Straftat verdächtig zu offenbaren. 

Unabhängig von den anhand der konkreten Lebensumstände 
des Verdächtigen zu prüfenden Zumutbarkeitsgrenzen sieht § 
90e Abs 1 StPO unter Berücksichtigung eines im Erwerbsleben 
oder in Ausbildung stehenden Menschen eine Beschränkung 
der Dauer der zu erbringenden gemeinnützigen Leistung vor. 
Diese ist innerhalb eines Zeitraums von höchstens sechs Mo­
naten zu absolvieren und darf jedenfalls nicht mehr als 240 
Arbeitsstunden in Anspruch nehmen, wobei die maximale 
Arbeitszeit mit täglich acht Stunden und wöchentlich 40 Stunden 
limitiert ist. Eine Arbeitsleistung von acht Stunden täglich wird 
aber nur dann in Frage kommen, wenn die gemeinnützige Lei­
stung an einem arbeitsfreien Tag erbracht wird. 

Gemeinnützige Leistungen dürfen beim jugendlichen Verdächti­
gen (nur bei diesem ist eine altersbedingt geringere Leistungsfä­
higkeit zu berücksichtigen, vgl § 7 Abs 5 JGG) nicht mehr als sechs 
Stunden täglich, nicht mehr als 20 Stunden wöchentlich und 120 
Stunden insgesamt in Anspruch nehmen (§ 7 Abs 3 JGG). 

2. Verfahren 

Die zur Erfüllung der Auflage vom Staatsanwalt eingeräumte 
Frist gibt anstelle einer Probezeit jenen Zeitpunkt vor, innerhalb 
welcher der Verdächtige die übernommene Leistung samt allfäl­
ligem Beitrag zum Schadenersatz oder Folgenausgleich erbrin­
gen muss. Dieser Zeitraum wird in die Verjährungszeit nicht 
eingerechnet (Fortlaulhemmung: § 90k Abs 2 StPO). Nach 
Ablauf dieser Frist hat der Verdächtige (allenfalls der zwischen­
geschaltete Vermittler - § 29b BewHG) von sich aus unverzüg­
lich nachzuweisen, dass er die gemeinnützige Leistung vollstän­
dig erbracht und zusätzlich Schaden gutgemacht oder sonst 
zum Folgenausgleich beigetragen hat(§ 90d Abs 3 und 4 StPO). 

Zu diesem Zweck hat ihm (oder dem Vermittler) die Einrichtung, in wel­
cher er gearbeitet hat, eine Bestätigung auszustellen. Zwecks Klarstel­
Jung und effektiver Kontrolle wird es notwendig sein, die gemeinnützige 
Leistung und den Beitrag zum Tatfolgenausgleich in der Entscheidung 
über die vorläufige Verfahrensbeendigung präzise zu umschreiben, um 
anhand dieser Kriterien sodann die Auflagenerfüllung prüfen zu können. 
Erbringt der Verdächtige die gemeinnützige Leistung samt allfälligem 
Tatausgleich rechtzeitig und vollständig, so hat der Staatsanwalt auf die 
weitere Verfolgung endgültig zu verzichten oder das Gericht das Straf­
verfahren einzustellen (§ 90d Abs 5 StPO). 

Die Organisation des Ablaufs der Auflage, insb die Belehrung des Ver­
dächtigen nach § 90j StPO und die Vermittlung der konkreten gemein­
nützigen Leistung durch Kontaktaufnahme mit der ausgewählten Ein­
richtung, kann auch einem in der Sozialarbeit erfahrenen Vermittler 
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(§ 29b BewHG) übertragen werden, der vom Leiter der Geschäftsstelle 
für Bewährungshilfe zu bestellen ist (§ 29 Abs 5 BewHG). Neben der 
Erfüllung der Auflage kann es spezialpräventiv geboten sein, den dazu 
bereiten Verdächtigen während der Erbringung der gemeinnützigen 
Leistung vom Vermittler betreuen zu lassen (§ 29b Abs 1 und 2 
BewHG). Diesem obliegt dann auch die Beratung, Anleitung und Unter­
stützung bei den Bemühungen des Verdächtigen, zum Ausgleich der 
Tatfolgen beizutragen (§ 29b Abs 2 BewHG). 

Unterlässt der Verdächtige die rechtzeitige oder vollständige Erbringung 
der gemeinnützigen Leistung samt allfälligem Beitrag zu einem Tatfol­
genausgleich, so kann der Staatsanwalt das Strafverfahren durch ent­
sprechende Anträge, insb durch die Einbringung eines Antrags auf 
Bestrafung, einleiten oder fortsetzen (§ 90h Abs 2 Z 2 StPO), es sei denn, 
spezialpräventive Gründe - wie etwa der Eintritt von Umständen, die 
auch bei einer nachträglichen Milderung der Strafe nach § 31 a Abs 1 
StGB von Bedeutung wären, bloß geringfügige Fristüberschreitung oder 
vernachlässigbare Minderleistung -lassen eine Verfahrensführung über­
flüssig erscheinen (§ 90h Abs 3 StPO). 

Erbringt der Verdächtige die gemeinnützige Leistung rechtzeitig 
sowie vollständig weist er die SchadensgutmachunQ (durch eine 
Bestätigung oder einen Einzahlungsbeleg) nach, so hat der 
Staatsanwalt auf die weitere Verfolgung endgültig zu verzichten 
oder das Gericht das Strafverfahren einzustellen (§ 90d Abs 5 
StPO). 

3. Anwendungsindikationen 

Diese Diversionsart stellt die eingriffsintenslvste, den Verdäch· 
tigen am meisten belastende Reaktion dar. Daher eignet sie sich 
als auch schon eine kurzfristige Freiheitsstrafe substituierende 
Alternative zur Normverdeutlichung vor allem im Bereich von 
erheblich über einer Bagatelltat liegenden strafbaren Handlun· 
gen oder bei wiederheiter Kriminalität. 

Die Erbringung einer gemeinnützigen Leistung könnte im 
Zusammenhang mit Verkehrsdelikten bei folgenden Sachver· 
haltskonstellationeneingesetzt werden: 

Schwere vorsätzliche Sachbeschädigung an Fahrzeugen 
(Graffitisprayer, Laufen über Autodächer) ohne Notwendigkeit 
eines ATA, weil der Schaden bereits gutgemacht wurde. 

Nicht ausufernde Aggressionsdelinquenz (zB nötigendes 
Zufahren auf die einen Parkplatz für einen anderen PKW-Lenker 
reservierende Person), sofern keine sozialarbeitarische Interven­
tion oder/und Kursbesuche (Antiaggressionstraining) notwendig 
wären (dann § 90f StPO mit Verpflichtung zum Kursbesuch 
oder/und Bewährungshilfe). 

Fahrlässige Körperverletzung bei geringer Alkoholisierung, 
sofern nicht eine Schulung bzw ein Kursbe~uch nach § 90f StPO 
zweckmäßiger wären (vgl OLG lnnsbruck OA 2001/69). 

V. Probezeitsystem 

1. Voraussetzungen 

Die den Verdächtigen am wenigsten belastende Form einer inter­
venierenden Diversion nach dem IXa. Hpst der StPO ist die vor­
läufige Verfahrensbeendigung unter Bestimmung einer Probezeit. 
Wenn allein die im Fall der neuerlichen Straffälligkeit drohende 
Fortsetzung des Strafverfahrens genügt, um einer weiteren Delin­
quenz entgegenzuwirken, so hat der Staatsanwalt auf die weitere 
Verfolgung vorläufig zu verzichten und zugleich eine Probezeit zu 
bestimmen, die- nach Präventionserwägungen - mit mindestens 
einem, höchstens aber zwei Jahren zu bemessen ist. 
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Dem Verdächtigen ist diese einen bloßen Verfolgungsverzicht 
beinhaltende Entscheidung - ohne vorherige Kontaktaufnahme 
und ohne seine Zustimmung - mit einer Belehrung nach § 90j 
Abs 1 StPO zuzustellen, in der insb auf die ihm offenstehende 
Möglichkeit hinzuweisen ist, innerhalb der Probezeit jederzeit 
einen Antrag auf Einleitung oder Fortsetzung des Verfahren zu 
stellen. Die Probezeit beginnt mit der Zustellung der Verständi­
gung (§ 90f Abs 1 zweiter Satz StPO); ab diesem Zeitpunkt wird 
auch der Fortlauf der Verjährung gehemmt(§ 90k Abs 2 StPO). 

Soweit dies möglich und aus Präventionsgründen zweckmäßig 
erscheint, ist die vorläufige Verfahrensbeendigung überdies 
davon abhängig zu machen, dass sich der Verdächtige aus­
drücklich bereit erklärt, eine Verpflichtung zu übernehmen 
oder sich während der Probezeit von einem Bewährungshelfer 
betreuen zu lassen (§ 90f Abs 2 StPO). Die vom Verdächtigen 
zu übernehmenden Verpflichtungen entsprechen inhaltlich Wei­
sungen, die einem Rechtsbrecher im Fall der Verurteilung vom 
Gericht auferlegt werden könnten. Die Anordnung der Bewäh­
rungshilfe kann darüber hinaus mit vom Verdächtigen über Anre­
gung des Staatsanwalts freiwillig übernommenen Verpflichtun­
gen kumuliert werden, wenn dies aus Gründen der Spezialprä­
vention geboten erscheint. Dieses schon reaktionsintensivere 
Diversionsinstrument setzt voraus, dass mit dem Verdächtigen 
die Pflichtenübernahme und/oder die Betreuung durch einen 
Bewährungshelfer abgeklärt und dessen ausdrückliches Einver­
ständnis eingeholt wird. Das geschieht entweder durch einen 
damit beauftragten, in der Sozialarbeit erfahrenen Vermittler 
(§ 90f Abs 3 StPO iVm § 29b BewHG) oder durch den Staatsan­
walt selbst, dem- abweichend von § 97 Abs 2 StPO- in diesem 
Umfang eine eigenständige Erhebungsbefugnis eingeräumt 
wird (§ 90k Abs 1 StPO). 

Eine solche, die Wirkung der Probezeit ergänzende Maßnahme ist not­
wendig, wenn ohne sie der anzustrebende ordentliche Lebenswandel 
des Verdächtigen nicht möglich wäre; sie ist zweckmäßig, wenn durch 
sie die Wahrscheinlichkeit künftiger Delinquenz verringert wird. Bei der 
Prüfung der Notwendigkeit oder Zweckmäßigkeit von Verpflichtungen 
oder Bewährungshilfe ist nicht nur auf die konkrete, der Anzeige zugrun­
de liegende Tat. sondern auch auf die Person des Verdächtigen, sein 
Vorleben und insb auf das soziale Umfeld abzustellen. Indikatoren für 
solche Maßnahmen sind insb soziales Randgruppendasein, Unreife, Hilf­
losigkeit in eigenen Angelegenheiten, Motivationsschwäche und sonsti­
ge Verhaltensauffälligkeiten. 

Ebenso wie eine Weisung darf auch eine vom Verdächtigen 
übernommene Verpflichtung iS von § 90f Abs 2 StPO iVm § 51 
StGB keinen unzumutbaren Eingriff in die Persönlichkeitsrechte 
oder in die Lebensführung des Verdächtigen mit sich bringen. 
Ebenso wie bei den Weisungen wäre eine freiwillige Verpflich­
tung unzulässig, sich operativen Eingriffen zu unterziehen (§51 
Abs 3 StGB iVm § 901 Abs 2 StPO). Zu beachten ist insb, dass 
mit einer kaskadenartigen Kombination mehrerer Pflichten und 
Bewährungshilfe die Zumutbarkeitsgrenzen überschritten wür­
den. 

Die Wiedergutmachung des Schadens nach Kräften oder der 
Beitrag zum sonstigen Tatfolgenausgleich sind jene Verpflich­
tungen, welche vordringlich zur gebotenen (§ 90i Abs 1 StPO) 
Sicherung der Geschädigteninteressen mit einer Probezeit zu 
verbinden sind (§ 90f Abs 2 letzter Satz StPO). So wie im Geld­
bußen- und Auflagensystem muss die vorgeschlagene Gutma­
chung keine vollständige sein; es reicht, dass sich der Verdäch­
tige nach seinen Kräften um einen Schadenersatz oder Tatfol­
genausgleich bemüht. 
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Beim jugendlichen Verdächtigen sind bei der Verpflichtung zur 
Schadensgutmachung oder einem Beitrag zum Folgenaus­
gleich die im Vergleich zum Erwachsenen regelmäßig geringere 
Leistungsfähigkeit sowie die größere Gefahr einer unbilligen 
Erschwerung seines Fortkommans zu berücksichtigen (§ 7 Abs 5 
JGG). 

Die Verpflichtungsdauer und der Betreuungszeitraum durch die 
Bewährungshilfe kann sich - muss sich aber nicht in jedem Fall 
- bis zum Ende der Probezeit erstrecken. 

Fehlt eine konkrete Eingrenzung der Maßnahmen, so läuft die vom Ver­
dächtigen übernommene Verpflichtung während der gesamten Probe­
zeit {§ 90f Abs 2 StPO: "während der Probezeit" vgl auch § 50 Abs 2 
StGB). Unabhängig vom festgelegten Zeitraum oder- falls eine zeitliche 
Begrenzung der Maßnahme nicht erfolgte - ungeachtet der noch lau­
fenden Probezeit endet die Pflichterfüllung 'jedoch, soweit sie gegen­
standslos wurde (§ 50 Abs 2 StGB; der Verdächtige beseitigt etwa den 
Schaden vor der ihm eingeräumten Frist oder absolviert den aufgetra­
genen Kurs schneller als geplant, das Opfer verzichtet nach der ersten 
Ratenzahlung auf jede weitere Schadensgutmachung). 

2. Verfahren 

Die Einhaltung der übernommenen Pflicht ist- bei entsprechen­
der Vereinbarung- vom Verdächtigen nachzuweisen. Schon die 
Unterlassung dieses Teils der Verpflichtung könnte unter den 
sonstigen im § 90h Abs 2 Z 2 und Abs 3 StPO genannten Vor­
aussetzungen zur Einleitung oder Fortsetzung des Strafverfah­
rens führen. 

Ohne solche Vorkehrungen zur Überwachung der Verpflichtung ist der 
Verdächtige- wie der Rechtsbrecher bei einer ihm auferlegten Weisung 
- dazu nicht verhalten. Dann aber kann der Staatsanwalt oder das 
Gericht eigene Nachforschungen anstellen, um daraufhin ein Verfahren 
einzuleiten oder fortzusetzen. Zwecks Klarstellung und einfacherer 
Handhabung der Diversionsmaßnahme sollte daher die vom Verdächti­
gen übernommene P11icht - so wie die Weisung - einen Zusatz enthal­
ten, wonach der Verdächtige deren versprochene Erfüllung unverzüglich 
nachweist. Eine Übernahme der Eriüllungskontrolle durch den Bewäh­
rungshelfer ist jedenfalls seit dem StRÄG 1996 nicht mehr möglich. 

Dem vom Leiter der Geschäftsstelle für Bewährungshilfe bestell­
ten (§ 50 Abs 1 StGB iVm §§ 16, 29 Abs 3 BewHG) Bewäh­
rungshelfer obliegt es, über den Verlauf der Betreuung zu 
berichten (§52 Abs 2 StGB). 

Kommt der Verdächtige der übernommenen Verpflichtung recht­
zeitig und vollständig nach und kooperiert er mit seinem Bewäh­
rungshelfer, so hat der Staatsanwalt nach Ablauf der Probezeit 
auf die weitere Verfolgung endgültig zu verzichten oder das 
Gericht das Strafverfahren einzustellen (§ 90f Abs 4 StPO). 

Die Organisation der Eriüllung von bestimmten Verpflichtungen, wie jene 
des Besuchs von Schulungen und Kursen, sowie die Belehrung des Ver­
dächtigen nach § 90j StPO und dessen Beratung kann einem in der 
Sozialarbeit erfahrenen Vermittler (§ 29b BewHG) übertragen werden, 
der vom Leiter der Geschäftsstelle für Bewährungshilfe zu bestellen ist (§ 
29 Abs 5 BewHG). Neben der Eriüllung der Verpflichtung kann es spezi­
al präventiv geboten sein, den dazu bereiten Verdächtigen während der 
Leistung dieser von ihm übernommenen P11ichten vom Vermittler betreu­
en zu lassen(§ 90f Abs 3 StPO iVm § 29b Abs 1 und 2 BewHG). Diesem 
obliegt dann auch die Beratung und Unterstützung bei den Bemühun­
gen des Verdächtigen, zum Ausgleich der Tatfolgen beizutragen (§ 29b 
Abs 2 BewHG). Wurde auch eine Bewährungshilfe vereinbart, so wird 
diese Vermittlungsaufgabe zweckmäßigerweise der Bewährungshelfer 
mit übernehmen. 
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3. Anwendungsindikationen 

Der Anwendungsbereich dieser intervenierenden, viele Varian­
ten bietenden Diversionsart reicht vom Bagatelldelikt bis hin zu 
Sachverhalten, die auch schon der mittelschweren Kriminalität 
zuzuordnen sind. 

Die bloße Probezeit kommt als diversioneile Reaktion insb in 
Frage bei: 

Fahrlässige Körperverletzungen bei einschlägiger Vorverur­
teilung, sofern eine bloße Probezeitbestimmung ausreichend 
erscheint, um den Warncharakter des Strafrechts zu effektuieren. 

Die mit Verpflichtungen verbundene Probezeit kommt insb in 
Frage: 

Bei Verkehrsdelikten, die auf Wissens-, Verhaltens- oder Ein­
steliungsdefizite des Verdächtigen zurückgehen, denen mit 
Schulungen und Kursen während einer maximal zweijährigen 
Probezeit gegengesteuert werden kann (etwa Verkehrssicher­
heitskurs bei bedenklichem Fahrfehlverhalten im Straßenverkehr 
oder- soweit nicht ein ATA geboten wäre- Antiaggressionstrai­
ning bei einer Tendenz des Verdächtigen zu aggressivem Fah­
ren). 

Verkehrsdelikte unter Alkoholeinfluss (bei einem Jugend­
lichen selbst bei schweren Verletzungsfolgen - vgl OLG lnns­
bruck ÖA 2001/69). 

Die mit Bewährungshilfe verbundene Probezelt kommt insb in 
Frage bei: 

Auch bei der Verkehrsdelinquenz denkbare strafbare Handlun­
gen, denen soziale Defizite oder krisenhafte Lebensentwick­
lungen des Verdächtigen zugrunde liegen (auffälliges Fehlver­
halten wegen sozialer Probleme). 

Die mit Verpflichtungen und mit Bewährungshilfe verbunde­
ne Probezeit sollte insbeingesetzt werden bei: 

Strafbaren Handlungen, denen soziale Defizite oder krisenhafte 
Lebensentwicklungen des Verdächtigen zugrunde liegen, wo 
zur sozialen Reintegration des Verdächtigen über die Betreuung 
hinausgehend noch Schulungen oder Kursbesuche notwendig 
sind oder aber aus Präventionsgründen eine Schadensgutma­
chung geboten erscheint. 

VI. Konfliktregelungssystem 

1. Voraussetzungen 

Die zentrale Diversionslösung ist der außergerichtliche Tataus­
gleich (ATA - auch Konfliktregelung genannt). Das zentrale 
Anliegen des ATA ist es, die durch eine Straftat regelmäßig ver­
ursachte soziale Konfliktsituation aufzulösen und den 
Rechtsfrieden mit dem vorrangigen Ziel wiederherzustellen, 
beim Verdächtigen einerseits die Einsicht in das Unrecht der ihm 
unterstellten Tat (retrospektives Element des ATA) und ande­
rerseits die Bereitschaft zu fördern, sich mit ihren Ursachen aus­
einander zu setzen, um tatauslösende Verhaltensweisen künftig 
zu unterlassen (zukunftweisendes Element des ATA). Von 
wesentlicher Bedeutung ist somit die Bereinigung der spezifi­
schen Konfliktsituation zwischen dem Verdächtigen und dem 
Opfer, um einen für alle Seiten befriedigenden Ausgleich, insb 
eine Beseitigung oder Wiedergutmachung der Tatfolgen herbei­
zuführen und solcherart künftige weitere Auseinandersetzungen 
zu verhindern. 
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Der ATA als vor allem (aber nicht nur) opferorientierte Diversionsform bela­
stet den Verdächtigen in erheblichem Ausmaß; im Unterschied zum her­
kömmlichen Prozess muss sich der Verdächtige einer inhaltlichen Kon­
frontation mit dem ihm gegenüber (im geschützten Rahmen des vom Kon­
fliktregler in Mediationsform begleiteten Ausgleichsgesprächs) gestärkten 
Tatopfer stellen, dem allein schon kraftdes Zustimmungserfordernisses für 
das Gelingen des Ausgleichs eine besondere Verfahrensposition 
zukommt. Auf diese Weise gerät der Verdächtige sowohl in Bezug auf 
seine Leistungsanbote als auch im Hinblick auf ein von ihm gefordertes 
geändertes und künftige Auseinandersetzung hinfanhaltendes Verhalten 
unter erheblichen Druck. Demgemäß ist auch die (spezial-)präventive Wir­
kung dieser Maßnahme infolge der zum Gelingen des Ausgleichs not­
wendigen intensiven Auseinandersetzung mit dem bisherigen Verhalten 
hervorzuheben. Der in diesem Zusammenhang nach außen hin sichtbar 
werdende Interessenausgleich fördert wiederum die Akzeptanz dieser 
Reaktion durch die Bevölkerung; er wirkt zugleich normbestätigend und 
unterstreicht damit die generalpräventiven Belange des Strafrechts. Über 
diese durchaus komplexe Ausgangslage muss der Verdächtige wie auch 
das Tatopfer hinreichend informiert werden. Dazu beauftragt der Staats­
anwalt einen Konfliktregler, der den Verdächtigen auch über die Pflicht zur 
Leistung eines Pauschalkostenbeitrags zu informieren hat (§ 90g Abs 3, 
§ 90i Abs 1, § 90j Abs 1 S1PO, § 29a Abs 2 BewHG). 

Die bei anderen Diversionsmaßnahmen vorgesehene größtmög­
liche Berücksichtigung einer Schadensgutmachung bzw eines 
Tatfolgenausgleichs (§ 90i Abs 1 StPO iVm § 90c Abs 3, § 90d 
Abs 3 und § 90f Abs 2 StPO) vermag die befriedende, konflikt­
auflösende Wirkung einer von geschulten Mediatoren begleite­
ten Auseinandersetzung mit den eigenen zur strafbaren Hand­
lung führenden, konfliktträchtigen Verhaltensweisen und der 
Situation sowie der Befindlichkeit des Opfers nicht zu ersetzen. 
Die dem § 90i Abs 1 StPO am weitesten entsprechende umfas­
sende Integration des in seinen Rechten Verletzten in das Straf­
verfahren indiziert somit immer dann einen Vorrang des ATA 
gegenüber anderen diversioneilen Maßnahmen, wenn bei Delik­
ten mit einem bekannten Opfer eine Konfliktsituation zumindest 
nicht ausgeschlossen erscheint. 

§ 90g Abs 1 StPO fordert, dass die Folgen der Tat auf eine den 
Umständen nach geeignete Weise auszugleichen sind. Als 
die vordringlichste (und daher primär anzustrebende) Form des 
Tatausgleichs definiert das Gesetz die Schadensgutmachung, 
räumt aber anderen Ausgleichsvarianten zumindest gleiche Wir­
kung ein. So reicht ein die Leistungsfähigkeit voll ausschöpfen­
der Beitrag des Verdächtigen zum Tatausgleich, der in Aus­
nahmefällen (etwa einer besonders angespannten finanziellen 
Situation des Verdächtigen) auch darin gelegen sein kann, als 
Surrogat für den in Geld geschuldeten Schadenersatz entspre­
chende Arbeitsleistungen für den Geschädigten zu erbringen. 
Darüber hinaus sind auch indirekte oder symbolische Lei­
stungen an den Verletzten oder an vom Opfer mitbestimmte 
Dritte denkbar (zB die Übergabe von zeitaufwendig geschaffe­
nen eigenen Produkten), die bei Gefährdungsdelikten und blo­
ßen Deliktsversuchen zu erwägen sind. Eine ganz besondere 
Rolle kommt in diesem Zusammenhang der Entschuldigung 
des Verdächtigen beim Verletzten im Rahmen eines in Anwe­
senheit des Konfliktreglers geführten Ausgleichsgesprächs zu. 
Dabei kann das Tatopfer dem Verdächtigen die erlittene Krän­
kung und die zugefügten Schmerzen verdeutlichen. Eine solche 
Entschuldigung beim Geschädigten bildet entweder für sich 
allein oder als Bestandteil eines Geldleistungen und Entschuldi­
gung kombinierenden, umfassenden Tatausgleichs den Aus­
gangspunkt für die Verfahrensbeendigung. 

Für das Gelingen des Ausgleichs bedarf es nicht unbedingt einer voll­
ständigen Schadensgutmachung. Ein solcher ist zwar anzustreben, um 
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den Opferinteressen im nach § 90i Abs 1 StPO gebotenen größtmög­
lichen Ausmaß zu genügen. Allerdings kann schon der Geschädigte den 
Ausgleichsumfang begrenzen und sogar auf eine materielle Ersatzlei­
stung verzichten. Ungeachtet dessen erfordert ein die Verfahrensbeen­
digung rechtfertigender und damit den zu beachtenden Strafzwecken 
genügender Tatausgleich iSd § 90g Abs 1 StPO ein angemessenes Ver­
hältnis des Ausgleichs zur vorgeworfenen Tat und deren Folgen, bei dem 
wiederum die Möglichkeiten und Kapazitäten des Verdächtigen zu 
berücksichtigen sind; die bloße Entschuldigung beim Opfer, welches auf 
weitere Schadenersatzleistungen verzichtet, kann daher nur bei einer 
umfassenden und auch außenwirksam erkennbaren Aussöhnung zwi­
schen dem Verdächtigen und dem Verletzten als ausreichend anerkannt 
werden. Der Ausgleich umfasst darüber hinaus auch ein künftig geän­
dertes, konfliktvermeidendes Verhalten des Verdächtigen, der entspre­
chende Beteuerungen auch unter Beweis stellen muss. Diese vom Ver­
dächtigen übernommenen Verpflichtungen, zB die versprochene Mitar­
beit im Haushalt, bei der Kinderbetreuung oder seine Zusage, sich alko­
holischer Getränke zu enthalten, entsprechen inhaltlich einer Weisung 
iSd §51 StGB, deren Einhaltung während der Beobachtung durch den 
Konfliktregler auch kontrolliert wird. 

Beim jugendlichen Verdächtigen sind bei der Verpflichtung zur 
Schadensgutmachung oder einem Beitrag zum Folgenaus­
gleich die im Vergleich zum Erwachsenen regelmäßig geringere 
Leistungsfähigkeit sowie die größere Gefahr einer unbilligen 
Erschwerung seines Fortkommans zu berücksichtigen (§ 7 
Abs 5 JGG). 

Beim ATA kommt dem Opfer- deutlicher noch als beim Folgen­
ausgleich nach § 42 Z 2 StGB- eine herausragende Rolle zu, ist 
doch die umfassende Einbindung des Geschädigten bzw Ver­
letzten in die Ausgleichsbemühungen des Verdächtigen vorge­
schrieben. Allerdings kann das Opfer nicht gezwungen werden, 
bei einem solchen Ausgleich mitzuwirken (§ 90g Abs 2 StPO). 

Die Mitwirkung des Geschädigten soll einerseits sicherstellen, dass er 
seine (materiellen) Interessen unmittelbar und persönlich wahren kann, 
wobei die finanzielle Ausgleichsgrenze in einer durch die Zwischen­
schaltung des Konfliktreglers (allenfalls unter Beiziehung einer Vertrau­
ensperson ~ § 90i Abs 1 iVm § 162 StPO) auch für das Opfer geschütz­
ten Atmosphäre gefunden wird. Andererseits soll die Beteiligung des 
Verletzten dazu dienen, seinen (immateriellen) Befindlichkeiten Raum zu 
geben und dem Opfer eine emotionale, gleichwohl infolge Mediation 
durch den Konfliktregler friedliche Auseinandersetzung mit seinem frü­
heren Kontrahenten zu ermöglichen. 

Ein Tatausgleich kommt daher grundsätzlich nur dann zustan­
de, wenn das Opfer diesem zustimmt(§ 90g Abs 2 StPO). Ver­
weigert allerdings der Geschädigte seine Zustimmung aus Grün­
den, die im Strafverfahren nicht zu berücksichtigen wären, so 
kommt der (Tat- und eben nicht Täter-Opfer-)Ausgleich auch 
ohne dieses Einverständnis zustande; in diesem Fall sind aber 
die Ansprüche des Verletzten jedenfalls zu berücksichtigen 
(etwa in Form einer Überweisung des Schadenersatzbetrages 
oder einer gerichtlichen Hinterlegung desselben). Unbeachtli­
che Verweigerungsgründe wären etwa das Verlangens nach Ver­
geltung oder die zwar zu respektierende, im Strafverfahren aber 
nicht umsetzbare Forderung des Verletzten, mit der Tat und dem 
Verdächtigen nicht mehr konfrontiert zu werden. Ungeachtet der 
gebotenen Einbindung des Opfers in das Strafverfahren muss 
die Dominanz der staatlichen Organe im Strafprozess gewahrt 
bleiben; ein Anklagezwang durch den Geschädigten kommt -
auch in Ansehung des § 90g Abs 2 StPO - nur ausnahmsweise 
in Betracht. Die grundlose Ablehnung eines Ausgleichsge­
sprächs inkludiert jedenfalls keine beachtliche Verweigerung der 
Zustimmung zum Tatausgleich. Wenn das Tatopfer hingegen 
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aus nachvollziehbarer Angst vor neuerlichen Angriffen durch 
den nach wie vor gewaltbereiten Verdächtigen einem Ausgleich 
nicht zustimmt, ist eine (materiell mögliche) Konfliktregelung als 
gescheitert anzusehen. 

Das Zustandekommen eines außergerichtlichen Tatausgleichs 
setzt gemäß § 7 Abs 4 JGG bei Jugendstraftaten die Zustim­
mung des Verletzten nicht voraus (eine Beschränkung auf 
jugendliche Verdächtige ist dem Gesetz nicht zu entnehmen, 
daher gilt auch für diese materiellrechtliche Sonderbestimmung 
ein sich auf alle Jugendstraftaten erstreckender Anwendungsbe­
reich, also auch bei Verfahren mit einem inzwischen erwachse­
nen Verdächtigen; vgl 11 Os 96/89, 13 Os 81/90). Die Zustim­
mung sollte aber iSd § 90g Abs 2 erster Satz, § 90i Abs 1 StPO 
auch in Jugendstrafsachen jedenfalls angestrebt werden. 

Der Täter-Opfer-Ausgleich ist zwar die wichtigste, aber- ebenso wie bei 
der mangelnden Strafwürdigkeit der Tat - nicht die einzige Form des 
ATA. Die Bereitschaft zur Unrechtseinsicht und ein die Tat ausgleichen­
des aktives Reueverhalten sind vielmehr auch bei Delikten mit anony­
men Opfern (nicht mehr ausforschbarer Verkehrsteilnehmer, der zu 
Schaden kam), bei einer Schädigung der Allgemeinheit(§ 126 Abs 1 Z 5 
und 6 StGB), etwa bei Delikten gegen die Staatsgewalt oder die Rechts­
pflege (etwa im Zusammenhang mit der Aufklärung oder zivilrechtliehen 
Aufarbeitung von Verkehrsunfällen), bei Gefährdungsdelikten (§ 89 
StGB), bloßen Deliktsversuchen oder bei schlichten Tätigkeitsdelikten 
(§ 288 StGB) vorstellbar. Deutlicher als der in Deutschland vorgesehene 
Täter-Opfer-Ausgleich (§ 46a dStGB iVm § 153b dStPO) stellt § 90g 
Abs 1 StPO auf einen Tatausgleich ab, bei dem der Verletzte iSd § 47 
Abs 1 StPO- sofern vorhanden - maßgeblich zu beteiligen ist. Anstelle 
des in seinen Rechten Verletzten (§ 90i StPO iVm § 47 Abs 1 StPO) ist 
bei Delikten gegen die Allgemeinheit allenfalls der im weitesten Sinn 
betroffene öffentliche Bedienstete (etwa der angegriffene Sicherheitswa­
chebeamte, der belogene Richter) in den Tatausgleich einzubeziehen, 
mit dem sich der Verdächtige auseinander zu setzen hat. Das Zustande­
kommen eines Folgenausgleichs bedarf allerdings - soweit der Betrof­
fene nicht zugleich in seinen individuellen Rechtsgütern verletzt wurde 
(zB § 84 Abs 2 Z 4 StGB) oder der Staat in seinen privaten Rechten (zB 
§ 126 Abs 1 Z 5 und 6 StGB) beeinträchtigt wurde- nicht der Zustim­
mung des Amtsträgers. Mit dieser Beteiligung lässt sich im Übrigen bei 
den dargestellten "Amts"-Delikten einer objektiv inakzeptablen Konflikt­
lösung gegensteuern, indem der beigezogene öffentliche Bedienstete 
seine Einwände dargestellt, die vom Staatsanwalt bei der Bewertung, ob 
ein Tatausgleich als gelungen anzusehen ist, zu berücksichtigen sind. 

2. Verfahren 

Über zustande gekommene Tatausgleichsvereinbarungen hat 
der Konfliktregler zunächst dem Staatsanwalt zu berichten, der 
prüft, ob auf dieser Basis ein Tatausgleich akzeptabel ist. Allen­
falls kann der Staatsanwalt eine aus seiner Sicht notwendige 
Ergänzung des Tatausgleichumfangs einmahnen. Darüber hin­
aus hat der Konfliktregler (unter Mithilfe des Tatopfers) die Erfül­
lung der vom Verdächtigen eingegangenen Verpflichtungen 
(etwa die regelmäßige Zahlung der vereinbarten Raten oder 
auch das versprochene geänderte Verhalten) zu überprüfen, um 
festzustellen, ob angesichts der bisherigen (von einigen Wochen 
bis zu mehreren Monaten andauernden) Beobachtung ange­
nommen werden kann, dass der Verdächtige ernsthaft gewillt ist 
und auch künftighin in der Lage sein wird, die tatauslösenden 
oder tatfördernden Verhaltensweisen zu unterlassen. ln diesem 
Fall verfasst der Konfliktregler einen Abschlussbericht (§ 90g 
Abs 4 StPO). Gleiches gilt, wenn nicht mehr zu erwarten ist, dass 
ein Tatausgleich zustande kommt. 

Dem Konfliktregler kommt somit eine mit der betreuenden Sozialarbeit 
nicht mehr vereinbare Kontrollfunktion zu, die seine Stellung als beiden 
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Verfahrensbeteiligten gleichermaßen verpflichteter Mediator unter­
streicht. Ob ein Tatausgleich gelungen ist, entscheidet nicht der Konflikt­
regler, sondern der Staatsanwalt bzw das Gericht. Dabei ist jedoch zu 
beachten, dass mit der Zuweisung des Falles an die Geschäftsstelle des 
außergerichtlichen Tatausgleichs auch eine grundsätzliche Akzeptanz 
von Ausgleichsergebnissen einhergeht. Der Konfliktregler hat alle 
Beteiligten (den Verdächtigen, das Tatopfer aber auch sonstige vom 
Konflikt betroffene Personen, wie Partei ergreifende oder in die Ausein­
andersetzung verwickelte, aber am Strafprozess nicht als Partei einbe­
zogene Verwandte, Nachbarn etc) dabei zu unterstützen, einen Interes­
senausgleich herbeizuführen. Ihm kommt die Position eines Mediators 
zu, der zwischen dem Verdächtigen und dem Opfer vermittelt, beide 
Teile gleichermaßen berät und sie bei deren Ziel, einen Tatausgleich zu 
erreichen, konstruktiv (mit entsprechenden Vorschlägen) sowie bera­
tend unterstützt. Der Konfliktregler wird vom Leiter der Geschäftsstelle 
für den außergerichtlichen Tatausgleich bestellt (§ 29 Abs 5 BewHG). 
Gerade die Stellung des Konfliktreglers als Mediater, der sowohl die 
Belange des Verdächtigen als auch jene des Tatopfers in gleicher Weise 
zu wahren hat, unterscheidet ihn vom Vermittler iSd § 29b BewHG, der 
dem Verdächtigen hilfreich und beratend zur Seite steht und ansonsten 
organisatorisch tätig wird. Zur Erfüllung seiner Aufgaben, insb zur Abklä­
rung des Schadensumfangs, kann der Konfliktregler- mit Zustimmung 
des davon betroffenen Verdächtigen oder Verletzten - auch in gerichtli­
che oder verwaltungsbehördliche Akten oder in Unterlagen sonstiger 
Körperschaften des öffentlichen Rechts (etwa in jene der Sozialversiche­
rung) Einsicht nehmen(§ 29a Abs 4 BewHG). Er unterliegt einer umfas­
senden Verschwiegenheitspflicht, die ihn im Umfang seiner Tätigkeit im 
Interesse der Beteiligten zur Geheimhaltung verpflichtet. Lediglich über 
den Inhalt der getroffenen Ausgleichsvereinbarung muss er als Zeuge in 
einem (zivil- oder straf-)gerichtlichen Verfahren aussagen (§ 29a Abs 5 
BewHG). Demgemäß kommt ihm nicht nur im Strafverfahren, sondern 
auch im Zivilprozess und im Verwaltungsverfahren im Umfang der 
Geheimhaltungspflicht ein eigenständiges Zeugnisverweigerungsrecht 
zu. Besonders deutlich kommt diese Verschwiegenheilspflicht in der ein­
geschränkten Berichtspflicht (§ 29b Abs 3 BewHG) zum Ausdruck, kann 
sich doch der Konfliktregler bei einem fehlgeschlagenen Tatausgleich 
mit einem nur diese Mitteilung enthaltenden Bericht an Staatsanwalt 
oder Gericht begnügen, sofern weitergehende Informationen eine sich 
abzeichnende positive Entwicklung des Verdächtigen (im Hinblick auf 
beim Ausgleich aufgekommene weitere strafbare Handlungen) oder des 
Opfers (im Hinblick auf eingeleitete Therapiemaßnahmen) gefährden 
würden; die Abwägung zum Berichtsumfang obliegt dem Konfliktregler 
(vgl RZ 1997/37). Die Geheimhaltungspflicht und die Befugnisse über 
die Akteneinsicht kommen in gleicherweise dem Verm"rttler zu (§ 29b 
Abs 4 BewHG). 

Nur ein Präventionsbelangen konkret nicht genügender Tataus­
gleich oder eine aus den Beobachtungen des Konfliktreglers 
ableitbare negative Prognose hinsichtlich eines konfliktvermei­
denden künftigen Verhaltens des Verdächtigen würdetrotz eines 
formell erzielten Ausgleichs die Einleitung oder Fortsetzung des 
Verfahrens rechtfertigen. Bei einem gelungenen Tatausgleich 
hat der Staatsanwalt auf die weitere Verfolgung endgültig zu 
verzichten bzw das Gericht das Verfahren endgültig einzustel­
len (§ 90g Abs 1 StPO). 

Der Verfolgungsverzicht des Staatsanwalts und die Einstellung 
des Strafverfahrens durch das Gericht hängen davon ab, dass 
der Verdächtige - zwar nach der Ausgleichsvereinbarung aber 
vor der Verfahrensbeendigung - einen Pauschalkostenbeitrag 
von bis zu € 145,- bezahlt. Vom Kostenbeitrag kann in berück­
sichtigungswürdigen Fällen insoweit (teilweise oder ganz) abge­
sehen werden, als dadurch der zur einfachen Lebensführung 
notwendige Unterhalt des Verdächtigen und seiner Familie oder 
die Erfüllung des Tatausgleichs gefährdet würde (§ 388 StPO). 
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Beim jugendlichen Verdächtigen kann von der Einforderung 
eines Pauschalkostenbeitrages nach § 388 StPO schon dann 
abgesehen werden, wenn dessen Zahlung das Fortkommen des 
Jugendlichen erschweren würde (§ 45 AbsZJGG). 

3. Anwendungsindikationen 

Der Anwendungsbereich des ATA bezieht sich vornehmlich auf 
Sachverhalte, in denen persönliche Beziehungen zwischen dem 
Verdächtigen und dem Tatopfer auslösend oder mitverursa­
chend für eine Straftat waren. Der ATA sollte insb bei folgenden 
Sachverhaltskonstellationen eingesetzt werden: 

Konflikte aus dem Nachbarschaftsbereich (Garageneinfahrts­
streitigkeiten, die in körperlichen Attacken gipfeln). 

Konflikte im Kollegenkreis oder Schulbereich (Zerkratzen des 
Autos des ungeliebten Konkurrenten oder Lehrers). 

Situative Konflikte, insb aus dem Straßenverkehrsbereich 
(Nötigung bei der Parkplatzsuche) oder Widerstand gegen die 
Staatsgewalt bei Verkehrskontrollen bei sich gegenseitig auf­
schaukelnden Aggressionen. 

VII. Kumulationsverbot 

Eine Kombination der einzelnen Diversionsvarianten, also etwa 
der Geldbuße mit einer gemeinnützigen Leistung, einer Probe­
zeit oder einem ATA ist wegen der sonst bewirkten überpropor­
tionalen und solcherart selbst die herkömmlichen Sanktionen 
der Geld- und Freiheitsstrafe übertreffenden Belastung des Ver­
dächtigen nicht zulässig (arg § 90a Abs 1 Z 1 StPO iVm §§ 90c 
Abs 3, 90d Abs 3, 90f Abs 2, 90g Abs 1 StPO; zur insoweit iden­
ten Ausgangslage nach § 9 Abs 1 JGG aF vgl JBI 1998, 264). 
Damit soll eine dem Diversionscharakter nicht mehr entspre­
chende übermäßige Inanspruchnahme des Verdächtigen durch 
eine kaskadenhatte Verknüpfung von Diversionsmaßnahmen 
hintangehalten werden. 

VIII. Resümee 

Abschließend bleibt festzuhalten, dass die Praxis im Bereich der 
Verkehrsdelinquenz diversioneile Maßnahmen weitgehend 
akzeptiert hat; im Jahr 2000 entfielen nach der Untersuchung 
von Gral/ auf Verkehrsunfälle ohne Alkoholeinfluss ca 34% der 
Diversionsanbote. Dementsprechend häufig kommt es zu einer 
Verfahrensbeendigung nach Zahlung einer Geldbuße (§ 90c 
StPO) oder nach einer Probezeit (§ 90f; insbesondere in Verbin­
dung mit Verpflichtungen zum Kursbesuch), gelegentlich auch 
nach einem außergerichtlichen Tatausgleich (§ 90g StPO). Dies 
gibt Anlass zur Hoffnung, dass allfällige Anlaufschwierigkeiten, 
die zu einer vorerst restriktiveren Handhabung von diversionei­
len Maßnahmen geführt haben mögen, alsbald überwunden 
sein werden. 
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Zur Bewertung von Ziergehölzen 
Die Bewertung eines Ziergehölzes setzt fachliche. rechtliche und 
methodische Kenntnisse voraus. Unterschiedliche Betrach­
tungsweisen und Methoden führen zu großen Wertunterschie­
den. Eine einheitliche methodische Vorgangsweise wäre daher 
wünschenswert. Der Artikel ist als Diskussionsbeitrag zu ver­
stehen. 

Bewertungsanlässe 

Die wichtigsten Anlässe für die Anwendung spezieller Verfahren 
der Ziergehölzebewertung sind: 

- die Bemessung der Entschädigung für den Bewuchs bei Teil­
inanspruchnahme von Grundstücken mit Ziergehölzen im 
Zuge des Ausbaues von Infrastruktureinrichtungen (Schiene, 
Straße) 

die Bemessung des Schadenersatzes be1 Beschädigung 
oder Zerstörung von Ziergehölzen (Verkehrsunfälle, Bau­
und Grabungsarbeiten) 

- die Bewertung von ökologischen Ausgleichsmaßnahmen bei 
Eingriffen in die Natur und Landschaft 

- die Ermittlung des Anteiles von Ziergehölzen am Verkehrs-
wert ganzer Grundstücke 

Bewertungsgrundsätze 

Ein Baum gleicher Art und Größe kann mitten im Wald, am Weg­
rand in der ländlichen Flur, im Garten eines Einfamilienhauses 
am Stadtrand, in einer Straßenallee oder als Solitärbaum in einer 
innerstädtischen Parkanlage stehen. 

Es ist auch für den Laien durchaus verständlich, dass der Wert 
eines Baumes stark von seinem Standort bzw. der Lage des 
Grundstückes geprägt wird. Aus dieser Erkenntnis leitet sich der 
wichtigste Grundsatz der Baumbewertung ab: 

Der Baum ist ein Teil des Grundstückes, auf dem er steht. 

Ein zweiter wichtiger methodischer Bewertungsgrundsatz betrifft 
das Sachwertverfahren. Im Rahmen des Sachwertverfahrens 
werden nicht die Rekonstruktionskosten für in der Vergangen­
heit aufgewendete Kosten (zu Preisen und Stand der Technik am 
Bewertungsstichtag) ermittelt, sondern die Substitutionskosten 
(fiktive Wiederbeschaffungskosten, Replacement costs). 

Rechtliche Grundlagen 

Bäume und sonstige Ziergehölze sind nach österreichischem 
(und deutschem) Recht unselbstständige Bestandteile des 
Grundstückes (§§ 294 u. 295 ABGB). Der Baum ist ein wertbil­
dender Faktor des Grundstückes. Wird ein Baum beschädigt 
oder entzogen, wird in die Substanz des Grundstückes einge­
griffen; die Liegenschaft erleidet idR eine Wertminderung. 

Das Schadenersatzrecht (§ 1323 ABGB) fordert primär die Natu­
ralrestitution. Wenn dies nicht tunlieh ist, muss der Schätzwert 
vergütet werden. Ein Ersatz der vollen Wiederbeschaffungskos­
ten käme nur dann in Frage, wenn Art, Standort und Funktion 
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des Baumes für einen wirtschaftlich vernünftig denkenden Men­
schen den Ersatz durch einen gleich großen Baum wenigstens 
nahelegen würden. in diesem Ausnahmefall ist eine Bewer­
tungsmethode nicht notwendig (reine Kostenrechnung). 

Funktionen von Ziergehölzen 

Die Funktionen von Ziergehölzen sind so vielfältig, dass hier nur 
Gruppenüberschriften angeführt werden können: 

- gestalterische, architektonische und städtebauliche Funktio-
nen 

- Abschirmung und Sichtschutz 
- psychologische Funktionen 
- kleinklimatische Funktionen 
- lufthygienische Funktionen 
- straßenverkehrstechnische Aufgaben 
- straßenbautechnische Aufgaben 
- landschaftspflegerische Aufgaben 

Jede Baumwertermittlung setzt eine gründliche Funktionsanaly­
se voraus. Die Funktion des Baumes bestimmt die Pflanzgröße. 
Die Ausgangsgröße hat einen sehr wesentlichen Einfluss auf die 
Herstellungskosten und damit auch auf den Sachwert des Bau­
mes. 

Kostenwert eines Kastanienbaumes nach der Methode Koch: 

Ausgangsgröße Kostenwert in % 

Kronen 0 StU 

8m 
7m 
6m 
5m 
4m 
3m 
2m 
1m 

90/100 
80/90 
70/80 
50/60 
40/45 
30/35 
25/30 
16/20 

Bewertungsmethode 

100 
87 
71 
57 
43 
30 
23 
19 

Es gibt keine speziellen gesetzlichen oder methodischen Vor­
schriften für die Bewertung von Ziergehölzen. Für die Bewertung 
von Grundstücken und Liegenschaften gilt das Liegenschafts­
bewertungsgesetz. Von den drei Standardbewertungsmethoden 
scheiden das Ertragswertverfahren (mangels quantifizierbarer 
Leistung) und das Vergleichswertverfahren (mangels in Funktion 
und Lage vergleichbarer Bäume) aus. Es bleibt nur das Sach­
wertverfahren. Das Sachwertverfahren orientiert sich an den fik­
tiven Neuherstellungskosten abzüglich eingetretener Wertmin­
derungen. Die Anwendung des Sachwertverfahrens zur Gehölz­
wertermittlung hat den Vorteil, dass jeder Kalkulationsansatz 
dargestellt und begründet werden kann. Die Wertermittlung und 
das Gutachten werden damit nachvollziehbar. 

Es gibt auch andere Methoden zur Bewertung von Ziergehölzen, 
zB die "Faktorenanalyse". Aus der Multiplikation von Holzarten-
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faktor x Faktor für Gesundheitszustand und ästhetischen Wert x 
Lagefaktor x Indexziffer für den Stammumfang ergibt sich der 
Baumwert 

Solche Hilfsmethoden können in der Hand eines Fachmannes 
zu durchaus brauchbaren Ergebnissen führen. Für die Beweis­
führung sind sie schlecht geeignet, weil die Faktoren nicht im 
Detail nachvollziehbar und begründbar sind. 

Ausgehend von Deutschland hat sich in den letzten 10-15 Jah­
ren auch in Österreich das Sachwertverfahren in Form der 
Methode Koch für die Wertermittlung von Ziergehölzen einge­
bürgert. 

Fachleute sind sich darüber einig, dass das Sachwertverfahren 
die adäquate Methode für die Bewertung von Ziergehölzen ist. 

Sie sind sich auch darüber einig, dass für die Bewertung eines 
Lebewesens eine Modifikation des Sachwertverfahrens notwen­
dig ist (langer Herstellungszeitraum, Wertzuwachs durch biolo-

·;.;c• gisches Wachstum). 

Uneinig sind die Experten hingegen darüber, ob die Herstel­
lungskosten eines Baumes vergangenheitsbezogen oder 
zukunftsbezogen zu betrachten seien. 

Die Methode Koch beruht auf einer vergangenheitsbezogenen 
Betrachtung. Andere Autoren (Buchwald) und auch neuere deut­
sche Wertermittlungsvorschriften halten die zukunftsbezogene 
Betrachtungsweise für richtig. 

Der Autor des vorliegenden Artikels ist der Ansicht, dass viele 
Argumente und die Grundphilosophie des Sachwertverfahrens 
für die zukunftsorientierte Betrachtungsweise sprechen. 

Ohne die großen Verdienste des Pioniers der Gehölzwertermitt­
lung Wemer Koch (verstorben 1993) schmälern zu wollen, sollte 
in Österreichischen Fachkreisen die Frage abgeklärt werden, 
welche Betrachtungsweise wir als richtig erachten. ln Anbetracht 
des langen Herstellungszeitraumes macht es im Ergebnis einen 
großen Unterschied, ob die Kosten der Vergangenheit zu heuti­
gen Preisen ohne Berücksichtigung der Teilfunktionserfüllung 
mit 5% aufgezinst, oder ob die zukünftigen Kosten zu heutigen 
Preisen unter Bedachtnahme auf die Teilfunktionserfüllung mit 
4% (inflationsbereinigt) abgezinst werden. 

Es wäre günstig, diese Fragen auf Ebene der Fachleute abzu­
klären, bevor es noch in Osterreich zu obergerichtliehen Ent~ 
scheidungen kommt. 

Verhältnisse in Deutschland 

ln Deutschland gibt es zu den Fragen der Zier- und Obstgehöl­
ze eine sehr umfangreiche Literatur. ln der Praxis und in der 
Rechtsprechung hat sich die Methode Koch durchgesetzt. Auf 
den von Wemer Koch erarbeiteten Grundlagen basiert auch die 
3. Auflage der aktualisierten Gehölzwerttabellen. 

Die Gehölzwerttabellen enthalten die Herstellungskosten einer 
Vielzahl von Gehölzen in unterschiedlicher Funktion und die 
zugehörigen Berechnungsgrundlagen. 

Für die praktische Anwendung der Methode Koch gibt es Vor­
drucke für die individuelle Ermittlung des Baumwertes und für 
die Schadensberechnung im Falle von Teil- oder Totalschaden. 

Bei der Methode Koch handelt es sich um ein modifiziertes 
Sachwertverfahren. Die Methode Koch ist nicht unumstritten. Die 
Kritik setzt insbesondere bei der Vergangenheitsbezogenheil 
und beim verwendeten Zinssatz an. 
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Verhältnisse in Österreich 

ln Österreich gibt es kaum selbstständige Literatur zur Gehölz­
wertermittlung. Es gibt keine Gehölzwerttabellen und auch keine 
Judikatur, die ein bestimmtes Wertermittlungsverfahren für Zier­
gehölze als rechtlich unbedenkliche und den tatsächlichen Wert­
verhältnissen entsprechende Methode bestätigt. Eine oberstge­
richtliche Judikatur kann erst entstehen, wenn Rechtsfälle zur 
Entscheidung gebracht werden, in denen Sachverständige die 
Gehölzbewertung nach dem modifizierten Sachwertverfahren 
vorgenommen haben. Es wäre daher zweckmäßig, methodische 
Fragen (Zinssatz, Vergangenheits- oder Zukunftsbezug, Berück­
sichtigung der Teilfunktionserfüllung) auf Ebene der Sachver­
ständigen zu klären. Dies sollte geschehen, bevor sich jemand 
anschickt, Österreichische Gehölzwerttabellen zu erstellen. 

Modifiziertes Sachwertverfahren 

Das Rechenschema des Sachwertverfahrens, wie es für die 
Bewertung von Gebäuden verwendet wird, lässt sich nicht 
unverändert auf die Ziergehölze übertragen. Besonderheiten 
des Herstellungsprozesses von Ziergehölzen sind: 
- der lange Herstellungszeitraum in 2 Abschnitten 

• Fertigstellungszeit (endet mit angewachsenem Baum) 
• Entwicklungszeit (endet mit angestrebter Funktionserfül­

lung) 
- die Notwendigkeit eines konsequenten und sachgerechten 

Stichtagsbezuges 
- Berücksichtigung der Teilfunktionserfüllung 

Der Wert eines Baumes hängt von seiner Funktion und der Funk­
tionserfüllung ab. Bereits ab der Pflanzung entfaltet der Baum in 
geringem Maße seine Schutz- und Gestaltungsfunktion. ln den 
folgenden Jahren seiner Entwicklungszeit wächst er nach und 
nach in seine volle Funktion hinein. Mit den Teilherstellungs­
kosten ist eine teilweise Funktionserfüllung verbunden. 

Die Berücksichtigung der wachstumsbedingten jährlichen Teil­
herstellung und die Quantifizierung der zugehörigen Kosten bil­
den neben der Einhaltung des Stichtagsprinzips das eigentliche 
Problem bei der Wertermittlung von Ziergehölzen und sind der 
Grund für den in Deutschland geführten Methodenstreit 

Nach der Methode Koch wird die stetige wachstumsbedingte 
Zunahme der Funktionserfüllung in der Entwicklungszeit außer 
Acht gelassen; Zinsen und Zinseszinsen werden auf Basis der 
Pflanzkosten über die gesamte Entwicklungszeit als Herstel­
lungskosten angesetzt. 

Nach der Methode Buchwald werden die Kosten für 1 Jahr Ent­
wicklungszeitverkürzung als Differenz der Katalogpreise für den 
nächst größeren und nächst kleineren Baum ermittelt. Wegen 
zunehmender Teilfunktionserfüllung nehmen die Entwicklungs­
kosten pro Jahr linear ab. Die linear fallenden Beträge werden 
auf den Stichtag abgezinst. Die Summe aus den Fertigstel­
lungskosten (auch Pflanzkosten, Kosten des angewachsenen 
Baumes) und den Entwicklungskosten ergibt die Gesamther­
stellungskosten bzw. den Herstellungswert. 

Im Methodenvergleich können die Unterschiede bis zu den Fer­
tigstellungskosten wegen der Kürze der Fertigstellungsdauer 
(max. 3 Jahre) vernachlässigt werden. Zu großen Differenzen im 
Bewertungsergebnis führen die unterschiedlichen Betrachtungs­
weisen (vergangenheitsbezogene und zukunftsbezogene) in der 
Entwicklungszeit (10-30 Jahre). Die vergangenheitsbezogene 
Aufzinsung mit 5% p.a. führt regelmäßig zu höheren Ergebnis­
sen. 
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Entwicklungszeit 

Die Entwicklungszeit ergibt sich aus dem Funktionserfüllungs­
alter abzüglich des Alters der üblichen Pflanzgröße und der 
Dauer der Fertigstellungspflege. 

Entwicklungskosten: 

Nach der Methode Koch ist die Berechnung einfach: 

• Aufzinsung der Pflanzkosten (n = Entwicklungszeit, 
p = 5,0%) 

• Rentenendwert der jährlich konstanten Pflegekosten 
(n = Entwicklungszeit, p = 5,0%) 

Bei zukunftsorientierter Betrachtung (Buchwald) ist der Rechen­
gang komplizierter: 
- Ermittlung der Kosten für 1 Jahr Entwicklungszeitverkürzung 

Kosten für Pflanzung nächstgrößerer Baum 
Kosten für Pflanzung nächstkleinerer Baum Differenz der 
Pflanzkosten 

- Umlegung auf eine Bezugsgröße (Differenz der Stammum­
fänge, der Höhe oder der Breite) 

- Multiplikation mit dem standortbezogenen Jahreszuwachs 
- ergibt die durchschnittlichen Entwicklungskosten für 1 Jahr 

Entwicklungszeit 

Ist die Altersdifferenz zwischen der nächsthöheren und der 
nächstkleineren Pflanze bekannt, so können die jährlichen Ent­
wicklungskosten durch die Division der Differenz der Pflanz­
kosten durch die Altersdifferenz in Jahren berechnet werden. 

Die Entwicklungskosten des zu bewertenden Baumes werden 
als Barwert der jährlich abnehmenden Entwicklungskosten pro 
Jahr durch Multiplikation mit dem Kapitalisierungsfaktor für eine 
linear sinkende Rente ermittelt. 

Rechenschema Methode Koch: 

Kosten der Pflanze 
Katalogpreis - Rabatt + UST 

Kosten der Pflanzarbeit 
Kosten gepflanzter Baum 

Anwachspflege (3 Jahre) 
Nettokosten + UST = Kosten/Jahr 70 
Zinsanspruch pro Jahr 5% von 1.691 x 0,16 
Aufzinsung p = 5,0 n = 3 Rentenendwert1. 3,15 

70x3,15 = 
Anwachsrisiko 5% von 2.183 

Gesamtkosten des angewachsenen Baumes 

Weitere Herstellungskosten (30 Jahre) 
Aufzinsung p = 5, n = 30 I 4,32 

2.292 X 4,32 = 
Jährliche Pflege plus Risiko 60 

60 x I 66,44 Rentenendwert 

Gesamtherstellungskosten 

Alterswertminderung 
Wertminderung wegen Mangel u. Schaden 

Gehölzwert 

Schadensberechnung Totalschaden 
Schadensberechnung Teilschaden 
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271 

221 

109 
2.292 

9.901 

3.986 

13.887 

Rechenschema Methode Buchwald (D 1): 

Kosten der Pflanze - Rabatt + UST 

Kosten der Pflanzarbeit 

Anwachspflege (3 Jahre) 

Kosten pro Jahr 70 
Fertigstellungspflege n = 3, p = 4 
70 x 2, 7751 (RBF) = 

Anwachsrisiko 5% von 1.885 = 
Kosten der Pflanzung (angewachsener Baum) 

Weitere Herstellungskosten (30 Jahre) 

Kosten pro 1 Jahr Entwicklungszeitverkürzung 

Pflanzkosten gewählte Pflanzgröße 
Pflanzkosten zu kleiner Baum, 1 Jahr jünger 
Pflanzkosten zu großer Baum, 1 Jahr älter 
Pflanzkostendifferenz I Jahr 1.075 : 2 = 
Kapitalisierung: Rentenbarwert1aktor für eine 

linear sinkende nachschüssige Zeitrente 
RBF 10,59 
538 X 10,59 = 

Gesamtherstellungskosten (Herstellungswert) 

Alterswertminderung 
Wertminderung wegen Mangel u. Schaden 

Gehölzwert 

Schadensberechnung Totalschaden 
Schadensberechnung Teilschaden 

Methodenvergleich 

Werte in DM KOCH 

Entwicklungszeit 10 
Zinssatz · 5% 
Marktpreis Gehölz 180 180 
Transport u. Pflanzung 60 
Fertigstellungspflege u. Risiko 48 

Fertigstellungskosten 288 

Entwicklungspflege- 30 
kosten I Jahr 
Kosten der Entwicklungszeit-
verkürzung pro Jahr 

Jahr Pflege Zinsbasis Zinsen Zinsbasis 

1 30 318,00 15,90 60,00 
2 30 363,90 18,20 54,00 
3 30 412,10 20,60 48,00 
4 30 462,70 23,13 42,00 
5 30 515,83 25,79 36,00 
6 30 571,63 28,58 30,00 
7 30 630,21 31,51 24,00 
8 30 691,72 34,59 18,00 
9 30 756,30 37,82 12,00 

10 30 824,12 41.21 6,00 

300 277,33 

1.979 
1.529 
2.604 

538 

5.697 

7.676 

1.441 

250 

194 

94 

1.979 

BUCHWALD 

10 
4% 

60 
48 

288 

60 

Kapitalwert 

57,69 
49,93 
42,67 
35,90 
29,59 
23,71 
18,24 
13,15 
8,43 
4,05 

--
283,37 
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Gesamtherstellungskosten: 

Fertigstellungskosten 
Entwicklungskosten 

Aufzinsung Pflanzkosten 
288 X !,63 

Zinsenendwert Pflegekosten 
30 X !2,58 

Wichtige Einzellragen 

Stichtagsbezug 

288,00 
577,33 

865,33 

469,44 

377.40 

846,84 

288,00 
283,37 

57! ,37 

Wertermittlungsstichtag ist der Zeitpunkt des Entzuges oder der 
Schädigung. Ausgehend von diesem Bezugspunkt gibt es für 
die Betrachtung des langen Herstellungszeitraumes von Zierge­
hölzen grundsätzlich zwei mögliche Blickrichtungen: eine ver­
gangenheitsbezogene (Koch) und eine zukunftsbezogene 
(Buchwald). Die Sichtweise ist für die Berechnung der Kapital­
kosten von entscheidender Bedeutung. 

Ein Gebäude wird binnen kurzer Zeit (t-2 Jahre) fertiggestellt 
Der Nutzen beginnt mit der Fertigstellung. Die Grundphilosophie 
des Sachwertverfahrens zur Bewertung von Gebäuden und bau­
lichen Anlagen geht nicht von den Rekonstruktionskosten aus, 
sondern von den Herstellungskosten, die am Wertermittlungs­
stichtag nach wirtschaftlichen Gesichtspunkten unter Berück­
sichtigung der technischen Entwicklung für ein vergleichbares 
Gebäude aufzuwenden wären. Preise, Kosten und Bautechnik 
werden mit dem Stand zum Bewertungsstichtag angesetzt. Das 
Substitutionsobjekt wird nicht als Fachwerkhaus mit Tonnenge­
wölben, sondern in entsprechender Kubatur mit Ziegelmauer 
und Betondecken gerechnet. Es wird nicht danach gefragt, wel­
che Kosten in der Vergangenheit für ein bestimmtes Objekt auf­
gewendet werden mussten, sondern danach, welche Kosten 
nach dem Stand der Technik für ein vergleichbares (gleichwerti­
ges) Haus am Stichtag aufgewendet werden mussten. Es wer­
den nicht die Rekonstruktionskosten, sondern die Substitutions­
kosten ermittelt. 

Diese Grundphilosophie des Sachwertverfahrens sollte auch für 
die Gehölzwertermittlung gelten. Es bestehen deshalb Beden­
ken, ob die vergangenheitsbezogene Betrachtung der Gehölz­
wertermittlung nach der Methode Koch methodisch richtig ist. 

Wird ein Baum beschädigt, liegt die Wertminderung des Grund­
stückes in der Zukunft. Sie nimmt mit dem Heranwachsen der 
Ersatzpflanzung stetig ab. 

Ist ein ökologischer Ausgleich zu schaffen, liegen die Kosten der 
Pflanzung und die Entwicklungskosten in der Zukunft. 

Wird bei vorübergehender Beanspruchung eines Grundstückes 
(Tunnel, Kanal) der Bewuchs entfernt, liegen Pflanzkosten und 
Entwicklungskosten in der Zukunft. 

Alle diese Argumente sprechen für eine zukunftsbezogene 
Betrachtung. 

Zinssatz 

Ziergehölze haben einen sehr langen Herstellungszeitraum 
(mehrere Jahrzehnte). Sowohl bei vergangenheitsbezogener 
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Betrachtung (Aufzinsung von Anfangskapitalien, Rentenendwert 
wiederkehrender Kosten), als auch bei zukunftsorientierter 
Betrachtung (Abzinsung zukünftiger Teilherstellungskosten) 
spielt der Zinssatz eine große Rolle. Es sollte in jedem Fall eine 
inflationsbereinigte Realverzinsung zum Ansatz kommen (4,0%). 
Bei vergangenheitsbezogener Betrachtung führt der Ansatz 
eines nicht inflationsbereinigten Zinssatzes auf Kosten zum 
Bewertungsstichtag zu einer Doppelbewertung. Der in den 
Gehölzwerttabellen verwendete Zinssatz von 5,0% erscheint aus 
dieser Sicht zu hoch. 

Berücksichtigung der Teilherstellungskosten 

Wird ein total beschädigter Baum durch einen gleich großen 
Baum ersetzt, erleidet das Grundstück keine Wertminderung. Es 
bedarf keines besonderen Wertermittlungsverfahrens. Geht die 
Ersatzbeschaffung aus Erwägungen eines wirtschaftlich ver­
nünftig denkenden Menschen von einer kleineren Baumgröße 
aus, tritt eine vorübergehende, durch das Heranwachsen des 
Baumes stetig abnehmende Wertminderung ein. Diese gilt es zu 
ersetzen. 

Der heranwachsende Baum wächst während der Entwicklungs­
zeit in die volle Funktionserfüllung hinein. Durch die zunehmen­
de Funktionserfüllung wird der jährliche Betrag zur fehlenden 
Funktionserfüllung von Jahr zu Jahr kleiner. Das entspricht der 
Wachstumskurve des Baumes. 

Die Methode Koch zinst die Pflanzkosten (angewachsener 
Baum) über die volle Länge der Entwicklungszeit auf. Die mit 
den Teilherstellungskosten verbundene Teilfunktionserfüllung 
wird nicht berücksichtigt. 

Wertminderungen 

Der errechnete Herstellungswert ist nur in Ausnahmefällen ident 
mit dem Gehölzwert in der Regel müssen Abschläge für Män­
gel, Artenwahl, Standortwahl, Abstandsverhältnisse, Gesund­
heits- und Pflegezustand oder Vorschäden an Krone, Stamm 
und Wurzel _gemacht werden. Diese Abschläge (uU auch 
Zuschläge) hat der Sachverständige sachkundig zu beurteilen. 
Dafür gibt es keine spezielle Methode. Eine gewisse methodi­
sche Vereinheitlichung wäre bei der Alterswertminderung wün­
schenswert. 

Es wäre die Frage zu klären, ob die Absetzung für Alterswert­
minderung gleich nach Erreichung des vollen Funktionsalters 
beginnt, oder ob der Baum eine gewisse Zeit lang in voller Funk­
tionserfüllung verharrt, und erst nach dieser Vollfunktionsperiode 
die Abschreibung beginnt. Eine Möglichkeit wäre der Ansatz 
eines Alterskorrekturfaktors, der sich aus der Relation zwischen 
der restlichen Funktionsdauer und der gesamten Funktions­
dauer ergibt. 

Verlauf des Alterswertkorrekturfaktors 

Formel: 

Korrekturfaktor Alterswert ~ 
Rentenbarwertfaktor restl. Funktionsdauer 
Rentenbarwert gesamte Funktionsdauer 

Beispiel: Gesamte Funktionsdauer 
Abgelaufene Funktionsdauer 
Restliche Funktionsdauer 

p = 4,0% 

50 Jahre 
20 Jahre 
30 Jahre 
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Restliche Funktionsdauer Gesamte Funktionsdauer Korrekturfaktor Restliche Funktionsdauer Gesamte Funktionsdauer Faktor 

50 21,48 50 21,48 1,00 50 50 
40 19,79 50 21,48 0,92 45 50 
30 17,29 50 21,48 0,80 40 50 
25 15,62 50 21,48 0,72 35 50 
20 13,59 50 21,48 0,63 30 50 
15 11 '12 50 21,48 0,52 25 50 
10 8,11 50 21,48 0,38 20 50 
5 4,45 50 21,48 0,21 15 50 
1 0,96 50 21,48 0,04 10 50 

5 50 
Alterswertabschreibung nach Ross 1 50 

1,00 
0,81 
0,64 
0,49 
0,36 
0,25 
0,16 
0,09 
0,04 
0,01 
0,00 

Formel: Axl...±.l\ 
L L+L Schlussbemerkung 

Restliche Funktionsdauer Gesamte Funktionsdauer Faktor 

in Deutschland hat man sich seit Jahrzehnten in Fachkreisen 
sehr intensiv mit den Fragen der Bewertung von Ziergehölzen 
auseinandergesetzt. Die verschiedenen Ansichten hinsichtlich 
des Wertverlaufes und der Wertermittlung haben zu einem 
Methodenstreit geführt. 50 50 

45 50 
40 50 
35 50 
30 50 
25 50 
20 50 
15 50 
10 50 
5 50 

50 

1,00 
0,86 
0,72 
0,60 
0,48 
0,38 
0,28 
0,20 
0,12 
0,06 
0,01 

ln Österreich befassen sich nur wenige Fachleute mit den Fra­
gen der Ziergehölzbewertung. Es müsste daher relativ leicht 
sein, sich hinsichtlich der Bewertungs- und Abschreibungs­
methoden auf ein Verfahren zu einigen. 

Korrespondenz: 
Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Kar/ Bochsbichler 
Staatlich befugter und beeideter Ingenieurkonsulent für 
Landwirtschaft 

Parabolische Alterswertabschreibung 

Allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverstän­
diger für Buchhaltung, Betriebswirtschaft und Landwirtschaft 
2103 Langenzersdorf, Siegfried-Charoux-Straße 4 

Formel: 8.~ 

L' 
Telefon 02244/20 10, Telefax 02244/20 10-20 
E-Mail: office.bochsbichler@aon.at 

Juristen-Ball 
FASCHINGSAMSTAG, 21. Februar 2004, in der WIENER HOFBURG 

Junge DAMEN und HERREN, die Freude daran haben, den Ball zu eröffnen, laden wir ein, sich ehestens­
möglichst paarweise- im Ballbüro anzumelden: 

Büro dzt.: Wien 8., Landesgerichtsstraße 11, Parterre, Zi. 063 (Mo-Fr 9-13 Uhr), 
Tel. 01/40 127 Dw 1535 Frau Mag. Schöner 

Postanschrift A-1 016 Wien, Justizpalast, PF 35 
e-Mail: office@juristenverband.at 
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Entscheidungen + Erkenntnisse 
bearbeitet von Dr. Harald Krammer, Präsident des LGZ Wien 

Zur Haftung des Liegenschaftsbewertungssachverständigen 
gegenüber dem Verpflichteten (§§ 1293 ff ABGB) 

1. Der in einem gerichtlichen (hier: Exekutions-)Verfahren 
bestellte Sachverständige hat keine Organstellung; er 
kann aufgrund eigener deliktischer Haftung direk1 belangt 
werden. 

2. Der bestellte Sachverständige hat für sein Schätzgutach­
ten nicht nur dem Ersteher gegenüber, sondern allen 
Beteiligten, somit auch dem Verpflichteten zu haften. Vor­
aussetzung dieser Schadenersatzpflicht ist, dass der 
Sachverständige den Schaden schuldhaft, also zumindest 
fahrlässig, verursacht hat. Dies ist nach § 1299 ABGB zu 
beurteilen. 

3. Der Sorgfaltsmaßstab des § 1299 ABGB ist gegenüber 
jenem nach § 1297 ABGB, der grundsätzlich jedermann 
trifft, ab- und angehoben. Entscheidend ist der Leistungs­
standard der betreffenden Berufsgruppe. 

4. Die Fahrlässigkeitsbeurteilung ist regelmäßig fallbezogen 
von der Kasuistik des Einzelfalles abhängig; in der Regel 
bedarf es keiner Lösung als erhebliche Rechtsfrage 
(§ 502 Abs 1 ZPO). Ob ein haftungsbegründender "Kunst­
fehler" vorliegt, ist regelmäßig Tatfrage und damit nicht 
reversibel. 

5. Auch die Angemessenheil einer bestimmten Versehul­
densteilung ist als bloße Ermessensentscheidung im All­
gemeinen keine erhebliche Rechtsfrage. Ebenso welche 
Vorkehrungen dem Geschädigten im Rahmen der Scha­
densminderungspflicht zurnutbar sind. Dabei genügt 
grundsätzlich bloße Sorglosigkeit gegenüber den eige­
nen Gütern. 

6. Weder der Sorgfaltsmaßstab des beklagten Sachverstän­
digen noch der klägerischen Geschädigten darf über­
spannt werden. Für den Sachverständigen war es durch­
aus zumutbar, der Diskrepanz zwischen der von ihm 
(nicht persönlich, sondern durch einen Boten) erhobenen 
Widmung im kopierten Flächenwidmungsplan und der im 
Grundbuch ausgeworfenen Nutzungsart näher nachzuge­
hen. Die geschädigten Kläger waren zur Schadensmillra­
gung nach § 1304 ABGB zu verpflichten, weil ihnen die 
Baulandumwidmung schon viele Jahre bekannt (wenn 
auch "nicht bewußt" war und sie sich im Exekutionsver­
fahren trotzdem "völlig passiv" verhielten, anslall das 
Sachverständigengutachten näher zu überprüfen und zu 
hinterfragen. 

7. Es ist im vorliegenden Fall nicht zu beanstanden, wenn 
das Gericht bei der Verschuldensabwägung auf die Zwei­
felsregel des § 1304 ABGB letzter Halbsatz (Haftung zu 
gleichen Teilen) zurückgreift. 

OGH vom 13. November 2002, 7 Ob 247/02 b 

Die Kläger waren jeweils Hälfteeigentümer zweier Liegenschaf­
ten, hinsichtlich derer mit Beschluss des Bezirksgerichtes P. vom 
31. 7. 1995 zu 1 E 1820/95g die Zwangsversteigerung bewilligt 
wurde. Dem Zwangsversteigerungsverfahren lag das Schätzgut­
achten des Beklagten vom 31. 5. 1996 mit einem Schätzwert von 
insgesamt ATS 5,770.000,- zugrunde. Die Liegenschaften wur-
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den in der Versteigerungstagsatzung vom 17. 1. 1997 von dritter 
Seite zu einem Meistbot von ATS 3,750.000,- erworben. Im 
Schätzgutachten des Beklagten war eine der beiden Liegen­
schaften als "Grünland" ausgewiesen; tatsächlich war sie bereits 
damals als "Bauland-Wohngebiet" gewidmet 

Die Kläger begehren die Verurteilung des Beklagten zur Zahlung 
ihres mit ATS 4,250.000,- samt 4% Zinsen seit 17. 1. 1997 bezif­
ferten Schadens. Bei richtiger Bewertung hätte der Gesamtwert 
beider Liegenschaften mit ATS 8,000.000,- festgesetzt werden 
müssen; dadurch wäre es zu einem höheren Rufpreis und damit 
auch höheren Meistbot gekommen. Der Beklagte hafte gemäß 
§ 1299 ABGB, aber auch allen sonst erdenklichen Rechtsgründen. 

Die beklagte Partei bestritt das Klagebegehren dem Grunde und 
der Höhe nach. Darüber hinaus wurde auch Klagezurückwei­
sung begehrt, weil es sich in Wahrheit um einen Amtshaftungs· 
anspruch gegen ihn als Sachverständigen und damit Organ des 
Exekutionsgerichts handle. 

Über Streitverkündung der klagenden Partei trat die Markige· 
meinde P., von der der für die Widmung maßgebliche (und im 
Gutachten des Beklagten zugrunde gelegte) Flächenwidmungs­
plan stammte, auf Seiten der klagenden Partei als Nebeninter­
venientin dem Verfahren bei. 

Das Erstgericht sprach mit Zwischenurteil aus, dass die beklag­
te Partei den Klägern für die Schäden aus dem Schätzwertgut· 
achten vom 31. 5. 1996 im Verfahren 1 E 1820/95g des Bezirks· 
gerichtes P. im Ausmaß von vier Fünftel hafte. 

Das lediglich von der beklagten Partei angerufene Berufungsge· 
richt gab deren Rechtsmittel teilweise Folge und änderte das 
bekämpfte Urteil dahin ab, dass die Haftung des Beklagten bloß 
als zur Hälfte dem Grunde nach zu Recht bestehend ausge­
sprochen wurde. Das Berufungsgericht sprach weiters aus, dass 
die ordentliche Revision zulässig sei- dies mit der Begründung, 
dass es von der Judikatur des Obersten Gerichtshofes, wonach 
es sich bei der Frage, welche Fähigkeiten und Kenntnisse von 
einem Sachverständigen zu erwarten sind, nur um eine Tatfrage 
handle, abgegangen sei und darin auch eine Rechtsfrage sehe, 
die nach einem objektiven Sorgfaltsmaßstab, bei Zumutbarkeit 
auch zu einer über das "Übliche" hinausgehenden Beurteilung 
führen könne. 

Gegen dieses Urteil richten sich die allesamt auf den Revisions· 
grund der unrichtigen rechtlichen Beurteilung gestützten Revi· 
sionen der klagenden Parteien, der beklagten Partei und der 
Nebenintervenientin (im Rahmen ihrer Rechtsrüge auch unter 
Aalevierung des Revisionsgrundes der Aktenwidrigkeit), jeweils 
mit dem Begehren, die bekämpfte Entscheidung im Sinne einer 
Wiederherstellung des Ersturteils (so die Kläger und die Neben­
intervenientin) bzw einer vollständigen Klageabweisung (so die 
beklagte Partei) abzuändern; lediglich die Kläger haben hilfswei­
se auch einen Aufhebungsantrag gestellt 

Sämtliche Parteien haben auch Revisionsbeantwortungen 
erstattet, in denen jeweils beantragt wird, dem Rechtsmittel des 
jeweiligen Gegners den Erfolg zu versagen. 

Die Revisionen sind mangels Vorliegans der Voraussetzungen 
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des § 502 Abs 1 ZPO nicht zulässig. An den gegenteiligen Aus­
spruch des Berufungsgerichtes ist der Oberste Gerichtshof nicht 
gebunden (§ 508a Abs 1 ZPO). Gemäß §51 0 Abs 3 letzter Satz 
ZPO kann sich der Oberste Gerichtshof bei Zurückweisung einer 
ordentlichen Revision auf die Zurückweisungsgründe beschrän­
ken; das Nichtvorliegen einer gerügten (und vom Obersten 
Gerichtshof geprüften, jedoch verneinten) Aktenwidrigkeit 
bedarf gemäß § 510 Abs 3 dritter Satz ZPO überhaupt keiner 
weitergehenden Begründung. 

Im Sinne einer Klarstellung vorauszuschicken ist zunächst, dass 
der Oberste Gerichtshof erst jüngst mehrfach wiederholt hat, 
dass der in einem gerichtlichen (hier: Exekutions-)Verfahren 
bestellte Sachverständige nicht Organstellung hat, sondern auf­
grund eigener deliktischer Haftung direkt belangt werden kann 
(AIS-Justiz RS0026353, RS0026337; zuletzt 1 Ob 79/00z = EvBI 
2000/206 =SV 2001/1, 22; 1 Ob 1/011 = JBI 2001, 789 =SV 
2001/3, 131; 3 Ob 284/0tp). Die von der beklagten Partei den­
noch unter Hinweis auf ihre Organstellung (und damit das Vor­
liegen eines Amtshaftungsanspruches bloß gegen die Republik 
Österreich) in der Streitverhandlung vom 6. 3. 2001 implizite 
(nämlich zufolge ihres Antrages auf Klagezurückweisung) erho­
bene Einrede der Unzulässigkeil des Rechtsweges wurde daher 
von den Vorinstanzen zutreffend - wenngleich anstelle einer 
erforderlichen spruchmäßigen Erledigung (§ 261 Abs 1 ZPO) 
ebenfalls nur implizite -verworfen. 

Dass der bestellte Sachverständige bei Vornahme einer Schät­
zung nicht nur dem Ersteher (so der Fall zu 1 Ob 79/00z), son­
dern "allen Beteiligten" (und damit auch, wie hier, dem- vormals 
-Verpflichteten: Angst in Angst, Kommentar zur EO, Rz 14 zu 
§ 141) für sein Schätzungsgutachten zu haften hat, ergibt sich 
neuerdings ausdrücklich aus § 141 Abs 5 EO idF der EO-Npvel­
le 2000 BGBI I 2000/59, welche Bestimmung nach den Uber­
gangsbestimmungen freilich nur auf nach dem 30. 9. 2000 ein­
geleitete Exekutionsverfahren anwendbar ist (Art 111 Abs 1 leg 
cit), war jedoch schon vorher anerkannt (Angst, aaO mwN zu 
Judikatur und Schrifttum). Voraussetzung für diese Schadener­
satzpflicht ist (und war bereits bisher) bloß, dass der Sachver­
ständige den Schaden schuldhaft, also zumindest fahrlässig, 
verursacht hat, wobei dies auf der Grundlage des § 1299 ABGB 
zu beurteilen ist (Angst, aaO Rz 15). in diesem Sinne entspricht 
es jedoch der ständigen Rechtsprechung des Obersten 
Gerichtshofes, dass der Sorgfaltsmaßstab des § 1299 ABGB 
gegenüber jenem nach § 1297 ABGB, der grundsätzlich jeder­
mann trifft, ab- und angehoben ist (Re/schauer in Rummel, 
ABGB' Rz 2 zu § 1299; Harrer in Schwimann, ABGB' Rz 2 zu 
§ 1299; Kozioi/Welser II" 330, sämtliche mwN). Ob nun eine von 
den Vorinstanzen angenommene Fahrlässigkeitsbeurteilung 
zutreffend ist, ist ganz typisch und regelmäßig fallbezogen von 
der Kasuistik des jeweils zur Beurteilung anstehenden Einzelfal­
les abhängig, die sich zumeist nicht generalisieren lässt und 
demgemäß auch in der Regel keiner Lösung als erhebliche 
Rechtsfrage im Sinne des § 502 Abs 1 ZPO bedarf. Ob hisbei ein 
solcher haftungsbegründender "Kunstfehler" vorliegt, ist auch 
regelmäßig Tatfrage (AIS-Justiz RS0026418) und damit nicht 
revisibel. Entscheidend ist der Leistungsstandard der betreffen­
den Berufsgruppe (AIS-Justiz RS0026541). 

Auch die Frage, ob eine bestimmte Verschuldensteilung (durch 
die Vorinstanzen) angemessen ist, begründet als bloße Ermes­
sensentscheidung im Allgemeinen - von einer gravierenden 
Fehlbeurteilung und damit krassen Verkennung der Rechtslage 
abgesehen -keine erhebliche Rechtsfrage im Sinne der zitierten 
Gesetzesstelle (Kodek in Rechberger, ZPO' Rz 3 zu § 502; AIS-
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Justiz RS0087606); Gleiches gilt letztlich für die Beurteilung der 
in einem konkreten Einzelfall zurnutbaren Vorkehrungen zur Ver­
meidung (oder Minimierung) eines Schadensfalles (EvBI 
1993/59), also was einem Geschädigten im Rahmen der Scha­
densminderungspflicht zurnutbar ist (AIS-Justiz RS0027787). 
Dabei genügt im Allgemeinen bloße Sorglosigkeit gegenüber 
den eigenen Gütern (AIS-Justiz RS0032045). Dass die Kläger 
eine solche sich auch anspruchskürzend auswirkende Mithaf­
tung trifft, haben sie im Übrigen bereits selbst dadurch zuge­
standen, dass sie den entsprechenden Ausspruch des Erstge­
richtes, welches im Zwischenurteil die Haftung des Sachver­
ständigen bloß mit vier Fünftel aussprach, das restliche Fünftel 
jedoch den Klägern überbürdete, unangefochten ließen und ja 
auch in ihrer Revision die Wiederherstellung des Ersturteils nur 
in dieser Quote begehren. 

Das Berufungsgericht hat sich an diese Vorgaben gehalten und 
V/Sder den Sorgfaltsmaßstab des beklagten Sachverständigen 
noch der klägerischen Geschädigten überspannt (vgl AIS-Justiz 
RS0026535). Das Gericht zweiter Instanz hat den ihm bei Beant­
wortung und Beurteilung dieser Frage eingeräumten Ermes­
sens- und damit Beurteilungsspielraum weder über- noch unter­
schritten, wenn es für den Beklagten als durchaus zurnutbar 
erachtete, der Diskrepanz zwischen der von ihm (nicht persön­
lich, sondern durch einen Boten) erhobenen Widmung im 
kopierten Flächenwidmungsplan und der im Grundbuch ausge­
worfenen Nutzungsart näher nachzugehen (etwa durch schriftli­
che kontrollierende Nachfrage bei der Gemeinde, allenfalls beim 
Amt der Landesregierung), und andererseits die Kläger gemäß 
§ 1304 ABGB zur (gegenüber dem Erstgericht quotenmäßig kor­
rigierten) Schadensmittragung verpflichtete, weil ihnen die Bau­
land(um)widmung schon viele Jahre bekannt (wenn auch "nicht 
bewusst") war und sie sich im Exekutionsverfahren trotzdem 
"völlig passiv" verhielten, anstatt das Sachverständigengutach­
ten ihrerseits näher zu überprüfen und zu hinterfragen, ge­
schweige denn mit den ihnen von der Verfahrensordnung ein­
geräumten Rec.htsbehelfen und Rechtsmitteln auch einer kon­
trollierenden Uberprüfung durch die dafür vorgesehenen 
Rechtsinstanzen zuzuführen. Wenn das Berufungsgericht dabei 
auf die Zweifelsregel des § 1304 letzter Halbsatz (Haftung zu 
gleichen Teilen) zurückgriff, ist dies somit nicht zu beanstanden. 
Hisgegen werden in sämtlichen Revisionen auch keine für den 
Obersten Gerichtshof stichhaltigen Argumente ins Treffen 
geführt. Insbesondere ist es hisbei völlig verfehlt, deshalb zu 
einer anderen Quotierung zu gelangen, weil die Kläger über 
keine den Schaden umfassende Versicherungsdeckung verfüg­
ten - wie dies in ihrer Revision sogar als "sekundärer Verfah­
rensmangel" abgeleitet wird; offenbar werden hier Gedanken 
des § 1310 ABGB, worin bei der Minderjährigenhaftung unter 
Umständen auf das Bestehen von Versicherungen als "Vermö­
gen des Beschädigers und des Beschädigten" zurückzugreifen 
ist, vermengt, die jedoch schon vom Ansatz her verfehlt sind. 

Sämtliche Revisionen waren daher als unzulässig zurückzuwei­
sen. Da in den Revisionsbeantwortungen auf die Unzulässigkeil 
mangels Vorliegens der Voraussetzungen des § 502 Abs 1 ZPO 
nicht hingewiesen ist, haben die Parteien die Kosten ihrer Revi­
sionsbeantwortungen jeweils selbst zu tragen (AIS-Justiz 
RS0035979, RS0035962). 
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Aus dem in dieser Rechtssache ergangenen 
Berufungsurteil des Oberlandesgerichtes 
Wien vom 22. Mai 2002, 12 R 204/01 k: 

8. Das Liegenschaftsbewertungsgesetz (LBG) ist ein 
Schutzgesetz nach § 1311 ABGB, dessen Übertretung 
auch zum Ersatz eines bloßen Vermögensschaden ver· 
pllichtet. 

9. Nach § 141 Abs 1 EO und § 9 Abs 1 Z 2 LBG fällt die 
Beschreibung der wertbestimmenden Faktoren des Exe­
kutionsobjekts - also die Befundaufnahme- eindeutig in 
den Pflichtenkreis des gerichtlich bestellten Sachver­
ständigen. 

10. Wenn dem Sachverständigen in den für die Schätzung 
benötigten Unterlagen anderer Behörden Diskrepanzen 
auffallen, darf er die Daten nicht einlach ungeprüft sei­
nem Bewertungsgutachten zugrunde legen. Er hat zu ver­
suchen, die von ihm erkannte Diskrepanz durch zumut­
bare Maßnahmen näher aufzuklären. 

11. Der anzuwendende Sorgfaltsmaßstab ist eine Rechts­
frage, die vom Gericht auf Grund von Tatfragen (Stand 
der Technik, Üblichkeil in der Vorgangsweise von 
Angehörigen einer bestimmten Berufsgruppe) zu beurtei­
len und festzulegen ist. 

12. Wegen der herausragenden Bedeutung der Widmung für 
den Wert der Liegenschaft ist von einem sorgfältigen 
Sachverständigen zu erwarten, dass er bei Erkennen der 
Diskrepanz zwischen der von ihm erhobenen Widmung 
und der im Grundbuch angegebenen Nutzungsart die­
sem Unterschied auf den Grund geht. 

OLG Wien vom 22. Mai 2002, 12 R 204/01 k 

Ausgehend von den verfahrensentscheidenden Feststellungen 
kommt der Rechtsrüge teilweise Berechtigung zu. 

Der Oberste Gerichtshof hat in seiner zum AZ 1 Ob 79/00z gefäll­
ten Entscheidung (= SV 2001/1, 22) zum hier interessierenden 
Problemkreis festgehalten: 

"Es entspricht ständiger, von der Lehre gebilligter Rechtspre­
chung, dass die Verursachung eines bloßen Vermögensscha­
dens (nur dann) ersatzpflichtig macht, wenn dem geltend ge­
machten Anspruch die vorwertbare Verletzung eines absoluten 
Rechtes, die Übertretung eines Schutzgesetzes nach § 1311 
ABGB oder ein sittenwidriges Verhalten des Schädigers zugrun­
de liegt. 

Entgegen der in der Entscheidung 8 Ob 25/97b vertretenen 
Ansicht normiert das am 1. 7. 1992 in Kraft getretene Liegen­
schaftsbewertungsgesetz nicht nur eine "Neufassung der Be­
wertungsrichtlinien", sondern es fällt seither auch die Beschrei­
bung der wertbestimmenden Faktoren des Exekutionsobjekts -
also die Befundaufnahme - nach § 141 Abs 1 EO iVm § 9 Abs 1 
Z 2 LBG eindeutig in den Pflichtenkreis des gerichtlich bestellten 
Sachverständigen .... Daher sind die Bestimmungen der Exeku­
tionsordnung in Verbindung mit jenen des LiegenschaftsbewerM 
tungsgesetzes über die Schätzung des Exekutionsobjekts (nun­
mehr) zwanglos als Schutznormen im Sinne des§ 1311 ABGB 
aufzulassen ..... 

Wenngleich das Exekutionsgericht nach § 140 Abs 2 EO die für 
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die Schätzung benötigten Unterlagen anderer Behörden von 
Amtswegen beizuschaffen hat, darf der Beklagte, wenn ihm in 
den Unterlagen Diskrepanzen auffallen, die Daten nicht einfach 
ungeprüft seinem Bewertungsgutachten zugrunde legen, ohne 
den Versuch zu unternehmen, die von ihm erkannte Diskrepanz 
durch zurnutbare Maßnahmen (dort: Einsicht in die grund­
bücherliche Urkundensammlung) näher aufzuklären." 

Der Oberste Gerichtshof anerkennt in dieser Entscheidung auch 
ein Mitverschulden (im Sinne einer Sorglosigkeit in eigenen 
Angelegenheiten) des betroffenen Klägers. 

Der vom Sachverständigen einzuhaltende Sorgfaltsmaßstab wird 
nach der Judikatur durch die typischen und demnach objektiv 
bestimmten Fähigkeiten eines Angehörigen des betreffenden Ver~ 
kehrskreises bestimmt. Entscheidend ist der Leistungsstandard 
der betreffenden Berufsgruppe (RISJustiz RS 0026541). 

Was dem durchschnittlichen Angehörigen eines bestimmten 
Verkehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe bekannt ist, 
welche Fähigkeiten und Kenntnisse von ihm zu erwarten sind, ist 
nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs eine Tat­
frage und nicht eine Rechtsfrage (4 Ob 1518/95). 

Das Erstgericht hat festgestellt, dass der Beklagte bei der Erhe­
bung einer Widmung einer Liegenschaft für ein Schätzwertgut­
achten in einem Zwangsversteigerungsverfahren im Wesentli~ 
chen so vorgegangen ist, wie das bei Sachverständigen für Ue~ 
genschaftsschätzungen üblich ist. Im Allgemeinen interessiert 
den Sachverständigen die Widmung im Grundbuch nicht, weil 
sie für die Wertermittlung keinen besonderen Aussagewert hat. 
Es sei jedoch "denkbar", dass ein Sachverständiger bei einer 
Konstellation wie der vorliegenden (EZ 1509: Widmung Bau­
fläche; angrenzende Liegenschaft EZ 1887: Widmung: Grünland, 
wobei allerdings im Grundbuch als Nutzungsart angegeben ist: 
"Baufläche - begrünt") die Flächenwidmung hinterfragt hätte. 

Nach Auffassung des erkennenden Senates sind die Tatfragen, 
was dem durchschnittlichen Angehörigen eines bestimmten Ver­
kehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe bekannt ist 
und welche Fähigkeiten und Kenntnisse von ihm im Sinne einer 
Üblichkeit oder eines Leistungsstandards zu erwarten sind, nur 
die Parameter für die daran anschließende Rechtsfrage, welcher 
Sorgfaltsmaßstab objektiv rechtlich anzulegen ist. Die "Üblich­
keil" oder auch der "Stand der Technik" kann nur eine Beurtei­
lungsgrundlage für die Frage darstellen, was von einem sorgfäl­
tigen Menschen auf dieser Grundlage erwartet werden darf. Es 
ist also durchaus zulässig, wenn das Erstgericht auf der Basis 
der festgestellten üblichen Vorgangsweise einen höheren Sarg­
faltsmaßstab anlegt. Sonst hätte es eine Berufsgruppe in der 
Hand, durch die Absprache eines niedrigeren "Üblichkeitsstan~ 
dards" (eines niedrigeren "Standes der Technik")- etwa bei den 
"Monatstreffen" - die Sorgfaltsanforderungen an diesen Berufs~ 
stand willkürlich "herunterzuschrauben". 

in diesem Sinne ist nach Auffassung des erkennenden Senates 
die Frage, was dem durchschnittlichen Angehörigen eines 
bestimmten Verkehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe 
bekannt ist, vor allem aber welche Fähigkeiten und Kenntnisse 
von ihm zu erwarten sind, nicht nur eine Tatfrage, sondern auch 
eine Rechtsfrage. 

Mag auch (im Tatsachenbereich) feststehen, dass sich der 
Beklagte bei der Erhebung der Widmung der zu schätzenden 
Liegenschaften als Sachverständiger in Niederösterreich üblich 
sorgfältig verhalten hat, so hat das Erstgericht hier durchaus zu 
Recht diese Vorgangsweise in ihrer rechtlichen Beurteilung als 
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nicht sorgfältig genug eingestuft und einen höheren Sorgfalts­
maßstab angelegt. Dem Beklagte wäre es zurnutbar gewesen, 
bei Erkennen der Diskrepanz zwischen der von ihm erhobenen 
Widmung und der im Grundbuch angegebenen Nutzungsart 
diesem Unterschied, allenfalls durch Einholung einer schriftli­
chen Auskunft bei der Gemeinde oder durch die kontrollierende 
Nachfrage beim Amt der Niederösterreichischen Landesregie­
rung auf den Grund zu gehen. Das wäre auch von einem sorg­
fältigen Sachverständigen, angesichts der herausragenden 
Bedeutung der Widmung für den Wert einer Liegenschaft, objek­
tiv zu erwarten gewesen. 

Berechtigt ist die Berufung allerdings insofern, als das Erstge­
richt bloß von einem Mitverschulden der Kläger von einem Fünf­
tel ausgeht. Angesichts des festgestellten Verhaltens der Kläger 
erscheint eine Verschuldensteilung 4:1 zu Lasten des Beklagten 
nicht gerechtfertigt. Den Klägern war die Widmung der Liegen­
schaft EZ 1887 als Sauland-Wohngebiet bekannt; dass ihnen 
dies "Nicht bewusst" war, geht ausschließlich zu ihren Lasten, 
zumal ihnen als Angestellte (laut Exekutionsakt; der Erstkläger 
besitzt sogar einen akademischen Grad) ein zumindest durch­
schnittlicher Intelligenzgrad zugebilligt werden muss. Ihr völlig 
passives Verhalten im Zwangsversteigerungsverfahren ange­
sichts des ihnen erkennbar unrichtigen Sachverständigengut­
achtens des Beklagten muss als derart krasse Sorgfaltswidrig­
keit in eigenen Angelegenheiten bewertet werden, dass von 
einem gleichteiligen Verschulden auszugehen ist. 

Ermittlungstätigkeit des 
Sachverständigen und recht­
liches Gehör der Parteien 
Gutachtensbegründung 
(§ 477 Abs 1 Z 4 und § 496 
Abs 1 Z 2 ZPO) 
1. Der Nichtigkeltsgrund des § 477 Abs 1 Z 4 ZPO kann ver­

wirklicht sein, wenn einer gerichtlichen Entscheidung Tat­
sachen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt werden, 
zu denen sich die Beteiligten nicht äußern konnten. 

2. Bei der Ermittlung der Geschäftsdaten aus Buchhaltungs­
unterlagen handelt es sich nicht um Beweismittel im 
engeren Sinn, sondern um bloße vom Sachverständigen 
zu ermittelnde Hilfstatsachen. 

3. Der Sachverständige kann zur Ermittlung der Sachgrund­
lagen an die Parteien herantreten und sich die erforderli­
chen Grundlagen beschaffen; er darf Dritte befragen und 
einen Augenschein vornehmen. Er darf auch Material bei 
Behörden einholen. Diese "Hilfswahrnehmungen" sind 
keine Beweisaufnahmen im Sinne der ZPO. Das Gebot der 
Öffentlichkeit (§ 289 ZPO) ist auf Beweisaufnahmen zuge­
schnitten. 
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4. Die Ermittlung von relevanten Unternehmensdaten aus 
den Buchhaltungsunterlagen ist keine Befundaufnahme 
im üblichen Sinn. Für länger dauernde Untersuchungen 
ist es anerkannt, dass diese ohne Beisein von Richter und 
Parteien vom Sachverständigen außerhalb des Gerichtes 
vorgenommen werden. 

5. Durch den Hinweis des Sachverständigen in seinem Gut­
achten, dass sich die Unterlagen in seiner Kanzlei befän­
den und aus seiner Sicht jederzeit zur Einsichtnahme 
bereit stünden, ist den Partelenrechten jedenfalls Genüge 
getan. 

6. Es ist Sache der Partelen in die Unterlagen Einsicht zu 
nehmen und gegebenenfalls substantiierte Einwendun­
gen gegen die Richtigkeit der Grundlagen vorzubringen. 
Buchhaltungsunterlagen zum Gerichtsakt zu nehmen, ist 
weder üblich noch erforderlich. 

7. Die unterbliebene Verlesung der gesamten Buchhaltungs­
unterlagen stellt keine Mangelhalligkeil des Verfahrens 
(§ 496 Abs 1 Z 2 ZPO) dar. 

8. Gerade bei Ermittlung des hypothetischen Geschäftsver­
laufs muss der Sachverständige seine Schlussfolgerun­
gen begründen und die entsprechenden Grundlagen 
offen legen, damit das Gericht und die Parteien die Ergeb­
nisse und Schlussfolgerungen überprüfen können. Ein 
bloß floskelhafter Verweis genügt nicht. Der Sachverstän­
dige hat die Grundlagen für seine Schlussfolgerungen so 
darzulegen, dass sie von einem verständigen Dritten -
Gericht und Parteien verfügen regelmäßig nicht über ent­
sprechende Sachkunde - nachvollzogen werden können. 

OLG Wien vom 21. März 2003, 16 R 6/03z 

Unter dem Berufungsgrund der Nichtigkeit rügt die Beklagte, 
dass diejenigen Urkunden, welche Gegenstand der Betundung 
waren, nicht dem Gericht vorgelegt, sondern direkt dem Sach­
verständigen übermittelt und teilweise vom Klagevertreter selbst 
an den Sachverständigen geschickt worden seien. Entgegen 
dem Gerichtsauftrag habe der Sachverständige die Parteien 
nicht zur Betundung der ihm von der Klägerin bzw. vom Klage­
vertreter vorgelegten Urkunden geladen. Dies stelle einen Ver­
stoß gegen den Unmittelbarkeilsgrundsatz und eine Verletzung 
des den Parteien zustehenden rechtlichen Gehörs dar. 

Der Berufungswerberin ist einzuräumen, dass der Nichtigkeits­
grund des § 477 Abs 1 Z 4 ZPO verwirklicht sein kann, wenn 
einer gerichtlichen Entscheidung Tatsachen und Beweisergeb­
nisse zugrundegelegt werden, zu denen sich die Beteiligten 
nicht äußern konnten (SZ 62/129; MietSig 47.663; ZfRV 1996, 
195 ua). Bei der Ermittlung der Geschäftsdaten aus den Buch­
haltungsunterlagen der Klägerin handelt es sich jedoch nicht um 
Beweismittel im engeren Sinn, sondern um bloße vom Sachver­
ständigen zu ermittelnde Hilfstatsachen. Nach herrschender Auf­
fassung kann der Sachverständige zur Ermittlung der für seine 
Tätigkeit ertorderlichen Sachgrundlagen an die Parteien heran­
treten und sich die ertorderlichen Grundlagen beschaffen; er 
darf auch Dritte befragen und einen Augenschein vornehmen 
(vgl Fasching 111 471, 493; Fasching, Lehrbuch' Rz 1005; Holz­
hammer, Zivilprozessrechf 269). Die gleiche Auffassung vertritt 
Jelinek (Der Sachverständige im Zivilprozess; in: Aicher/Funk 
[Hrsg], Der Sachverständige im Wirtschaftsleben 45 [70]). Dem­
nach darf der Sachverständige zur Vorbereitung seines Gutach­
tens Material bei Behörden und Informationen bei den Parteien 
einholen. Er treffe damit "Hilfswahrnehmungen". Derartige Er-
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Aus dem in dieser Rechtssache ergangenen 
Berufungsurteil des Oberlandesgerichtes 
Wien vom 22. Mai 2002, 12 R 204/01 k: 

8. Das Liegenschaftsbewertungsgesetz (LBG) ist ein 
Schutzgesetz nach § 1311 ABGB, dessen Übertretung 
auch zum Ersatz eines bloßen Vermögensschaden ver­
pflichtet. 

9. Nach § 141 Abs 1 EO und § 9 Abs 1 Z 2 LBG fällt die 
Beschreibung der wertbestimmenden Faktoren des Exe­
kutionsobjekts- also die Befundaufnahme - eindeutig in 
den Pflichtenkreis des gerichtlich bestellten Sachver­
ständigen. 

10. Wenn dem Sachverständigen ln den für die Schätzung 
benötigten Unterlagen anderer Behörden Diskrepanzen 
auffallen, darf er die Daten nicht einfach ungeprüft sei­
nem Bewertungsgutachten zugrunde legen. Er hat zu ver­
suchen, die von ihm erkannte Diskrepanz durch zumut­
bare Maßnahmen näher aufzuklären. 

11. Der anzuwendende Sorgfaltsmaßstab ist eine Rechts­
frage, die vom Gericht auf Grund von Tatfragen (Stand 
der Technik, Üblichkeil in der Vorgangsweise von 
Angehörigen einer bestimmten Berufsgruppe) zu beurtei­
len und festzulegen ist. 

12. Wegen der herausragenden Bedeutung der Widmung für 
den Wert der Liegenschaft ist von einem sorgfältigen 
Sachverständigen zu erwarten, dass er bei Erkennen der 
Diskrepanz zwischen der von ihm erhobenen Widmung 
und der im Grundbuch angegebenen Nutzungsart die­
sem Unterschied auf den Grund geht. 

OLG Wien vom 22. Mai 2002, 12 R 204/01 k 

Ausgehend von den verfahrensentscheidenden Feststellungen 
kommt der Rechtsrüge teilweise Berechtigung zu. 

Der Oberste Gerichtshof hat in seiner zum AZ 1 Ob 79/00z gefäll­
ten Entscheidung (= SV 2001/1, 22) zum hier interessierenden 
Problemkreis festgehalten: 

"Es entspricht ständiger, von der Lehre gebilligter Rechtspre­
chung. dass die Verursachung eines bloßen Vermögensscha­
dens (nur dann) ersatzpflichtig macht, wenn dem geltend ge­
machten Anspruch die vorwertbare Verletzung eines absoluten 
Rechtes, die Übertretung eines Schutzgesetzes nach § 1311 
ABGB oder ein sittenwidriges Verhalten des Schädigers zugrun­
de liegt. 

Entgegen der in der Entscheidung 8 Ob 25/97b vertretenen 
Ansicht normiert das am 1. 7. 1992 in Kraft getretene Liegen­
schaftsbewertungsgesetz nicht nur eine "Neufassung der Be­
wertungsrichtlinien", sondern es fällt seither auch die Beschrei­
bung der wertbestimmenden Faktoren des Exekutionsobjekts -
·also die Befundaufnahme - nach § 141 Abs 1 EO iVm § 9 Abs 1 
Z 2 LBG eindeutig in den Pflichtenkreis des gerichtlich bestellten 
Sachverständigen .... Daher sind die Bestimmungen der Exeku­
tionsordnung in Verbindung mit jenen des Liegenschaftsbewer­
tungsgesetzes über die Schätzung des Exekutionsobjekts (nun­
mehr) zwanglos als Schutznormen im Sinne des§ 1311 ABGB 
aufzufassen ..... 

Wenngleich das Exekutionsgericht nach § 140 Abs 2 EO die für 
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die Schätzung benötigten Unterlagen anderer Behörden von 
Amtswegen beizuschaffen hat, darf der Beklagte, wenn ihm in 
den Unterlagen Diskrepanzen auffallen, die Daten nicht einfach 
ungeprüft seinem Bewertungsgutachten zugrunde legen, ohne 
den Versuch zu unternehmen, die von ihm erkannte Diskrepanz 
durch zurnutbare Maßnahmen (dort: Einsicht in die grund­
bücherliche Urkundensammlung) näher aufzuklären." 

Der Oberste Gerichtshof anerkennt in dieser Entscheidung auch 
ein Mitverschulden (im Sinne einer Sorglosigkeit in eigenen 
Angelegenheiten) des betroffenen Klägers. 

Der vom Sachverständigen einzuhaltende Sorgfaltsmaßstab wird 
nach der Judikatur durch die typischen und demnach objektiv 
bestimmten Fähigkeiten eines Angehörigen des betreffenden Ver­
kehrskreises bestimmt. Entscheidend ist der Leistungsstandard 
der betreffenden Berufsgruppe (RISJustiz RS 0026541). 

Was dem durchschnittlichen Angehörigen eines bestimmten 
Verkehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe bekannt ist, 
welche Fähigkeiten und Kenntnisse von ihm zu erwarten sind, ist 
nach der Rechtsprechung des Obersten Gerichtshofs eine Tat­
frage und nicht eine Rechtsfrage (4 Ob 1518/95). 

Das Erstgericht hat festgestellt, dass der Beklagte bei der Erhe­
bung einer Widmung einer Liegenschaft für ein Schätzwertgut­
achten in einem Zwangsversteigerungsverfahren im Wesentli­
chen so vorgegangen ist, wie das bei Sachverständigen für Lie­
genschaftsschätzungen üblich ist. Im Allgemeinen interessiert 
den Sachverständigen die Widmung im Grundbuch nicht, weil 
sie für die Wertermittlung keinen besonderen Aussagewert hat. 
Es sei jedoch .. denkbar", dass ein Sachverständiger bei einer 
Konstellation wie der vorliegenden (EZ 1509: Widmung Bau­
fläche; angrenzende Liegenschaft EZ 1887: Widmung: Grünland. 
wobei allerdings im Grundbuch als Nutzungsart angegeben ist: 
"Baufläche - begrünt") die Flächenwidmung hinterfragt hätte. 

Nach Auffassung des erkennenden Senates sind die Tatfragen, 
was dem durchschnittlichen Angehörigen eines bestimmten Ver­
kehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe bekannt ist 
und welche Fähigkeiten und Kenntnisse von ihm im Sinne einer 
Üblichkeit oder eines Leistungsstandards zu erwarten sind, nur 
die Parameter für die daran anschließende Rechtsfrage, welcher 
Sorgfaltsmaßstab objektiv rechtlich anzulegen ist. Die "Üblich­
keil'' oder auch der "Stand der Technik" kann nur eine Beurtei­
lungsgrundlage für die Frage darstellen, was von einem sorgfäl­
tigen Menschen auf dieser Grundlage erwartet werden darf. Es 
ist also durchaus zulässig, wenn das Erstgericht auf der Basis 
der festgestellten üblichen Vorgangsweise einen höheren Sarg­
faltsmaßstab anlegt. Sonst hätte es eine Berufsgruppe in der 
Hand, durch die Absprache eines niedrigeren •• Üblichkeitsstan­
dards" (eines niedrigeren "Standes der Technik")- etwa bei den 
"Monatstreffen" - die Sorgfaltsanforderungen an diesen Berufs­
stand willkürlich "herunterzuschrauben". 

ln diesem Sinne ist nach Auffassung des erkennenden Senates 
die Frage, was dem durchschnittlichen Angehörigen eines 
bestimmten Verkehrskreises wie einer bestimmten Berufsgruppe 
bekannt ist, vor allem aber welche Fähigkeiten und Kenntnisse 
von ihm zu erwarten sind, nicht nur eine Tatfrage, sondern auch 
eine Rechtsfrage. 

Mag auch (im Tatsachenbereich) feststehen, dass sich der 
Beklagte bei der Erhebung der Widmung der zu schätzenden 
Liegenschaften als Sachverständiger in Niederösterreich üblich 
sorgfältig verhalten hat, so hat das Erstgericht hier durchaus zu 
Recht diese Vorgangsweise in ihrer rechtlichen Beurteilung als 
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nicht sorgfältig genug eingestuft und einen höheren Sorgfalts­
maßstab angelegt. Dem Beklagte wäre es zurnutbar gewesen, 
bei Erkennen der Diskrepanz zwischen der von ihm erhobenen 
Widmung und der im Grundbuch angegebenen Nutzungsart 
diesem Unterschied, allenfalls durch Einholung einer schriftli­
chen Auskunft bei der Gemeinde oder durch die kontrollierende 
Nachfrage beim Amt der Niederösterreichischen Landesregie­
rung auf den Grund zu gehen. Das wäre auch von einem sorg­
fältigen Sachverständigen, angesichts der herausragenden 
Bedeutung der Widmung für den Wert einer Liegenschaft, objek­
tiv zu erwarten gewesen. 

Berechtigt ist die Berufung allerdings insofern, als das Erstge­
richt bloß von einem Mitverschulden der Kläger von einem Fünf­
tel ausgeht. Angesichts des festgestellten Verhaltens der Kläger 
erscheint eine Verschuldensteilung 4: I zu Lasten des Beklagten 
nicht gerechttertigt. Den Klägern war die Widmung der Liegen­
schaft EZ I 887 als Sauland-Wohngebiet bekannt; dass ihnen 
dies "Nicht bewusst" war, geht ausschließlich zu ihren Lasten, 
zumal ihnen als Angestellte (laut Exekutionsakt; der Erstkläger 
besitzt sogar einen akademischen Grad) ein zumindest durch­
schnittlicher Intelligenzgrad zugebilligt werden muss. Ihr völlig 
passives Verhalten im Zwangsversteigerungsvertahren ange­
sichts des ihnen erkennbar unrichtigen Sachverständigengut­
achtens des Beklagten muss als derart krasse Sorgfaltswidrig­
keit in eigenen Angelegenheiten bewertet werden, dass von 
einem gleichteiligen Verschulden auszugehen ist. 

Ermittlungstätigkeit des 
Sachverständigen und recht­
liches Gehör der Parteien 
Gutachtensbegründung 
(§ 477 Abs 1 Z 4 und§ 496 
Abs 1 Z 2 ZPO) 
I. Der Nichtigkeitsgrund des § 477 Abs I Z 4 ZPO kann ver­

wirklicht sein, wenn einer gerichtlichen Entscheidung Tat­
sachen und Beweisergebnisse zugrunde gelegt werden, 
zu denen sich die Beteiligten nicht äußern konnten. 

2. Bei der Ermittlung der Geschäftsdaten aus Buchhaltungs­
unterlagen handelt es sich nicht um Beweismittel im 
engeren Sinn, sondern um bloße vom Sachverständigen 
zu ermittelnde Hilfstatsachen. 

3. Der Sachverständige kann zur Ermittlung der Sachgrund­
lagen an die Parteien herantreten und sich die erforderli­
chen Grundlagen beschaffen; er darf Dritte belragen und 
einen Augenschein vornehmen. Er darf auch Material bei 
Behörden einholen. Diese "Hilfswahrnehmungen" sind 
keine Beweisaufnahmen im Sinne der ZPO. Das Gebot der 
Öffentlichkeit (§ 289 ZPO) ist auf Beweisaufnahmen zuge­
schnitten. 
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4. Die Ermittlung von relevanten Unternehmensdaten aus 
den Buchhaltungsunterlagen ist keine Befundaufnahme 
im üblichen Sinn. Für länger dauernde Untersuchungen 
ist es anerkannt, dass diese ohne Beisein von Richter und 
Parteien vom Sachverständigen außerhalb des Gerichtes 
vorgenommen werden. 

5. Durch den Hinweis des Sachverständigen in seinem Gut­
achten, dass sich die Unterlagen in seiner Kanzlei befän­
den und aus seiner Sicht jederzeit zur Einsichtnahme 
bereit stünden, ist den Parteienrechten jedenfalls Genüge 
getan. 

6. Es Ist Sache der Parteien in die Unterlagen Einsicht zu 
nehmen und gegebenenfalls substantiierte Einwendun­
gen gegen die Richtigkeit der Grundlagen vorzubringen. 
Buchhaltungsunterlagen zum Gerichtsakt zu nehmen, ist 
weder üblich noch erforderlich. 

7. Die unterbliebene Verlesung der gesamten Buchhaltungs­
unterlagen stellt keine Mangelhalligkeil des Verfahrens 
(§ 496 Abs I Z 2 ZPO) dar. 

8. Gerade bei Ermittlung des hypothetischen Geschäftsver­
laufs muss der Sachverständige seine Schlussfolgerun­
gen begründen und die entsprechenden Grundlagen 
offen legen, damit das Gericht und die Parteien die Ergeb­
nisse und Schlussfolgerungen überprüfen können. Ein 
bloß floskelhafter Verweis genügt nicht. Der Sachverstän­
dige hat die Grundlagen für seine Schlussfolgerungen so 
darzulegen, dass sie von einem verständigen Dritten -
Gericht und Parteien verfügen regelmäßig nicht über ent­
sprechende Sachkunde - nachvollzogen werden können. 

OLG Wien vom 21 . März 2003, I 6 R 6/03z 

Unter dem Berufungsgrund der Nichtigkeit rügt die Beklagte, 
dass diejenigen Urkunden, welche Gegenstand der Betundung 
waren, nicht dem Gericht vorgelegt, sondern direkt dem Sach­
verständigen übermittelt und teilweise vom Klagevertreter selbst 
an den Sachverständigen geschickt worden seien. Entgegen 
dem Gerichtsauftrag habe der Sachverständige die Parteien 
nicht zur Befundung der ihm von der Klägerin bzw. vom Klage­
vertreter vorgelegten Urkunden geladen. Dies stelle einen Ver­
stoß gegen den Unmittelbarkeilsgrundsatz und eine Verletzung 
des den Parteien zustehenden rechtlichen Gehörs dar. 

Der Berufungswerberin ist einzuräumen, dass der Nichtigkeits­
grund des § 477 Abs I Z 4 ZPO verwirklicht sein kann, wenn 
einer gerichtlichen Entscheidung Tatsachen und Beweisergeb­
nisse zugrundegelegt werden, zu denen sich die Beteiligten 
nicht äußern konnten (SZ 62/129; MietSig 47.663; ZIRV 1996, 
195 ua). Bei der Ermittlung der Geschäftsdaten aus den Buch­
haltungsunterlagen der Klägerin handelt es sich jedoch nicht um 
Beweismittel im engeren Sinn, sondern um bloße vom Sachver­
ständigen zu ermittelnde Hilfstatsachen. Nach herrschender Auf­
fassung kann der Sachverständige zur Ermittlung der für seine 
Tätigkeit erforderlichen Sachgrundlagen an die Parteien heran­
treten und sich die artorderliehen Grundlagen beschaffen; er 
darf auch Dritte befragen und einen Augenschein vornehmen 
(vgl Fasching 111 471, 493; Fasching, Lehrbuch' Rz I 005; Holz­
hammer, Zivilprozessrecht' 269). Die gleiche Auffassung vertritt 
Jelinek (Der Sachverständige im Zivilprozess; in: Aicher/Funk 
[Hrsg], Der Sachverständige im Wirtschaftsleben 45 [70]). Dem­
nach darf der Sachverständige zur Vorbereitung seines Gutach­
tens Material bei Behörden und Informationen bei den Parteien 
einholen. Er treffe damit "Hilfswahrnehmungen". Derartige Er-
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mittlungen seien keine Beweisaufnahmen im Sinne der ZP9. Nur 
auf diese sei aber das in § 289 ZPO enthaltene Gebot der Offent­
lichkeit der Beweisaufnahme zugeschnitten (Jelinek aaO). 

Eine Befundaufnahme im üblichen Sinn erfolgte im vorliegenden 
Fall nicht, beschränkte sich die Tätigkeit des Sachverständigen 
doch darauf, die relevanten Unternehmensdaten aus den Buch­
haltungsunterlagen zu ermitteln. Im Übrigen ist gerade für länger 
dauernde Untersuchungen anerkannt, dass diese ohne Beisein 
von Richter und Parteien vom Sachverständigen außerhalb des 
Gerichtes vorgenommen werden (Fasching, Die Ermittlung von 
Tatsachen durch den Sachverständigen im Zivilprozess, FS Mat­
scher97 [100]; vgl auch Sperl, Lehrbuch 448; Rüff/er, Der Sach­
verständige im Zivilprozess 188). 

Dabei bedurfte es im vorliegenden Fall keines Eingehens auf die 
Frage, inwieweit der Sachverständige oder das Gericht bei sons­
tiger Nichtigkeit oder zumindest Mangelhaftigkeit des Verfahrens 
verpflichtet war, den Parteien Einsicht in die Grundlage für das 
Gutachten darstellenden Urkunden zu gewähren (vgl dazu all­
gemein Jelinek, Der Sachverständige 70 und Fasching, FS Mat­
scher 97 ff), weil der Sachverständige ohnedies in seinem Er­
gänzungsgutachten darauf hingewiesen hat, dass die Unterla­
gen sich in seiner Kanzlei befänden und aus seiner Sicht jeder­
zeit zur Einsichtnahme bereit stünden. Damit ist aber den Partei­
rechten jedenfalls Genüge getan; es wäre Sache der Beklagten 
gewesen, in die Unterlagen Einsicht zu nehmen und gegebe­
nenfalls substantiierte Einwendungen gegen die Richtigkeit der 
Grundlagen des Gutachtens vorzubringen. Die Buchhaltungs­
unterlagen zum Gerichtsakt zu nehmen, ist weder üblich noch 
im Sinne der vorstehenden Ausführungen erforderlich. 

Rechtliche Hindernisse, die der Einsichtnahme in die Buchhal­
tungsunterlagen entgegengestanden wären, sind nicht ersicht­
lich. Im Ubrigen ist ein - im vorliegenden Fall zudem gar nicht 
geltend gemachtes - Interesse der Klägerin an Geheimhaltung 
ihrer Buchhaltungsunterlagen (vgl auch § 305 Z 4 ZPO) im Hin­
blick auf ihre bereits vor Jahren erfolgte Einstellung des Unter­
nehmens nicht zu erblicken. 

Die Nichtigkeitsberufung war sohin als unbegründet zu verwerM 
fen. 

ln ihrer Mängelrüge wiederholt die Beklagte zunächst im 
Wesentlichen ihre Ausführungen zur Nichtigkeitsberufung und 
wendet sich dagegen, dass die Buchhaltungsunterlagen nicht 
dem Gericht vorgelegt wurden. Diesbezüglich kann auf die Aus­
führungen im Rahmen der Behandlung der Nichtigkeitsberufung 
verwiesen werden. 

Die von der Beklagten vermisste Verlesung der gesamten Buch­
haltungsunterlagen könnte im vorliegenden Fall nichts zur 
zusätzlichen Klärung des Sachverhaltes beitragen, ist es doch 
wesensgemäße Funktion des Sachverständigen, aufgrund sei­
ner besonderen Kenntnisse aus den Buchhaltungsunterlagen 
die für die Gutachtenserstellung relevanten Informationen zu 
ermitteln. Die Möglichkeit, die vom Sachverständigen für die 
Erstellung des Gutachtens herangezogenen Grundlagen zu 
überprüfen, war durch die Gelegenheit zur Einsicht in die Unter­
lagen in der Kanzlei des Sachverständigen ohnedies gewährleis­
tet. Die mangelnde Verlesung der Buchhaltungsunterlagen, die 
- wie nochmals zu betonen ist - nicht selbst Beweismittel, son­
dern bloße Hilfstatsachen für den Sachverständigen darstellen -
war daher nicht geeignet, die erschöpfende Erörterung und 
gründliche Beurteilung der Streitsache zu verhindern (§ 496 
Abs 1 Z 2 ZPO). 
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Das Berufungsgericht verkennt nicht, dass für die Ermittlung des 
hypothetischen Geschäftsverlaufs in gewissem Umfang Annah­
men zu setzen sind. Der Sachverständige muss jedoch auch 
und gerade in einem derartigen Fall seine Schlussfolgerungen 
begründen und die entsprechenden Grundlagen offenlegen, 
damit das Gericht und die Parteien die Ergebnisse und Schluss­
folgerungen des Sachverständigen überprüfen können (vgl 
Fasching, Lehrbuch' Rz 1006). Der bloß floskelhafte Verweis im 
Ergänzungsgutachten, die Steigerungsraten von 16% verstünM 
den sich als Durchschnittswerte, ist hier ebenso wenig aussageM 
kräftig wie das Argument, die Steigerung sei pro Jahr .,abgerun­
det" (?) und der .,Zinseszinseneffekt kalkulatorisch abgeschla­
gen". Auch mag durchaus zutreffen, dass für die Berechnung 
der weiteren Jahre nicht auf Basisjahre abzustellen ist, sondern 
auf Durchschnittswerte und eine kontinuierliche Steigerung. 
Auch dies wäre jedoch nachvollziehbar darzulegen. Auch eine 
kontinuierliche Steigerung von 16% in zwei Jahren vermag 
jedenfalls nicht eine Steigerung in den Folgejahren um 13,7% 
bzw. 12% jährlich zu begründen. 

Dies schließt natürlich -worauf der Deutlichkeit halber hinzuwei­
sen ist- keineswegs aus, dass die vom Sachverständigen angeM 
setzten Zahlen zutreffend sind. Ob dies der Fall ist, kann jedoch 
mangels ausreichender Erklärung des Sachverständigen derzeit 
noch nicht beurteilt werden. So wäre beispielsweise durchaus 
denkbar, dass eine wesentlich höhere Steigerung anzusetzen 
ist, weil der ermittelte Anstieg von 16% nur den Durchschnitt aus 
einem Anstieg von 21% durchschnittlich in der ersten JahresM 
hälfte und einem Absinken der Umsätze von 11 ,5% in der zwei­
ten Jahreshälfte darstellt, wobei letzterer sich in den Folgejahren 
nicht notwendig fortsetzen muss. Jedoch ist es nicht Aufgabe 
des (Berufungs-)Gerichtes, darüber Spekulationen anzustellen, 
aus welchen Erwägungen möglicherweise die vom Sachver­
ständigen gezogenen Schlussfolgerungen richtig sein könnten. 
Vielmehr hat der Sachverständige die Grundlagen für seine 
Schlussfolgerungen dem Gericht und den Parteien, die regel­
mäßig nicht über die entsprechende Sachkunde verfügen, in 
einer Weise darzulegen, dass diese von einem verständigen 
Dritten nachvollzogen werden können. Dies ist derzeit hinsicht­
lich der Berechnung des Verdienstausfalls aus den Provisionen 
der Firma B. nicht uneingeschränkt der Fall. 

Grundsätzliches zum Aus­
spruch über die Ersatzpflicht 
nach § 2 Abs 2 GEG 
1. Beim Ausspruch, wer vorläufig die aus Amtsgeldern 

berichtigten Gebühren zu ersetzen hat, ist zunächst von 
einer allfälligen rechtskräftigen Kostenentscheidung aus­
zugehen. Falls eine solche noch nicht vorliegt, entschei­
den Veranlassung oder Interesse an der Verfahrenshand­
lung. 

2. Diese Grundsätze gelten für den Grundsatzbeschluss des 
Gerichts (bei Überschreiten der Grenze von € 300,-), 
ebenso auch für die Entscheidung des Kostenbeamten im 
Verwaltungsweg (bei Beträgen bis € 300,-). 
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3. An eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung nach § 2 
Abs 2 GEG bleibt der Kostenbeamte auch dann gebun­
den, wenn in der Folge eine -andere- rechtskräftige Ent­
scheidung über den Ersatz der Prozesskosten gefällt 
wird. Dies gilt auch für eine nachträgliche in einem Ver­
gleich vereinbarte endgültige Koslenersalzregelung. Eine 
solche endgültige Kostenersatzregelung nimmt dem Revi­
sor nicht die Beschwer. Für den Kostenbeamten bleibt der 
rechtskräftige Beschluss nach § 2 Abs 2 GEG bindend; 
nur so kann der Zweck dieser Norm - Klarheit über die 
Person des Zahlungspflichtigen, rasche Einbringung -
erreicht werden. 

4. Beim Grenzbetrag des § 2 Abs 2 GEG von € 300,- findet 
keine Zusammenrechnung der Gebührenbeträge für das 
Gutachten und allfällige Ergänzungsgutachten oder meh­
rerer Ergänzungsgutachten statt. Auch der einzelne Ge­
richtsauftrag zur Gutachtensergänzung ist eine selbstän­
dige kostenverursachende "Amtshandlung" des Gerich­
tes im Sinne des § 2 Abs 2 GEG, mag sie auch inhaltlich 
mit früheren oder anderen Anordnungen im Zusammen­
hang stehen. Entscheidend ist stets die einzelne Ge­
bührenbestimmung und ob dabei ein € 300,- überstei­
gender Belrag aus Amtsgeldern bezahlt wird. Die in einem 
Verfahren aufgelaufenen und - möglicherweise zu 
unrecht - jeweils abschnittsweise bestimmten Gebühren 
eines Sachverständigen sind für die Frage, ob ein 
Beschluss nach § 2 Abs 2 GEG gefasst werden muss, 
nicht zusammenzurechnen. 

5. Wird ein € 300,- nicht übersteigender Betrag aus Amts­
geldern bezahlt, ist kein Grundsatzbeschluss zu fassen, 
auch wenn in der Folge auf Grund weiterer Gebührenan­
träge diese Grenze überschrillen wird. Dies gilt auch für 
den zeitlich umgekehrten Fall, wenn bei der Gebührenbe­
stimmung zunächst die Grenze überschrillen wird, bei 
einer späteren Gutachtensergänzung aber nicht. Für den 
ergänzenden Gebührenbestimmungsbeschluss ist dann 
kein Grundsatzbeschluss zu fassen. 

OLG Wien vom 30. Mai 2003, 11 R 92/03 k 

Das Erstgericht hat die Gebühren des Sachverständigen Dr. N. 
N. für sein Gutachten vom 5. 10. 1998 mit ATS 6.399,- bestimmt, 
die Auszahlung dieses Betrages aus Amtsgeldern angeordnet 
und die Klägerin zum Ersatz dieses Betrages dem Grunde nach 
verpflichtet (Beschluss vom 9. 4. 1999). ln der Folge erstattete 
der Sachverständige mehrere Ergänzungsgutachten. Mit Be­
schluss des Erstgerichtes vom 16. 8. 2001 wurden die Gebühren 
des Sachverständigen Dr. N. N. für das Ergänzungsgutachten 
vom 9. 2. 2001 mit ATS 5.185,- bestimmt, jene für die Hilfsbe­
funde mit ATS 268,-, bzw mit ATS 1.746,-. Zum Ersatz dieser 
aus Amtsgeldern bezahlten Beträge wurde gemäß § 2 Abs 2 
GEG wiederum die Klägerin verpflichtet. 

Mit Beschluss des Erstgerichtes vom t 1. 9. 2002 wurden die 
Gebühren des Sachverständigen Dr. N. N. für das Ergänzungs­
gutachten vom 10. 6. 2002 mit € 389,- bestimmt, die Auszah­
lung aus Amtsgeldern angeordnet und die Klägerin gemäß § 2 
Abs 2 GEG dem Grunde nach zum Ersatz dieser Kosten ver­
pflichtet. 

Mit dem nun angefochtenen Beschluss vom 20. 3. 2003 wurden 
die Gebühren des Sachverständigen Dr. N. N. für sein Ergän-
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zungsgutachten vom 28. 11. 2002 mit € 252,30 bestimmt, die 
Auszahlung eines Teilbetrages von € 126,15 aus Amtsgeldern 
angeordnet, und die Klägerin dem Grunde nach zum Ersatz die­
ser Kosten verpflichtet. 

Gegen diesen Beschluss richtet sich der Rekurs des Revisors 
beim Landesgericht für ZRS Wien insoweit, als die Klägerin dem 
Grunde nach zum Ersatz des aus Amtsgeldern bezahlten Betra­
ges von € 126,15 verpflichtet wurde, mit dem Antrag auf Aufhe­
bung dieses Beschlussteiles. 

Der Rekurs ist zulässig. 

Gemäß § 2 Abs 1 GEG sind die im § 1 Z 5 GEG genannten 
Kosten, sofern hiefür kein Kostenvorschuss erlegt wurde oder 
keine andere Regelung getroffen ist, aus Amtsgeldern zu berich­
tigen. Diese und die im§ 1 Z 7 GEG genannten Kosten sind dem 
Bund von der Partei zu ersetzen, die nach den bestehenden Vor­
schriften hiezu verpflichtet ist. Hiebei ist, wenn über die Kosten­
ersatzpflicht der Parteien schon rechtskräftig entschieden wor­
den ist, von dieser Entscheidung auszugehen. Mangels einer 
Vorschrift oder Entscheidung sind diese Beträge von denjenigen 
Beteiligten zu ersetzen, die sie veranlasst haben oder in deren 
Interesse die Amtshandlung vorgenommen wurde. 

Nach § 2 Abs 2 GEG hat in bürgerlichen Rechtssachen dann, 
wenn die Kosten einer Amtshandlung, die den Betrag von 
€ 300,- übersteigen, aus Amtsgeldern zu berichtigen sind oder 
berichtigt wurden, das erkennende Gericht mit der Auszah­
lungsanweisung oder, wenn die Auszahlung nicht vom Richter 
angeordnet wird, unverzüglich nach dieser Anweisung mit 
gesondertem Beschluss dem Grunde nach zu bestimmen, wel­
che Partei in welchem Umfang diese Kosten nach Abs 1 zu 
ersetzen hat. 

Danach ist also bei der Frage, wer vorläufig aus Amtsgeldern 
berichtigte Gebühren zu ersetzen hat, von einer rechtskräftigen 
Kostenentscheidung auszugehen. Falls eine solche noch nicht 
vorliegt, entscheiden Veranlassung bzw Interesse an der Verfah· 
renshandlung. Diese Grundsätze geiten sowohl für den Fall, 
dass - wegen Überschreitans der Grenze von (nunmehr) 
€ 300,- ein Grundsatzbeschluss durch das Gericht gefasst wird, 
als auch für die Entscheidung des Kostenbeamten im Verwal­
tungsweg. Wurde eine rechtskräftige Entscheidung durch das 
Gericht nach § 2 Abs 2 GEG getroffen, bleibt der Kostenbeamte 
daran gebunden, auch wenn in der Folge eine rechtskräftige 
Entscheidung über den Ersatz der Prozesskosten gefällt wird 
(VwGH 22. 3. 1996, GZ 95/17/0178). Davon ausgehend nimmt 
die endgültige vergleichsweise Kostenersatzregelung, die die 
Parteien in der Tagsatzung zur mündlichen Streitverhandlung 
vom 13. 2. 2003 vereinbart haben, dem Rekurswerber nicht die 
Beschwer (entgegen OLG Wien 15 R 15/92 =SV 1992/2, 26). 
Für den Kostenbeamten ist nämlich ein rechtskräftiger 
Beschluss nach§ 2 Abs 2 GEG bindend. Durch die gegenteilige 
Ansicht würde zudem der Regelungszweck des § 2 Abs 2 GEG 
unterlaufen. Dieser Bestimmung lagen, den Erläuterungen zur 
Regierungsvorlage (zu Art X, Nr 669 BlgNR XV GP) entspre­
chend, folgende Überlegungen zugrunde: "Für Kostenbeamte 
bietet es immer wieder große Schwierigkeiten zu entscheiden, 
von wem nach § 2 Kosten, die aus Amtsgeldern ausgelegt wor­
den sind, einzubringen sind. Es wird deshalb ein richterlicher 
Grundsatzbeschluss über diese vorgesehen. Um die "Kreditie­
rung" solcher Beträge durch den Bund nicht zu lange auszu­
dehnen, soll diese Grundlage für die Einbringung möglichst 
rasch geschaffen werden." 
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Dieser Zweck würde nicht erreicht, müsste sich der Kostenbe­
amte an der Kostenentscheidung orientieren, die etwa unter­
schiedliche Verfahrensabschnitte bildet, und die Zuordnung des 
strittigen ~ zunächst aus Amtsgeldern bezahlten - Betrages 
offen lässt. 

Überdies käme es dann unter Umständen auf den Zeitpunkt der 
Erlassung des Zahlungsauftrags durch den Kostenbeamten an 
(Entscheidung über die Prozesskosten schon rechtskräftig oder 
noch nicht). Das GEG soll aber eine lange ,.Kreditierung" der 
vorschussweise durch den Bund ausgelegten Beträge verhin­
dern. 

Die - allenfalls einer rechtskräftigen Entscheidung im Sinne des 
§ 2 Abs 1 2. Satz GEG gleichzuhaltende-vergleichsweise Rege­
lung der Kostentragung durch die Parteien in der Tagsatzung zur 
mündlichen Streitverhandlung vom 13. 2. 2003 macht den 
Rekurs also nicht unzulässig. 

Der Rekurs ist auch berechtigt. 

Die gerichtliche Kompetenz zur Erlassung des Grundsatzbe­
schlusses nach § 2 Abs 2 GEG besteht nur bei Überschreiten 
des maßgeblichen Betrages von (nunmehr) € 300,-. 

Es mag sein, dass etwa die Kosten der Einschaltung eines 
Beschlusses auf Abweisung des Antrages auf Konkurseröffnung 
in mehreren Zeitungen zusammenzurechnen sind und ein rich­
terlicher Grundsatzbeschluss schon dann erforderlich ist, wenn 
die Summe der Einschaltungskosten den maßgeblichen Betrag 
übersteigt (VwGH 2. 7. 1985, GZ 82/14/0309 = AnwBI 
1986/2450). Eine ,.Amtshandlung" des Gerichtes im Sinne des 
§ 2 Abs 2 GEG ist aber schon der Auftrag des Gerichts an den 
Sachverständigen zur Ergänzung seines Gutachtens. Diese 
Amtshandlung - hier: der gerichtliche Auftrag vom 11. 9. 2002 
zur Erstattung des Ergänzungsgutachtens- führte nicht zur Aus­
zahlung eines € 300,- übersteigenden Betrages aus Amtsgel­
dern. Schon deshalb war der bekämpfte Grundsatzbeschluss 
nicht zu fassen (vgl OLG Wien 12 R 139/00z). 

Wenn zwar Sachverständigengebühren insgesamt den rele­
vanten Betrag übersteigen, aber nur ein € 300,- nicht über­
steigender Teil der Sachverständigengebühren aus Amtsgel­
dern bezahlt wird, liegen die Voraussetzungen für die Fällung 
eines Grundsatzbeschlusses nach § 2 Abs 2 GEG nicht vor (vgl 
Krammer, Aktuelle Fragen zum Gebührenrecht [GebAG 1975] in 
SV 1983/3, 2 ff). 

Eine Zusammenrechnung der Gebühren eines Sachverständi­
gen für Gutachten und allfällige Ergänzungsgutachten hat aber 
(entgegen OLG Wien 10 Ra 86/95) nicht stattzufinden: Zwar geht 
die überwiegende Rechtsprechung entsprechend § 38 Abs 1 
GebAG davon aus, dass der Sachverständige die Gebühren 
nicht abschnittsweise geltend machen kann, sondern erst nach 
Beendigung seiner Tätigkeit (Krammer/Schmidf, Anm 3 zu § 38 
GebAG mwN). Gerade der vorliegende Fall zeigt, dass der 
Umstand, ob die Tätigkeit eines Sachverständigen beende! ist, 
nicht immer eindeutig beantwortet werden kann (weitere Anträ­
ge auf Gutachtensergänzung wegen einer erst im Lauf des Ver­
fahrens vorgenommenen Operation). Nach Ansicht des erken­
nenden Rekurssenates ist es unzulässig, die in einem Verfahren 
aufgelaufenen Gebühren eines bestimmten Sachverständigen 
für die Frage der Fällung eines Beschlusses nach § 2 Abs 2 GEG 
zusammenzurechnen: Als "Amtshandlung" ist die Anordnung 
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eines Gerichts, für die Beträge zu bezahlen sind, zu verstehen 
(vgl VwGH 2. 7. 1985, GZ 82/14/0309 = AnwBI 1986/2450 mwN). 
ln der Regel ist gar nicht absehbar, ob der Sachverständige vom 
Gericht mit einer Gutachtensergänzung oder ~erörterung beauf­
tragt wird. Bei Entscheidung über den ersten Gebührenantrag, 
der unter Umständen die maßgebliche Grenze nicht überschrei­
tet, ist also nicht klar, ob noch weitere Gebührenanträge dieses 
Sachverständigen folgen werden. Trotzdem ist - in der Regel 
gleichzeitig mit der Auszahlungsanweisung - unter den im § 2 
Abs 2 GebAG genannten Voraussetzungen ein Grundsatzbe­
schluss zu fassen. Wäre stets zusammenzurechnen, müsste 
unter Umständen die Rechtskraft des Verfahrens abgewartet 
werden, weil ja nicht ausgeschlossen werden kann, dass in 
einem späteren Verfahrensstadium noch eine Gutachtensergän­
zung notwendig wird. Ein solches "Abwarten" steht aber mit 
dem Gesetz nicht im Einklang. 

Bei einem € 300,- nicht übersteigenden Betrag, der aus Amts­
geldern bezahlt wird, ist daher kein Grundsatzbeschluss zu fas~ 
sen, selbst wenn in der Folge auf Grund weiterer Anträge diese 
Grenze überschritten wird. Damit wäre es kaum vereinbar, für 
den zeitlich umgekehrten Fall, dass zunächst die Grenze über­
schritten wird, bei einer späteren Gutachtensergänzung aber 
nicht, einen Grundsatzbeschluss auch hinsichtlich des späteren, 
die Grenze nicht übersteigenden Betrages zu verlangen. 

Amtshandlung im Sinne des § 2 Abs 2 GEG ist also jede kosten­
verursachende gerichtliche Anordnung, mag sie auch inhaltlich 
mit früheren oder späteren Anordnungen im Zusammenhang 
stehen. 

Im angefochtenen Beschluss wurde nur über die Zahlung eines 
€ 300,- nicht übersteigenden Betrages aus Amtsgeldern ver­
fügt. Auch wenn in einem früheren Beschluss schon diese Gren­
ze überschritten wurde, besteht also keine gerichtliche Kompe­
tenz für die Fällung eines Beschlusses nach § 2 Abs 2 GEG. 

Dem berechtigten Rekurs war daher Folge zu geben und der 
angefochtene. Beschluss, soweit er gemäß § 2 Abs 2 GEG die 
Klägerin vorläufig zum Ersatz des aus Amtsgeldern bezahlten 
Betrages von € 126,15 verpflichtete, zu beheben. 

Der Revisionsrekurs ist gemäß § 528 Abs 2 Z 5 ZPO jedenfalls 
unzulässig. 

Anmerkung: Die vorliegende Entscheidung, der ich inhaltlich 
voll zustimme, bringt Klarheit in die doch recht komplizierten 
Bezüge zwischen der Gebührenbestimmung, der Auszahlungs­
anordnung und dem Grundsatzbeschluss nach § 2 Abs 2 GEG. 

Formell ist anzumerken, dass der Ausspruch nach § 2 Abs 2 
GEG als nichtig aufzuheben gewesen wäre (richtig: OLG Wien 
vom 4. Apri/2003, 16 R 30/03 d), weil über die vorläufige Kosten­
tragungspflicht bis € 300,- der Kostenbeamte im Verwaltungs­
verfahren zu entscheiden hat. Es liegt daher eine Unzulässig­
kelt des Rechtsweges vor. 

Harald Krammer 
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Ersatzpflicht im Obsorge­
verfahren nach § 2 Abs 2 GEG 
1. Werden Sachverständigengebühren von mehr als € 300,­

zunächst aus Amtsgeldern bezahlt, so hat das Gericht mit 
Beschluss dem Grunde nach zu bestimmen, welche Par­
tei in welchem Umfang dem Bund diese Kosten zu erset­
zen hat. Da im Pflegschaftsverfahren keine besonderen 
Vorschriften über die Kostentragung bestehen, sind die 
Kosten von denjenigen Beteiligten zu ersetzen, die sie 
veranlasst haben oder in deren Interesse die Amtshand­
lung vorgenommen wurde, wobei mehrere ersatzpflich­
tige Personen zur ungeteilten Hand haften. 

2. § 176 Abs 2 ABGB regelt abschließend, wer in Obsorge­
verfahren volle Parteistellung erlangen kann: die Ettern, 
alle Verwandten in gerader aufsteigender Linie, die Pfle­
geeltern, der Jugendwohlfahrtsträger und der mündige 
Minderjährige. 

3. Eine Elnschreiterin, die auf eine Gefährdung des Kindes­
wohls hinweist und eine Obsorgeänderung anregt, fällt 
nicht in den Personenkreis des § 176 Abs 2 ABGB, auch 
wenn sie vom betroffenen Kind Oma genannt wird. 

4. Mangels Partelstellung im Obsorgeverfahren kann diese 
Einschreiterin nicht zum Ersatz der Sachverständigenge­
bühren nach § 2 GEG verpflichtet werden. 

LG Salzburg vom 26. Februar 2003, 21 R 427/02 v 

Der mj. J. B., geb. am 6. 8. 1990, ist das uneheliche Kind von 
A. S. 

S. M. (geb. am 9. 3. 1921) betreute J. in seinen ersten fünf 
Lebensjahren. 

Seit Juli 1995 befindet sich der Minderjährige in Obhut von A. B. 
und dessen Lebensgefährtin K. M.; dem Pflegevater ist mit 
Beschluss vom 13. 7. 1998 die Obsorge für J. zur Gänze über­
tragen worden. 

in den letzten Jahren hatte sich S. M. mehrmals an das Pfleg· 
Schaftsgericht mit dem Ersuchen, ihr weiterhin den persönlichen 
Kontakt zu J. zu ermöglichen, gewandt. 

Anlass für die Einleitung dieses Verfahrens war jedoch ihre Mit· 
teilung vom 19. 6. 2001, wonach J. immer wieder von seinem 
Pflegevater in einem fensterlosen Heizraum im Keller eingesperrt 
werden soll. Im Verlauf des weiteren Verfahrens stellte S. M. 
mehrmals den "Antrag", dem Pflegevater die Obsorge für J. 
wegen massiver Gefährdung des Kindeswohles sofort zu entzie· 
hen; ihr Sohn und dessen Ehegattin seien bereit, J. als Pflege­
kind zu übernehmen. 

Nach Anhörung der Beteiligten und Befragung des Jugend· 
wohlfahrtsträgers bestellte das Erstgericht am 15. 1. 2002 von 
Amtswegen Dr. N. N. zum Sachverständigen und beauftragte 
ihn, ein kinderpsychologisches Gutachten über die Pflegesitua· 
tion des Kindes bei seinem Pflegevater zu erstatten. 

Der Sachverständige erstattete auftragsgemäß das Gutachten 
und machte hiefür eine Gebühr von insgesamt € 2.261, 78 gel· 
tend. 
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Mit Beschluss vom 6. 3. 2002 bestimmte das Erstgericht die 
Gebühr des Sachverständigen mit einem Betrag von € 2.259,40 
und ordnete die Auszahlung dieses Betrages aus Amtsgeldern 
an. 

Mit dem nun angefochtenen Beschluss sprach das Erstgericht­
im zweiten Rechtsgang - gemäß § 2 Abs 2 GEG aus, dass der 
Pflegevater A. B. und die Einschreiterin S. M. zur ungeteilten 
Hand dem Bund die vorläufig aus Amtsgeldern berichtigten 
Sachverständigengebühren von € 2.259,40 zu ersetzen haben. 
Die Kostenersatzpflicht von S. M. begründete das Erstgericht 
damit, dass eine Klärung der familiären Verhältnisse auch in 
deren Interesse gelegen sei. S. M., die wie eine leibliche 
Großmutter auftrete, habe wiederholt versucht, das Verhältnis 
des Kindes zum Pflegevater negativ zu beeinflussen. Durch ihr 
Einschreiten und die von ihr erhobenen Vorwürfe habe sie die 
Einholung des Gutachtens mitveranlasst 

Gegen diesen Beschluss erhob S. M. Rekurs mit dem Antrag auf 
Abänderung dahin, dass ihre Kostenersatzpflicht ersatzlos auf· 
gehoben werde. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Werden Sachverständigengebühren von mehr als € 300,- aus 
Amtsgeldern vorgestreckt, dann hat das Gericht mit Beschluss 
dem Grunde nach zu bestimmen, welche Partei in welchem 
Umfang (dem Bund) diese Kosten zu ersetzen hat (§ 2 Abs 2 
GEG). Da im Pflegschaftsverfahren keine besonderen Vorschrif· 
ten im Sinn des § 2 GEG über die Kostentragung bestehen, sind 
die Kosten von denjenigen Beteiligten zu ersetzen, die sie ver­
anlasst haben oder in deren Interesse die Amtshandlung vorge· 
nommen wurde. Mehrere Personen, die zum Ersatz desselben 
Betrages verpflichtet sind, haften zur ungeteilten Hand. 

Der Sachverständige wurde im hier zu beurteilenden Fall einem 
Obsorgeänderungsverfahren wegen Gefährdung des Kindes· 
wohlesbeigezogen (§ 253 iVm § 176 ABGB). 

§ 176 Abs 2 ABGB idF des KindRÄG 2001 regelt nun ab· 
schließend; wer ein Verfahren nach § 176 ABGB durch Antrag 
einleiten und dadurch volle Parteistellung erlangen kann: außer 
den Ellern haben alle Verwandten in gerader aufsteigender Linie, 
die Pflegeeltern (ein Pflegeellernteil), der Jugendwohlfahrtsträ· 
gerund der mündige Minderjährige, dieser jedoch nur in Ange· 
legenheilen seiner Pflege und Erziehung, Antragsrechte. 

Auch wenn die Einschreiterin vom betroffenen Kind Oma 
genannt wird, fällt sie nicht in den oben umschriebenen Perso· 
nenkreis; sie konnte deshalb Verfügungen nach § 176 Abs 1 
ABGB lediglich anregen (§ 176 Abs 2 zweiter Satz ABGB), nicht 
jedoch beantragen. Zu Recht wurden deshalb auch ihre Anträge 
in diesem Verfahren mit Beschluss vom 25. 2. 2002 zurückge· 
wiesen. Mangels Parteistellung in diesem Verfahren kann die 
Rekurswerberin aber ebensowenig zum Ersatz der aufgelaufe­
nen Sachverständigengebühren nach § 2 GEG verpflichtet wer· 
den. 

Aus diesem Grund war dem Rekurs der S. M. Folge zu geben 
und der angefochtene Beschluss durch ersatzlose Aufhebung 
ihrer Kostenersatzpflicht abzuändern. 

Der Unzulässigkeilsausspruch stützt sich auf § 13 Abs 1 Z 1, 
§ 14 Abs 2 Z 1 AußStrG; zu Beschlüssen im Kostenpunkt zählen 
auch die Beschlüsse über Ersatz der Sachverständigenge· 
bühren durch die Parteien (Fucik, AußStrG2, 37). 
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Unterbleiben des Ausspruchs 
nach § 2 Abs 2 GEG -
Rekursrecht des Revisors 
1. Fehlt bei einer Sachverständlgengebührenbestimmung, 

bei der ein € 300,- übersteigender Betrag aus Amtsgel­
dern zu berichtigen ist, der Ausspruch über die Zahlungs­
pflicht nach § 2 Abs 2 GEG, leidet der Beschluss an einer 
Unvollständigkeit. Diese kann mit einem Ergänzungsan­
trag nach §§ 430, 423 ZPO oder aber über einen Rekurs 
des Revisors saniert werden. 

2. Nach § 2 Abs 1 GEG richtet sich die Ersatzpflicht danach, 
welche Partei die aufgelaufenen Kosten veranlasst hat 
bzw. in wessen Interesse das Gutachten eingeholt wurde. 

3. Veranlasst werden Kosten im Zivilprozess durch den ent­
sprechenden Beweisantrag einer Partei (hier: des Klä­
gers). Hinsichtlich der vom Beklagten beantragten münd­
lichen Erörterung des Gutachtens ist der Beklagte ersatz­
pflichtig. 

4. Die Einhebung des auf eine Partei entfallenden Betrages 
ist nicht möglich, solange sie Verfahrenshilfe genießt. 

OLG Wien vom 27. März 2003, 14 R 232/02 v 

Der Sachverständige Architekt Dipl.-lng. Dr. N. N. hat auf Antrag 
der klagenden Partei ein schriftliches Gutachten erstattet und es 
auf Antrag der beklagten Partei in der Tagsatzung vom 17. 5. 
2002 mündlich erläutert. 

Mit dem angefochtenen Beschluss hat das Erstgericht die 
Gebühren für das schriftliche Gutachten mit € 2.458, 73 und jene 
für die Teilnahme an der Verhandlung mit € 403,68 bestimmt 
und den Rechnungsführer angewiesen, den Gesamtbetrag von 
€ 2.862,43 teils aus dem von der klagenden Partei erlegten 
Kostenvorschuss von € 1.453,46, teils aus Amtsgeldern an den 
Sachverständigen auszuzahlen. Einen Ausspruch über die 
Ersatzpflicht für den aus Amtsgeldern auszuzahlenden Teilbe· 
trag von € 1.408,97 enthält der Beschluss nicht. 

Dagegen richtet sich der Rekurs des Revisors beim Landesge· 
richt für ZRS Wien mit dem Antrag, die angefochtene Entschei· 
dung dahin "abzuändern" (gemeint: zu ergänzen), dass im 
Sinne des § 2 Abs 2 GEG 1962 ausgesprochen werde, welche 
Partei in welchem Umfang diese Kosten zu ersetzen habe. Hilfs­
weise wolle die Ergänzung dem Erstgericht aufgetragen werden. 

Der Rekurs ist berechtigt. 

Sind in bürgerlichen Rechtssachen die Kosten einer Amtshand­
lung, die den Betrag von € 300,- übersteigen, aus Amtsgeldern 
zu berichtigen oder berichtigt worden, so hat gemäß § 2 Abs 2 
GEG das erkennende Gericht mit der Auszahlungsanweisung 
dem Grunde nach zu bestimmen, welche Partei in welchem 
Umfang diese Kosten nach Abs 1 zu ersetzen hat. 

Entgegen dieser klaren Vorschrift hat das Erstgericht in seinem 
angefochtenen Beschluss die Bestimmung jener Partei unterlas-
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sen, die den aus Amtsgeldern auszuzahlenden Betrag von 
€ 1.408,97 zu ersetzen hat. Damit leidet der angefochtene 
Beschluss an einer Unvollständigkeit, die entweder mit einem 
Ergänzungsantrag nach§§ 430, 423 ZPO oder aber mit dem vor­
liegenden Rekurs zu sanieren war (Rechberger, ZPO~, Rz 2 zu 
§ 430). Wenn auch ein Ergänzungsantrag in der Regel der 
raschere und prozessökonomischere Rechtsbehelf sein wird, ist 
es doch auch dem Rekursgericht möglich, den fehlenden Aus­
spruch nach § 2 Abs 2 GEG im Rahmen einer Rekursentschei­
dung nachzutragen. 

Da das Verfahren noch nicht beende! ist und keine rechtskräfti­
ge Kostenentscheidung in der Hauptsache vorliegt, richtet sich 
die Ersatzpflicht gemäß § 2 Abs 1 GEG im vorliegenden Fall 
danach, welche Partei die aufgelaufenen Kosten veranlasst hat, 
bzw in wessen Interesse das Gutachten eingeholt wurde. Veran­
lasst werden Kosten im Zivilprozess durch die Stellung eines 
entsprechenden Beweisantrages, sodass zu unterscheiden ist: 
Hinsichtlich des von der klagenden Partei beantragten schriftli­
chen Gutachtens trifft diese die Ersatzpflicht; hinsichtlich der 
vom Beklagten beantragten mündlichen Erörterung ist der 
Beklagte ersatzpflichtig. 

Folglich ist der aus Amtsgeldern auszuzahlende Betrag von 
€ 1.408,97 in der Weise aufzuteilen, dass für den auf die Gut­
achtenserörterung entfallenden Teilbetrag von € 403,68 der 
Beklagte, für den nicht durch den erlegten Kostenvorschuss 
gedeckten, auf das schriftliche Gutachten entfallenden Restbe­
trag von € 1.005,29 jedoch die klagende Partei aufzukommen 
hat. ln diesem Sinne war der angefochtene Beschluss zu ergän­
zen. Die Einhebung des auf den Beklagten entfallenden Teilbe­
trages ist freilich derzeit nicht möglich, weil der Beklagte Verfah­
renshilfe genießt. 

Gemäß § 528 Abs 2 Z 5 ZPO ist gegen diese Rekursentschei­
dung der Revisionsrekurs jedenfalls unzulässig. 

Anmerkung: Diese Entscheidung widerspricht dem Beschluss 
des LG Korneuburg vom 10. Oktober 2002, 20 R 119/02 v = SV 
2003/1, 47, der einen Rekurs des Revisors für unzulässig ange­
sehen hat. Ich halte die Rechtsmeinung des OLG Wien in der 
vorliegenden Entscheidung für zutreffend. 

Harald Krammer 
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Berichte 

Prof. Dr. Richard Jäger 
verstorben 
Senatspräsident des Oberlandes­
gerichtes Wien i. R. Prof. Dr. Ri­
chard JÄGER, langjähriger Syndi­
kus des Hauptverbandes, ist am 
16. Juli 2003 nach kurzer, schwe­
rer Krankheit verstorben. Eine 
große Persönlichkeit, ein exzel­
lenter Kenner des Sachverständi­
genwesens, ein hervorragender 
Richter und begnadeter Vortra- ' 
gender, der Generationen von Juristen und Sachverständigen 
in Kursen und Seminaren das materielle Recht und die Ver­
fahrensrechte verständlich, anschaulich und einprägsam ver­
mittelt hat, ist von uns gegangen. 

Auch wenn sich Prof. Dr. JÄGER in den letzten Jahren weit­
gehend aus dem Tagesgeschehen des Sachverständigenver­
bandes zurückgezogen hat, ist er noch vielen Sachverständi­
gen durch sein dynamisches und sachkundiges Wirken in 
den Jahren 1975 bis 1987 als Syndikus des Hauptverbandes, 
als vielbeschäftigter Vortragender und Seminarleiter in lebhaf­
ter Erinnerung. An der Neugestaltung des Österreichischen 
Sachverständigenwesens 1975 und der organisatorischen 
Erneuerung der Standesvertretung der Sachverständigen 
hatte Prof. Dr. JÄGER maßgebenden Anteil. ln diesem Zusam­
menhang sind vor allem auch die Gasteiner Seminare, die 
Seminare am Tulbinger Kogel und die Schaffung der Ver­
bandszeitschritt "Der Sachverständige" hervorzuheben. Alle 

Hauptverband der allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen 
Osterreichs 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46-0, Fax 406 11 56 

GASTEINER SEMINARE 2004 
Internationale Fachseminare für 
Sachverständige und Juristen 

in 5630 BAD HOFGASTEIN, Salzburg 
11. Jänner bis 23. Jänner 2004 

veranstaltet vom Hauptverband der allgemein_ beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Osterreichs und 
der Vereinigung der Österreichischen Richter. 

Bauwesen 
(26. Fachseminar) 

11. bis 16. Jänner 2004 

Eröffnung Sonntag, 11. 1. 2004, 19.00 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr) 

Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 12. 1., Mitt­
woch 14. 1. und Donnerstag 15. 1. 2004 jeweils von 9.00 bis 
11.00 Uhr und 17.00 bis 19.00 Uhr, Dienstag, 13. 1. von 9.00 bis 
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diese Verbandsaktivitäten profitierten von den hervorragen­
den Kenntnissen Dris JÄGER, seiner beeindruckenden Ener­
gie, seinem Ideenreichtum, seiner Formulierungsbegabung 
und seinem Gespür, neue für das Verbandsleben wichtige 
Einrichtungen zum Erfolg zu führen. 

Richard JÄGER wurde am 13. September 1927 in Unterschüt­
zen geboren, entstammt einer Berufsbeamtenfamilie, studier­
te an der Universität Wien Jus und wurde 1950 promoviert. 
Schon ab 1949 trat er in den Gerichtsdienst ein und legte 
1951 die Richteramtsprüfung mit ausgezeichnetem Erfolg ab. 
Danach war Dr. JÄGER als Richter zuerst bei Bezirksgerichten 
und schließlich beim Landesgericht für Zivilrechtssachen 
Wien tätig. Seit 1970 war er Senatsrat, seit 1979 Senatspräsi­
dent des Oberlandesgerichtes Wien. 1976 wurde er Leiter der 
Justizschule Schwechat. ln Würdigung seiner hervorragen­
den Verdienste wurde Dr. Richard JÄGER am 28. Juli 1982 
vom Herrn Bundespräsidenten der Berufstitel "Professor" ver­
liehen. Mit Ende des Jahres 1987 trat Prof. Dr. JAGER als 
Richter in den Ruhestand, gleichzeitig schied er auch aus 
allen seinen Funktionen im Sachverständigenverband und im 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenland aus. 

Die Sachverständigen Österreichs, die Funktionäre und Mitar­
beiter der Sachverständigenverbände, aber auch die Redak­
tion der Zeitschrift "Der Sachverständige" gedenken dankbar 
der um das Österreichische Sachverständigenwesen hochver­
dienten Persönlichkeit des Verstorbenen. Unser Mitgefühl gilt 
vor allem seiner Gattin, seiner Tochter, seinem Schwiegersohn 
und seiner Enkelin. Wir werden Prof. Dr. Richard JÄGER stets 
in ehrender Erinnerung behalten. 

Dipl.-lng. Dr. Matthias Rant 
Präsident des Hauptverbandes 

Dr. Harald Krammer 
Präsident des LGZ Wien 

12.30 Uhr (Zusatz: Video-Training 14.00 bis 17.00 Uhr) und 17.30 
bis 19.30 Uhr, Freitag, 16. 1. 2004 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 

Seminarlelter: Dr Jürgen SCHILLER, Präsident des Landesge­
richtes für ZRS Graz. 

Vortragende und Themen: 

Dr. Georg KARASEK, Rechtsanwalt, Wien 

Schiedsgericht - Verfahren anhand praktischer Beispiele 

Mag. Dr. Meinhard LUKAS, Kepler Universität Linz/lnstitut für 
Zivilrecht, Linz 

Werkvertrag- Gewährleistung, Ausführungsfehler, Pönale 

Dr. Waller BUCHACH ER, Dr. Josef WIMMER, Salzburger Institut 
für Weiterbildung, Salzburg 

Workshop 

Kommunikationswerkzeuge beim Präsentieren und Erörtern von 
Gutachten für Sachverständige und Richter/innen 

Video-Training zum Workshop: Zusatz (€ 54,-), maximal20 Per­
sonen 

Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Johann GLATZL, Direktionsrat Eisen­
bahn Hochleistungsstrecken AG, Wien 

Weiße Wannen 
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Dr. Robert KDRAB, raum & kommunikation KORAB KEG, Tech­
nisches Büro für Städtebau und Raumplanung, Wien 

Grundzüge des ökologischen Bauens 

Michael HLADIK, Sachverständigenbüro M. Hladik, Innenputze­
Außenputze- WDVS, allgemein beeideter und gerichtlich zertifi­
zierter Sachverständiger, Natters-lnnsbruck 

Beweislastumkehr bei wahrscheinlichem Materialversagen? -
Schadensanalyse im Fachbereich "Ausbau und Fassade" 

Dipl.-lng. Dr. Karl MIEDLER, allgemein beeideter und gerichtlich 
zertifizierter Sachverständiger, Wien 

Bauphysikalische Schwachstellen in Planung und Ausführung: 
Ausgebautes Dachgeschoss mit Gaupen, Vollsparrendämmung 
und belüftetem Spitzboden - Kombination Blechdach, Glasdach 
und unbelüftete Dachhaut 

Dipl.-lng. Rudolf lngo SONNEK, Zivilingenieur für Maschinen­
bau, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachver­
ständiger, Weiz 

Univ.-Doz. Dipl.-lng. Dr. Martin TREBERSPURG, Architekt, Wien 

Niedrigenergiehäuser - Architektur und Haustechnik (spezielle 
Anforderungen) 

Dr. Altred NEMETSCHKE, Rechtsanwalt, Wien 

Due Diligence - Beurteilung des Wertes eines Objektes zum 
Zweck des Ankaufs - praktische Beispiele 

Dr. Jürgen SCHILLER 
Präsident des Landesgerichtes für ZRS Graz 

Schlussworte zum Seminar 

Programmänderungen vorbehalten 

Spezielles aus Recht und Praxis im 
Sachverständigenwesen 

12. bis 15. Jänner 2004 

Eröffnung Montag, 12. 1. 2004, 13.00 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 12.30 Uhr) 

Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 12. 1. 2004 
13.30 bis 16.30 Uhr, Dienstag 13. 1. bis Donnerstag 15. 1. 2004 
jeweils von 14.00 bis 16.00 Uhr. 

Seminarleiter: Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Präsident des Han­
delsgerichtes Wien 

Vortragende und Themen: 

Hon.-Prof. Dipl.-lng. Dr. Kurt Peter JUDMANN, Ziviltechniker für 
Elektrotechnik, Nachrichten und lnformationstechnik, allgemein 
beeideter und gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Wien 

Elektronische Signaturen und ihre Anwendungen 

Seminare 

Mag. Johann GUGGENBICHLER, Richter des Handelsgerichtes 
Wien 

Erörterung konkreter Gutachten und ihr Beitrag zur Lösung des 
Rechtsfalls 

Ministerialrat Mag. Franz PACHNER, Bundesministerium für Wirt­
schaft und Arbeit, Wien 

Vergabe: Geistige Leistung - Ausführung 

Hofrat Dr. Peter FRANK, Bezirkshauptmann BH Bad Radkarsburg 

Amtssachverständiger- Funktion und seine Stellung 

Hofrat Dr. Rainer GEISSLER, Präsident des Handelsgerichtes 
Wien 

Schlussworte zum Seminar 

Dienstag, 13. Jänner 2004: Gemeinsame Wanderung zum 
"Brandnerhof" mit anschließendem Abendessen für Teilnehmer, 
die das komplette Seminar buchen. 

Programmänderungen vorbehalten 

Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden 
(27. Fachseminar) 

18. bis 23. Jänner 2004 

Eröffnung Sonntag, 18. 1. 2004, 19.00 Uhr (Übergabe der 
Tagungsunterlagen ab 17.30 Uhr). 

Vorträge mit anschließender Diskussion: Montag 19. 1. bis Don­
nerstag 22. 1. 2004 jeweils von 9.00 bis 11.00 Uhr und 17.00 bis 
19.00 Uhr, Freitag, 23. 1. 2004 von 9.00 bis 11.00 Uhr. 

Seminarleiter: Dr. Robert FUCIK, Richter des Oberlandesge­
richtes Wien 

Vortragende und Themen: 

Dipi.-Phys. Hans PFEUFER, Institut für Unfallanalysen, Sachver­
ständiger für Straßenverkehrsunfälle, Harnburg 

Streifende Fahrzeugkollisionen 
Möglichkeiten und Grenzen der Aufklärbarkeil von Kontaktvor­
gängen im gleichgerichteten Verkehr und Ermittlung der kollisi­
onsbedingten Geschwindigkeitsänderung bei streifenden Fahr­
zeugkollisionen 
bei Bedarf Arbeitsgruppe 

Dr. Wolfgang REISINGER, Wiener Städtische Versicherung, 
Wien 

Aktuelle Judikatur zur KFZ-Versicherung 

Professor Mag. Dr. Werner GRATZER, allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger, Salzburg 

Möglichkeiten und Grenzen der Unfallrekonstruktion 
Dr. Alexander SCHMIDT, Vorsteher des BG für Handelssachen bei Bedarf Arbeitsgruppe 
Wien 
Elektronische Signaturen- Rechtliche Rahmenbedingungen und Univ.-Doz. DDr. Peter LEWISCH, Rechtsanwalt, Wien 
Anwendungen im Behördenverkehr Vertrauensgrundsatz im Straßenverkehr 
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Seminare 

Markus ERZINGER, FIX-A-DING AG, Ollen, Schweiz 

Die alternative Dellenreparatur mit Demo 
bei Bedarf Arbeitsgruppe 

Dipl.-lng. Martin KUGELE, DEKRA Automobil GmbH, Stuttgart 

Ladegutsicherung 

lng. Erhard MACHAC, allgemein beeideter und gerichtlich zerti­
fizierter Sachverständiger, Weidling, NO 

Aufbaurichtlinien von Nutzfahrzeugen 

Ergebnisse der Arbeitsgruppen 

Professor Dr. Christian HUBER, Lehrstuhl für Bürgerliches Recht, 
Wirtschaftsrecht und Arbeitsrecht, Wirtschaftswissenschaftliche 
Fakultät, Aachen, Deutschland 

Aktuelle Fragen des Sachschadens 

Werner BAUER, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger, Chefsachverständig er, Leiter des Technischen 
Büros, Verband der Versicherungsunternehmen Österreichs, 
Wien 

Wertermittlung von Kraftfahrzeugen aus der Sicht der Versiche­
rung 

KommRat Alois EDELSBRUNNER, Bundesinnungsmeister der 
KFZ-Techniker, allgemein beeideter und gerichtlich zertifizierter 
Sachverständiger, Graz 

Wertermittlung von Kraftfahrzeugen aus der Sicht des Auto­
händlers 

Dr. Robert FUCIK, Richter des Oberlandesgerichtes Wien 

Schlussworte zum Seminar 

Programmänderungen vorbehalten 

Seminarkostenbeiträge (pro Teilnehmer(in): 

"Bauwesen" 

€ 453,60 (€ 378,- + 20% MwSt € 75,60) 

Dieser Betrag beinhaltet auch die Seminarunterlagen, Mineral­
wasser bei jedem Vortrag, den Empfang im Kursaal (Kongress­
zentrum) mit Buffet und Getränken. 

Zusatz: Video-Training zum Workshop am Dienstag, 13. 1. 2004, 
14.00 bis 17.00 Uhr 

€ 54,- (€ 45,- + 20% MwSt € 9,-) einschließlich Pausenbewir­
tung. (Begrenzte Teilnehmerzahl, maximal 20 Personen) 

"Spezielles aus Recht und Praxis im Sachverständigenwesen" 

€ 216,- (€ 180,- + 20% MwSt € 36,-) 

Dieser Betrag beinhaltet auch die Seminarunterlagen, Mineral­
wasser bei jedem Vortrag, und das Abendessen mit Getränken 
am Brandnerhof, Dienstag 13. Jänner 2004. 

Kombinationsangebot: € 546,- (€ 455,- + 20% MwSt € 91 ,-) 
bei Buchung "Bauwesen" und "Spezielles aus Recht und Praxis 
im Sachverständigenwesen". (Wahl zwischen "Video-Training" 
und ,.Erörterung konkreter Gutachten ... " erforderlich) 
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Zusatzvorträge aus den Seminaren "Bauwesen" und "Spezielles 
aus Recht und Praxis im Sachverständigenwesen" können von 
allen Teilnehmer(innen) gebucht werden. 

€ 42,- für jeden zusätzlichen Vortrag (€ 35,- + 20% MwSt € 7,-) 
einschließlich Pausenbewirtung zwischen Nachmittags- und 
Abendvortrag. 

Aus Organisations- und insbesondere Platzgründen ist es aber 
unbedingt erforderlich, die Wahl der Zusatzvorträge bereits bei 
der Anmeldung mitzuteilen. Wir bitten um Verständnis, dass ein 
Disponieren an Ort und Stelle ausnahmslos nicht möglich ist! 

"Straßenverkehrsunfall und Fahrzeugschaden" 

€ 453,60 (€ 378,- + 20% MwSt € 75,60) 

Dieser Betrag beinhaltet auch die Seminarunterlagen, Mineral­
wasser bei jedem Vortrag, den Empfang im Kursaal (Kongress­
zentrum) mit Buffet und Getränken. 

Anmelde- und Zahlungsschluss 12. Dezember 2003. 

Für Rückfragen stehen wir jederzeit gerne zur Verfügung: 
Telefon 01/405 45 46 oder 01/406 32 67 
Fax 01/406 11 56 
e-Mail: hauptverband@vienna.at. 
(Siehe auch www.sachverstaendige.at ). 

Programmänderungen vorbehalten 

Landesverband für Wien, Niederösterreich 
und Burgenland 
1010 Wien, Doblhoffgasse 3/5 Tel. 405 45 46·0, Fax 406 11 56 

Anmeldungen für alle Seminare des Landesverbandes für Wien, {) 
Niederösterreich und Burgenland sind nur schriftlich an das 
Sekretariat des Landesverbandes (Telefon: 01/405 45 46-0, Tele-
fax: 01/406 11 56, e-mail: hauptverband@vienna.at, www.sach­
verstaendige.at) zu richten. 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Sachverständigenbeweis - Gerichts- und Privatgut­
achten - Gerichtsorganisation und Gerichtsverfahren - Eintra­
gungs- und Zertifizierungsverfahren für gerichtliche Sachver­
ständige - Verhalten vor Gericht - Schadensanalyse - Aufbau 
eines Gutachtens - Schiedswesen - Werbung - Haftung des 
Sachverständigen - Sachverständigengebühren - Rechtskunde 
für Sachverständige 

Vortragende: 
Dr. Harald KRAMMER 
Landesgericht für ZRS Wien 
Mag. Dr. Ernst SCHÖDL 
Richter des ASG Wien 
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Termine: 
Mittwoch, 12. November, und Donnerstag, 13. November 2003 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: € 414,- für Nichtmitglieder 
€ 327,- für Mitglieder des Landesverbandes 
inklusive zweier Mittagessen, Pausengetränke, umfangreicher 
Skripten sowie der 20%igen MWSt. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, selbst mit 
dem Berghotel Tulbingerkogel, Tel. 02273/73 91, Verbindung 
aufzunehmen. 

Wir möchten besonders darauf hinweisen, dass für Ärzte, Tier­
ärzte, Psychologen und im Sanitäts- und Pflegedienst tätige Per­
sonen in erster Linie der Kursabschnitt über das Sachverstän­
digenwesen, den Sachverständigenbeweis sowie die Rechte 
und Pflichten des Sachverständigen etc. von Interesse ist und 
für diesen Kursabschnitt nur der halbe Preis in Rechnung ge-

,_.. stellt wird. Dieser Teil des Seminars findet am 

Mittwoch, dem 12. November 2003, statt. 

Der andere Tag des Seminars ist der allgemeinen Rechtskunde 
gewidmet. 

Dieses Seminar ist nicht nur für allgemein beeidete und gericht~ 
lieh zertifizierte Sachverständige offen, sondern auch für jene, 
die sich für diese Tätigkeit interessieren. 

Intensivseminar für bereits 
eingetragene Sachverständige 

Dieses Seminar bietet praktisch tätigen Gerichtssachverständigen 
aller Fachgebiete eine Auffrischung und Vertiefung der für Sach­
verständige wichtigen Vorschriften, insbesondere werden Fragen 
der Kommunikation bei der Gutachterarbeit, Probleme der Haf­
tung des Sachverständigen und Honorierungsfragen (GebAG, 
Honorar für Privatgutachten) erörtert. Vor allem wird es Gelegen­
heit zur ausführlichen Diskussion von Detailproblemen geben. 

Seminarleiter: 
Dr. Harald KRAM M ER 
Landesgericht für ZRS Wien 

Termine: 
Dienstag, 28. Oktober 2003 
9.00 bis 17.00 Uhr, 20 Minuten Pause am Vormittag, 13.00 bis 
14.00 Uhr Mittagpause, 15 Minuten Pause am Nachmittag 

Tagungsort: Berghotel Tulbingerkogel, 3001 Mauerbach bei Wien 

Preis: inklusive einer schriftlichen Unterlage für dieses Seminar, 
Mittagessen, Pausengetränke, sowie der 20%igen MWSt. 

€ 192,- für Mitglieder, die aktuelle Skripten des Grundseminars 
wünschen 

€ 170,- für Mitglieder ohne Skripten 

€ 248,- für Nichtmitglieder, die aktuelle Skripten des Grund­
seminars wünschen 

€ 219,- für Nichtmitglieder ohne Skripten 
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Der Sachverständige in der gerichtlichen 
Praxis 
Praxisorientiertes Aufbauseminar 

Dieses in 3 Abschnitten durchgeführte Seminar soll Sachver­
ständigen nach Ablegung des Sachverständigeneides die Praxis 
eines Gerichtssachverständigen (richtig aufgebautes und nach­
vollziehbares Gutachten zur Unterstützung der Justiz in fachli­
cher Hinsicht, richtiges Verhalten des Sachverständigen bei 
Gericht etc.) näher bringen. Auch allgemein beeideten und 
gerichtlich zertifizierten Sachverständigen mit Gerichtserlah­
rung, die an der Diskussion von praxisorientierten Fällen und an 
der Lösung von Problemstellungen zur Erarbeitung von qualita­
tiv hochwertigen Gutachten für die Rechtsprechung interessiert 
sind, steht dieses Seminar offen. 

Termin: 
Mittwoch, 12. November 2003 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferate und Diskussion 

"Die Praxis der Gutachtenserstellung im Zivil- und Strafverfahren" 

Referenten: 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
Präsident des Handelsgerichtes Wien 
Dr. Dietrich GRÜNDER 
Vizepräsident des Jugendgerichtshofes Wien 
Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Präsident des LG Wr. Neustadt 

Termin: 
Mittwoch, 19. November 2003 
18.00 bis ca. 20.30 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 
Impulsreferat und Diskussion 

"Die verfahrensrechtlichen Rahmenbedingungen für Sachver­
ständige und die Verantwortung des Sachverständigen" 

Referent: 
Hofrat Dr. Markus THOMA 
Richter am Verwaltungsgerichtshof, Vizepräsident der Öster­
reichischen Richtervereinigung 

Termin: 
Freitag, 21. November 2003 
14.00 bis ca. 18.00 Uhr (einschließlich Kaffeepause) 

"Die Anforderungen an den Sachverständigen in der Gerichts­
verhandlung" 

Reduktion von Spannungen, selbstsicheres Auftreten, Agieren, 
richtiges Reagieren des Sachverständigen bei Gutachtens­
erörterungen in der Gerichtsverhandlung 

1. Stressbewältigung: Copingstrategie in praktischen Übungen 

Trainer: Dr. Eva WIEDERMANN, Psychologin 
Dr. Wolfgang KLIMA, Psychologe 
Dr. Erwin RüSSLER, Psychologe 

2. Realitätssimultane Gerichtsverhandlung - kurzes Rollenspiel, 
Umgang mit Störungen. 

Unter Mitwirkung der Referenten und Trainer 
Dr. Dietrich GRÜNDER 
Hofrat Dr. Rainer GEISSLER 
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Seminare 

Dr. Markus THOMA 
Mag. Dr. Rudolf SCHREIBER 
Dr. Eva WIEDERMANN 
Dr. Wolfgang KLIMA 
Dr. Erwin ROSSLER 

Trainiert wird in zwei Gruppen in zwei getrennten Räumen. 
Maximale Teilnehmerzahl 18 Personen 

Tagungsort: 1180 Wien, Währinger Straße 145/13 
(beim Aumannplatz) 

Preis: inklusive Seminarunterlagen, Pausengetränke und 
20% MWSt. 
€ 261 ,60 für Mitglieder 
€ 348,80 für Nichtmitglieder 

"Besser Lesen" 
Wiederholung des zweitägigen Seminars "improved reading" 

Wir alle verbringen täglich viel Zeit mit der Verarbeitung schrift­
lich niedergelegter Informationen, ein schnelleres und konzen­
trierteres Lesen ist insbesondere für Sachverständige wesent­
lich. Daher bietet der Landesverband Wien, Niederösterreich 
und Burgenland diese Schulung seinen Mitgliedern zu einem 
sehr günstigen Preis (50% des Normalpreises) an. 

Termin: Freitag 26. September 2003, 12.00-20.00 Uhr und 
Samstag 27. September 2003,9.00-17.00 Uhr 

Veranstaltungsort: Hotel Mercure Jaseishof Wien, 
1080 Wien, Jaseisgasse 4-6 
Tel: 01/40419, Fax: 01/40419 150, Internet: www.josefshof.com 

Preis: € 216,- (€ 180,- zuzügl. 20% MwSt € 36,-) 
in diesem Preis sind die Bewirtung in den Pausen, das Mittag­
essen sowie die Unterlagen enthalten. 

Symposium "Wiener Werkstätten" 

Termin: Mittwoch, 1. Oktober 2003 

Veranstaltungsort: Historisches Museum der Stadt Wien, 
Karlsplatz, Maderstraße, 1040 Wien 

Programm: 

Begrüßung durch Herrn Dir. Dr. Wolfgang KOS 

100 Jahre "Wiener Werkstätte" 
"Die Bedeutung der Wiener Werkstätte am Österreichischen 
Kunstmarkt" 

Patrick KOVACS, Obmann der Fachgruppe Wien, NÖ, Bgld. 
Kunst und Antiquitäten 

"Das Glas der Wiener Werkstätte" 

Dr Ernst PLOIL, Rechtsanwalt und allgemein beeideter und 
gerichtlich zertifizierter Sachverständiger 

Praktische Übung vor Originalen der "Wiener Werkstätte" 
Kuratoren führen durch die "Wiener Werkstätte" (auch Bestand 
des Depots) des Historischen Museums 

Kostenbeitrag: € 80,- inkl. 20% MWSt (Mittagsbuffet und Kata­
log inkludiert). 
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"Internet II - das virtuelle Büro 
für Sachverständige" 
Seminar mit Live-Präsentationen 

Einleitung: Aufbauend auf der ersten sehr erfolgreichen Semi­
narreihe "Internet für Sachverständige", bei der es vorwiegend 
um die technischen Voraussetzungen für den Internetzugang 
und Internet-Recherchen gegangen ist, werden hier weiter­
führende.Möglichkeiten und Methoden vorgestellt und live prä­
sentiert. Ubungen sind aus Zeitgründen nicht vorgesehen. 

Ziele: Das Internet bietet heute vieles an, was die Arbeit des SV 
erleichtern kann. Aktivitätenverwaltung und Terminorganisation, 
Online-Banking, Ein- und Verkauf, Steuererklärungen, sind eini­
ge Beispiele dafür. Die einzige Voraussetzung ist ein lnternetzu­
gang. 

Dieses Seminar zeigt die heute vorhandenen und für den SV 
sinnvoll nutzbaren Möglichkeiten für ein "virtuelles SV-Büro" pra- ;:_f) 
xisnah auf. Es vermittelt konkrete und leicht umsetzbare Vor­
schläge, die eine rechner- und standortunabhängige Organisati-
on des SV-Büros unterstützen. 

Oder ist es nicht eine verlockende Vision, ein Büro zu organisie­
ren, ohne aufwändige PC-Programme kaufen, installieren und 
administrieren zu müssen? Und auf dieses Büro jederzeit und 
überall einen Zugriff zu haben, ohne dafür immer einen eigenen 
Rechner mitnehmen zu müssen? 

Vorträge und Live-Präsentationen vermitteln alle wichtigen Ent­
scheidungsgrundlagen und das Know How, das erforderlich ist, 
um ein virtuelles SV-Büro eigenständig organisieren und nutzen 
zu können. 

Termin: Donnerstag, 23. Oktober 2003, 13.30-18.00 Uhr 

Tagungsort: Österreichischer Gewerbeverein, Palais Eschen­
bach, Eschenbachgasse 11, 101 0 Wien, 1. Stock, Exnersaal 
U-Bahn: U1, U2, U4, Parkgarage im MuseumsQuartier 

Seminarleiter und Vortragender: 
Dr. Christian LÜRZER 

Vortragende: Dipl.-lng. DDr. Waller JABUREK 
Prof. Dipl.-lng. Dr. Kurt JUDMANN 

Dr. Christian LÜRZER, allgemein beeideter und gerichtlich zerti­
fizierter Sachverständiger 

Das virtuelle SV-Büro 
Welche Möglichkeiten für eine "virtuelles SV-Büro" im Internet 
oder über das Handy gibt es heute? Was sind ASP-Lösungen? 
Wo sind heute die Grenzen? Ein Überblick über aktuelle Ange­
bote und künftige Entwicklungen als erste Entscheidungshilfe. 

Prof. Dipl.-lng. Dr. Kurt JUDMANN, allgemein beeideter und ge­
richtlich zertifizierter Sachverständiger 

Die technische Umsetzung 
Technische Möglichkeiten für die Internet-Anbindung (ADSL, 
WLAN, GPRS, ... ). Anforderungen, Konfiguration und Kosten 
eines mobilen Büros (Notebook, PDA, Handy, GPRS-/WLAN­
Karte ) . Internet-Cafes und andere öffentliche Internet-Zugänge. 
Was ist aus sicherheitstechnischen Gründen zu beachten? 

Dipl.-lng. DDr. Waller JABUREK, allgemein beeideter und ge­
richtlich zertifizierter Sachverständiger 

Die Einrichtung und Nutzung eines virtuellen SV-Büros 
Welche Anbieter für "virtuelle Büros" gibt es, was kosten solche 
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Dienste und was muss ich bei der Auswahl beachten? FallbeiM 
spiel: Einrichten und Benutzen eines virtuellen Büros, in dem 
sich Adressen, Termine, Aktivitäten, Bookmarks, Dateien und 
anderes standortunabhängig verwalten lassen. 

Dr. Christian LÜRZER, allgemein beeideter und gerichtlich zerti­
fizierter Sachverständiger 

Informationsaustausch und interaktive Dienste für SV im Internet 
Nutzung von Diskussionsforen. Welche Foren gibt es, die für SV 
interessant sind, was bieten sie an und wie nutzt man sie aktiv? 
Ein Streifzug durch weitere interaktive Dienste im Internet PlattM 
formen für Kauf & Verkauf, Online-Banking, Rechts- und Steuer­
beratung, usw. 

Teilnahmegebühr: € 80,- + 20% MwSt € 16,- = € 96,­
(inkl. Unterlagen und Pausengetränken) 

Anmerkung: Der Landesverband Wien, NÖ und Burgenland 
beteiligt sich an den Kosten des Seminars, um die Fortbildung 
für seine Mitglieder auf diesem wichtigen Sektor zu fördern. 

Landesverband für Oberösterreich 
und Salzburg 
4020 Linz, Aobert-Stolz-Straße 12 Tel. (0732) 66 22 19, Fax (0732) 65 24 62 

Grundseminar für Sachverständige 
Themen: Gerichtliche Verfahren (Zivilprozess, Strafprozess), 
Gerichts- und Privatgutachten, Schadensanalysen, Schemata 
für Gerichtsgutachten im Zivil- und im Strafprozess, Schiedswe­
sen, Beweissicherung, Verhalten als SV vor Gericht, Schadener­
satzrecht ... 

Semlnarleiter: Dr. Helmut HUBNER, OLG Linz 
Mag. Waller HAUNSCHMIEDT, LG Weis 

Tagungsort und Termin: 
Landwirtschaftskammer für OÖ 
4020 Linz, Auf der Gugl 3 
GS 4IOÖ 7. und 8. November 2003 
Seminarende: ca. 18 Uhr 

Sollten Sie übernachten wollen, wenden Sie sich bitte direkt an 
die oben angeführte Seminaradresse 
(LWK Tel.: 073216902114 70) 

Seminarkosten: 
€ 414,- inkl. MWSt., 1 Mittagessen und Skripten 
€ 327,- inkl. MWSt., nur für Mitglieder und Anwärter des LV 
(Erlagschein wird Ihnen nach Anmeldung zugesandt) 

Anmeldung: nur schriftlich an das Büro des Landesverbandes 
Robert-Stolz-Str. 12, 4020 Linz I Fax 0732 I 652462 

Die Anzahl der Teilnehmer ist beschränkt' Die Anmeldungen 
werden in der eingegangenen Reihenfolge berücksichtigt. Wenn 
Sie nach Anmeldung ohne vorherige Absage am Seminar nicht 
teilnehmen sollten, würde der Landesverband für die Admini­
stration einen Betrag von € 40,- einbehalten. 

Dieses Seminar ist für alle Damen und Herren, die sich für die 
Sachverständigentätigkeit interessieren, offen. 
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Landesverband für Steiermark und Kärnten 
8020 Graz, Griesgasse 10 Tel. {0316) 71 1018, Fax (0316) 71 10 18-20 

Anmeldungen für alle Seminare des Landesverbandes für 
Steiermark und Kärnten nur schriftlich an das Sekretariat des 
Landesverbandes (Frau Mag. Eva Baumgartner), 
8020 Graz, Griesgasse 10, 
Tel. 0 316/71 10 18, Fax: 0 316/71 10 18-20 
e-mail: sekretariat.graz@sachverstaendige.at 

Grundlagenseminar 
für Sachverständige 2003 

Thema: Einführung in die Sachverständigentätigkeit, insbeson­
dere bei Gericht: Eintragung in die Liste, Bearbeitung des Auf­
trages, Aufbau des Gutachtens, Verhalten vor Gericht, 
Gebührenanspruch etc.; Grundbegriffe des Schadenersatzrech­
tes, Schadensanaiyse, Gerichtsorganisation u. a. 

Zielgruppe: Alle, die an der Eintragung in die Liste der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen inter­
essiert sind; alle Sachverständigen, die ihr Wissen um die The­
menkreise auffrischen oder vertiefen wollen. 

Seminarleiter: Dr. Jürgen SCHILLER 
Präsident des LG für ZRS Graz 

Termine: 
Samstag, 11. und Sonntag, 12. Oktober 2003 
9.00 bis 17.00 Uhr 

Veranstaltungsort: Netzwerk Krainerhaus, 
8045 Graz, Pfeifterholweg 28, Telefon 0316169 95-0 

Seminarkosten: Mitglieder des Verbandes € 327,03 (inkl. 
20% MWSI.), Nichtmitglieder € 414,24 (inkl. 20% MWSt.); im 
Preis enthalten sind die Unterlagen, sowie 2 Mittagessen, Pau­
sengetränke, Kaffee und Obst. 

Wegen allfälliger Zimmerbestellungen wird gebeten, sich direkt 
mit dem Seminarhotel direkt in Verbindung zu setzen. 

Wir sind gezwungen, einen Teilbetrag von € 36,33 für Verwal­
tungskosten einzufordern, falls jemand !rotz Anmeldung und 
ohne vorherige Absage nicht am Seminar teilnimmt. 

Sonstige Seminare 
10- Forensisch-psychiatrische Tagung in Wien 

Pathologisches Spielen- Pathologisches Stehlen und "Klep­
tomanie" - Brandstillung und "Pyromanie" 

Termin: 5. Dezember 2003, 9.00 Uhr 

Tagungsort: Technisch-gewerbliche Abendschule, Hörsaal, 
1040 Wien, Plösslgasse 13 

Veranstalter: Gutachterreferate der Ärztekammern für Salzburg, 
Vorarlberg und Wien und dem Hauptverband der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen Öster­
reichs 
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Seminare 

Programm: 
Begrüßung: 
G. PAKESCH, Gutachterreferent der Ärztekammer für Wien 

W. lAUBICHLER, Stellvertretener Vorsitzender des Hauptverban­
des der allgemein beeideten und gerichtlich zertifizierten Sach­
verständigen, Landesverband Oberösterreich und Salzburg 

Vorsitz: E. RATZ, P. FROTIIER 

H.-L. KRÖBER: 
Psychologische Hintergründe des intensiven Glückspieles 

G. KURAS: 
Rechtliche Aspekte der Spielsucht Diskussion 

Vorsitz: G. KU RAS, H.-L. KRÖBER 

R. HALLER, W. lAUBICHLER: 
Forensisch-psychiatrische Aspekte der sogenannten Kleptomanie 

E. GRIEBNITZ, B. MITTERAUER: 
Die depressiven Pseudokleptomanier 

W. ODER: 
Frontalhirnverletzungen und die damit verbundenen Störungen 
der Impulskontrolle 

Vorsitz: R. HALLER, E. GRIEBNITZ 

E. RATZ: 
Bedingte Nachsicht und Entlassung geistig abnormer Rechts­
brecher (freier Vortrag) 

Vorsitz: H.-L. KRÖBER, G. PAKESCH 

P. FROTTIER: 
Pathologische Brandstiftung: lmpulsstörung, abnorme Gewohn­
heit, Verhaltensstörungen oder diagnostisches Konstrukt? 

W. lAUBICHLER: 
"Pyromanie" und Brandstiftung 
Eine Übersicht anhand von 103 Fällen 

Schlußwort: W. lAUBICHLER 

Organisatoren: 

Univ. Prof. Dr. G. PAKESCH 
Gutachterreferent der Ärztekammer für Wien 
Universitätsklinik für Psychiatrie 
A-1090 Wien, Währinger Gürtel18-20, Tel: 01/40400/4543 

Prim. Univ.-Doz. Dr. R. HALLER 
Gutachterreferent der Ärztekammer für Vorarlberg 
Sonderheilanstalt für Suchtkranke - Stiftung Maria Ebene 
A-6820 Frastanz, Tel: 05522/72746 

Univ. Prof. Dr. W. lAUBICHLER 
Stellv. Vorsitzender des Hauptverandes der allgemein beeideten 
und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen, Landesverband 
Oberösterreich und Salzburg 
Gutachter-Co-Referent der Arztekammer für Salzburg 
A-5412 Puch bei Hallein, Vollererhofstr. 682, Tel: 0664/2024650 

Die Tagung wird von der Ärztekammer für Wien als Fortbil­
dungsveranstaltung mit 6 Stunden anerkannt 

Teilnahmegebühr (außer Justizangehörigel: € 60,-

Unbedingt Anmeldung im Sekretariat erforderlich. 

Sekretariat der Ärztekammer für Wien: Brigitte Eckl 
1010 Wien, Weihburggasse 10-12 
Tel: 01/51501/1256, Fax 01/51501/1460 
e-mail: eckl@ackwien.or.at 
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ARS - Akademie für Recht und Steuern 
Seminar und Kongreß VeranstaltungsgmbH 
1010 Wien, Schallautzerstraße 2-4/15 

in Zusammenarbeit mit dem Hauptverband der allgemein 
beeideten und gerichtlich zertifizierten Sachverständigen, 
Landesverband Wien, Niederösterreich und Burgenland 

Anmeldungen bitte an ARS Akademie für Recht und Steuern 
zH. Frau Monica Presch-Burger, Frau Yvonne Schmid bzw. Frau 
Christina Pritz 
1 010 Wien, Schallautzerstraße 2-4 I Reischachstraße 3 
Tel.: 01/713 80 24-26, 18 bzw. 17 
e-mail: office@ars.at 

Trinkwasserverschmutzung, Blei usw. 

Thema: ln diesem Seminar werden wohnrechtliche und schadener­
satzrechtliche Fragen, sowie Probleme und Erkennbarkeiten von 
Wasserbelastungen durch Blei und andere Schadstoffe organischer 
und anorganischer Natur behandelt. Der 2. Teil des Seminartages 
beschäftigt sich mit der technischen Seite, der Auswechslung von 
mangelhaften Rohren, aber auch dem Brauchwasser, Grauwasser, 
den Varianten der Sanierung, der Auswahl des geeigneten Installati­
onsmaterials und vielen anderen technischen Details. 

Datum: Freitag, 28. November 2003,9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Robert MECL 
lng. Diethelm C. PESCHAK 
Dr. Sabine RICHTER-CERMAK 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Aktuelle Rechtsfragen für ärztliche Sachverständige 

Thema: Aktuelles il)1 Sachverständigenbereich; der hohe Ausbil­
dungsstandard für Arzte; was ärztliche Sachverst~ndige noch wis­
sen sollten; das aktuelle Schadenersatzrecht für Arzte; Gewährleis­
tung für Werke (zB zahnärztliche Leistungen, Laborbefunde, 
orthopädische Prothesen); Abgrenzung, Gewährleistung, Schaden-

.-:~· .. 
ersatz, Versicherung; neue Gewährleistung und Vorrang der Ver-
besserung 

Datum: Montag, 10. November 2003, 9.00-13.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Sen. Präs. DDr. Paul NECHVATAL 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Dr. Christian RAUSCHER 

Kosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Mängel bei Holzfußböden, Malerei und Fassaden 

Thema: Holzfußböden und Malerei sowie Tapeten sind oft Grund für 
Streitigkeiten. Teilweise vor Gerichten, teilweise vor Versicherungen 
werden verschiedenste Aspekte der Mängel, der Schadensursachen 
beklagt. Dabei geht es um die Frage der richtigen Angabe, des rich­
tigen Zeitpunktes, der Warnungen und Hinweispflichten von mögli­
chen Mängeln trotz Bemühens, der Dokumentation dieser Auf­
klärungen, um Bewertungen, Fußbodenheizungen, Baufeuchtigkeit 
etc. und deren rechtliche Auswirkungen. Wer ist für Ausbesserun­
gen bzw. Neugestaltungen von Fußböden und Tapeten im Mietrecht 
und Wohnungseigentum verpflichtet? Das sind nur einige Details 
aus dem Seminarinhalt, eine umfassende Darstellung erhalten Sie 
am Seminartag. 
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Datum: Mittwoch, 26. November 2003, 9.15-17.15 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Hans LANGER 
Dl Dr. Manfred VANEK 
KR Josef WlELTSCHNlG 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsge1ränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Schmerzengeld 

Thema: Medizinische Grundlagen; Trennung von kausalen und 
nicht kausalen Schmerzzuständen; Haftung des Arztes für Behand­
lungsfehler; ärztliche Aufklärung; Stellung des ärztlichen Gerichts­
gutachters im Zivilprozess nach der Novelle 2002; Judikatur zur Arzt­
haftung aus gerichtlicher und privater Gutachtertätigkeit; mangel­
hafte und fehlende Krankengeschichten und Karteikarten; Einsichts­
rechte von Patienten und Angehörigen in Krankengeschichten; Haf­
tung für Gehilfen (für Belegärzte); Rechte und Pflichten von ärztli­
chen Sachverständigen im Zivilprozess nach der ZPN 2002 

Datum: Dienstag, 7. Oktober 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Sen.Präs. DDr. Paul NECHVATAL 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Glasfassaden im modernen Wohn· und Bürobau 

Thema: Glasfassaden; transparente Bauteile; Fenster, Nutzungsei­
genschaften und bauphysikalische Problematik; Glasfassaden aus 
Sicht des Glasermeisters; Funktionsgläser für Wärme-, Sonnen- und 
Schallschutz; Glaseigenschaften und Bruchrisiko 

Datum: Dienstag, 25. November 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dl Wolfgang E. GOLLNER 
Dl Walter PRAUSE 
KR Josef WARZEL 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Handelsgerichtstage l/03 

Thema: Praxisthemen aus gerichtlicher und verwaltungsrechtlicher 
Sicht; erste Erfahrungen mit der neuen ZPO beim BGHS und HG, 
Gewerbeentziehungen, Geschäftsführer, Gewerbeordnung neu aus 
v.erwaltungsrechtlicher Praxis; drohende Zahlungsunfähigkeit und 
Uberschuldung; der neue Unternehmerbegriff 

Datum: Montag/Dienstag, 10./11. November 2003 
Uhrzeit: 1. Tag: 9.15-17.15 Uhr 
2. Tag: 9.15-12.15 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Rainer GElSSLER 
Dr. Patrizia KRAL 
Dr. Lecia A. METT AM 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Prof. (FH) Dr. Alexander SCHMlDT 

Kosten: € 595,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen bzw. Cocktail und exkl. 
20% MWSt.) 
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Bauen ist Kampf gegen Wasser und Baufeuchtigkeit 

Thema: Wie Ursachen von Feuchtigkeitsschäden entdeckt werden 
können, wie richtig saniert wird und wie schon im Planungsstadium 
für Neubauten den Feuchtigkeitsschäden vorzubeugen ist, wird bei 
diesem Seminar erörtert. Weiters werden Ergebnisse von Praxisun­
tersuchungen präsentiert. Ein weiterer Schwerpunkt ist die Vermei­
dung von Fehlern bei Bausachverständigengutachten; Bauvertrags­
strategien und Kostensicherheit werden präsentiert. 

Datum: Dienstag, 7. Oktober 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: KR BM Dipl.-HTL-lng. Konrad ENZELBERGER 
Sen.Rat Dipl.-lng. Dr. Karl MlEDLER 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Sachverständigenforum 1/03 

Thema: Die Qualitätssicherung der Sachverständigen; der Sachver­
ständigenbeweis und die fundamentalen Grundsätze der Zivilpro­
zessordnung; zwei Schwerpunkte der Zivilprozessnovelle 2002 -
vorbereitende Tagsatzung und Präklusion; aktuelle Aspekte zum 
Sachverständigenbeweis; die neuen Verzugszinsen - prozessuale 
und außergerichtliche Bedeutung 

Datum: Montag, 20. Oktober 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: o. Univ.-Prof. Dr. PeterBÖHM 
Präs. Dr. Harald KRAMMER 
DDr. Paul NECHVATAL 
Dl Dr. Matthias RANT 
Dr. Christian RAUSCHER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Sachverständigenforum 11/03 

Thema: Schadenersatz; Bedeutung des Standes von Wissenschaft 
und Technik im Recht; die neue Gewährleistung; Kurzinformation 
über das Zinsenrechtsänderungsgesetz; 15 Jahre Produkthaftungs­
gesetz; Qualitätsanforderungen an Sachverständige; Tipps für 
Sachverständige im Umgang mit Gerichtsakten 

Datum: Dienstag, 21. Oktober 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Präs. Dr. Harald KRAMMER 
Dr. Hans LANGER 
Mag. Dr. Allred POPPER 
Dr. Christian RAUSCHER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Haftungsrisken der Brandschutzbeauftragten 

Thema: ln diesem Seminar erhalten Sie Tipps zur sicheren Vermei­
dung von Hattungen und Anleitungen für die richtige Vorgangswei­
se im Ernstfall. Allgemeine Grundsatzfragen, Begriffe der Haftung, 
des Schadenersatzes werden in diesem Seminar erörtert. 

Datum: Freitag, 21. November 2003, 9.15-17.15 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Hans LANGER 
Dl Dr. Friedrich PERNER 
Mag. Dr. Allred POPPER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 
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SV-Aktuell 
Thema: Stand des Bildungspasses - Rezertifizierung - Haftung der 
Sachverständigen -das gerichtliche Beweisrecht , insbes. Sachver­
ständigenbeweis - zivilprozessuale Grundsätze - Auseinanderset­
zung mit Privatgutachten im Gerichtsverfahren -Aufbau eines Sach­
verständigengutachtens - Gebührenansprüche - Befangenheit -
Gutachtenserstattung u. v. m. 

Datum: Mittwoch, 19. November 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referent: Präs. Dr. Harald KRAMMER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Mangelhafte Elektroinstallationen 
Thema: ln diesem Seminar werden rechtliche und technische 
Kenntnisse, die zur Vermeidung erheblicher wirtschaftlicher Schä­
den und Haftungsfälle-für Vermieter/ Verwalter, aber auch für Haus­
sanierungsunternehmen unumgänglich sind, vermittelt. Weiters wer­
den Ergebnisse der Elektrotechnikverordnung 2002 und die neuen 
Dokumentationsvorschritten - Anlagenbuch besprochen. 

Datum: Montag, 13. Oktober 2003,9.15-17.15 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dl Michael HIRSCH 
Dr. Peter KOVANYI 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Verzugszinsen, lnkassokosten, Zahlungsverweigerung 
bei Mängeln - gesetzliche Neuregelung 
Thema: Das Seminar bringt eine praktische Einführung in die seit 
August 2002 geltende neue Rechtslage nach der Umsetzung der 
Brüsseler Zahlungsverzugs-Richtlinie. Die Richtlinie ertasst auch die 
öffentliche Hand als Schuldner. Zugleich wird darüber informiert, wie 
der Gesetzgeber das Problem der unterschiedlichen gerichtlichen 
Behandlung von Inkassokosten anlässlich der Richtlinienumsetzung 
gelöst hat. Die Zahlungsverweigerung bei Mängeln ist für die Wirt­
schaft vor allem für das Bauwesen besonders heikel. Der 
Käufer/Werkbesteller kann grundsätzlich seine gesamte Zahlung 
zurückbehalten, solange:. Mängel nicht behoben sind. Das Seminar 
gibt einen kompakten Uberblick über den Stand der Rechtspre­
chung zu dieser wichtigen Frage. 

Datum: Dienstag, 14. Oktober 2003, 9.00-13.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Christian RAUSCHER 
Gerald WAFFEK 

Kosten: € 275,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Haftung des Sachverständigen 
Thema: Verantwortlichkeit des Sachverständigen, Funktion des 
Sachverständigen im Gerichtsverfahren und in der Wirtschaft, Amts­
sachverständige im Verwaltungsverfahren, Gerichtlicher Sachver­
ständiger, Gerichts- und Privatgutachten, Haftung gegenüber dem 
Auftraggeber und gegenüber Dritten, Offenlegungsprinzip, Scha­
densberechnung uvm. 

Datum: Mittwoch, 5. November 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Präs. Dr. Harald KRAMMER 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 
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Flachdach nach welcher ÖNORM? 

Thema: Umgang mit Feuchtigkeit auf Dächern; Risiken bei Blech­
dachkonstruktion ohne Unterdach; Fragen der Grenzgefälle-Ausbil­
dung von Blechdächern; rechtliche Bedeutung techr'!Jscher Normen­
und Aufklärungspflichten; Flachdach nach welcher ONORM? 

Datum: Freitag, 14. November 2003, 9.00-12.30 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dr. Hans LANGER 
Wolfgang HUBNER 
KR Franz WOCILKA 

Kosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Baufeuchtigkeit im All/Neubau 

Thema: Aktuelles für Bausachverständige; Auswirkungen der neuen 
ZPO auf Bau-SV; aktuelle Garantie und Gewährleistung und die 
ersten Erfahrungen; Warenpflichten; Abgrenzung der jeweiligen · · ... :.>" 
Gewährleistung; Feststellung der Schadensursache; Schadensrisi-
ko; Grundlagen der Feuchtigkeitseinwirkung uvm. 

Datum: Mittwoch, 12. November 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Komm.-Rat lng. Konrad ENZELBERGER 
Baumeister Andreas GRAF 
Dipl.-lng. Waller PRAUSE 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Dr. Christian RAUSCHER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Fehlervermeldung bei Dächern 

Thema: Die Vermeidung von Feuchtigkeit bei Dächern stellt ein 
großes praktisches Problem dar. Zusammen mit anderen wichtigen 
technischen Aspekten werden Lösungen präsentiert. 

Datum: Donnerstag, 13. November 2003, 9.00 bis 12.30 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dipl.-lng. Waller PRAUSE 
Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT ·..) 

Kosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Haustechnikgeräte auf Dächern 

Thema: Haustechnikgeräte werden oft fehlerhaft ausgeführt, der 
Nachbarschaftsschutz ist vielfach nicht gewährleistet, auch schall­
schutztechnische Begriffe werden vernachlässigt. 

Datum: Donnerstag, 13. November 2003,14.00-18.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Sen.Präs. DDr. Paul NECHVATAL 
Dipl.-lng. Waller PRAUSE 

Kosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungskaf­
fee, Ertrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen 
Thema: Die Einstufung und Zuordnung von Abfällen zu nationalen 
und internationalen Abfallcodes führt häufig zu Schwierigkeiten. 
Auch die Überprüfung der technischen Voraussetzungen von Abfall­
anlagen zur Behandlung/Entsorgung von Abfällen bringt für Behör-
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den, Setreiber und Betroffenen Arbeit und Verantwortung. Gerade 
die grenzüberschreitende Verbringung von Abfällen zur Beseitigung 
innerhalb der EU oder in Drittstaaten sowie die Einfuhr von Abfällen 
zur Beseitigung in die EU erfordert enormes Fachwissen. Über die 
wesentlichsten aktuellen Standpunkte werden Sie in diesem Semi­
nar informiert. 

Datum: 11. Dezember 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Mag. Gernot LORENZ 
Dl Dr. Walter PIRSTINGER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Schiffstechnik - Schifffahrt - Bewertung, Betrieb, 
Havarie und Haftung 
Thema: Rechtliche Grundlagen des Österreichischen Schifffahrts­
rechts; Aspekte der Sachverständigentätigkeit Schiffbau, Bewer­
tung, Betriebsaspekte, Havarien, Versicherungsfragen, Gutachten; 
Verträge; Gewährleistungsansprüche; Schadenersatz; Versiche­
rungsfragen; Produkthaftung bei Schiffen; Abwehr von Produkthaf­
tungsansprüchen; neue Navigationssysteme auf Wasserstraßen 
(ECDIS, RIS) anhand einer Computersimulation 

Datum: Montag, 29. September 2003, 9.00-17.30 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dl Richard KUCHAR 
Dr. Hans LANGER 
Mag. Dr. Allred POPPER 
MR Dl Reinhard VORDERWINKLER 
Dl Dieter HINENAUS 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Fußbodenbelege und Bauproduktegesetz- Gehsicher­
heit, elektrostatisches Verhalten, Brandverhalten 
Thema: Gehsicherheit, elektrostatisches Verhalten, Brandverhalten, 
Anforderungen an Fußbodenbeläge, Aufklärungspflichten, Gewähr­
leistungsansprüche, Schadenersatzansprüche, Haftung trotz Norm­
konformität, Haftungsaspekte des Arbeitnehmerschutzes, verwal­
tungsrechtliche Haftung, Haftung nach dem Strafgesetzbuch 

Datum: Montag, 27. Oktober 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: lng. Hans-Peter BAUER 
Dr. Hans LANGER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Weiterbildung für alle Sachverständigen - 1. Tag 
Thema: Allgemeine aktuelle Aspekte auf dem Gebiet des gerichtli­
che Sachverständigenwesens - Bildungspass - Neuerungen beim 
Sachverständigenbeweis - gerichtliches Beweisrecht - Auseinan­
dersetzung mit Privatgutachten in Gerichtsverfahren -Aufbau eines 
Sachverständigengutachtens - Folgen verzögerter Gutachtenser­
stattung - Haftung und Gebührenansprüche der Sachverständigen 

Datum: Montag, 1. Dezember 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dipl.-lng. Dr. Matthias RANT 
Präs. Dr. Harald KRAMMER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 
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Weiterbildung für alle Sachverständigen - 2. Tag 
Thema: Zertifizierung und Rezertifizierung von Gerichtssachverstän­
digen - Grenzüberschreitende Sachverständigentätigkeit - Beweis­
sicherung und Sachverständigenbeweis - Grundlagen Schadener­
satzrecht - Haftung aus dem Vertrag mit Schutzwirkungen zugun­
sten Dritter- Bedeutung des Standes von Wissenschaft und Technik 
- die neue Gewährleistung 

Datum: Dienstag, 2. Dezember 2003, 9.00-17.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Präs. Dr. Harald KRAMMER 
Dr. Hans LANGER 
Dr. Christian RAUSCHER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Dachbodenausbauten in Wien 

Thema: Dachböden aus der Sicht des sachkundigen Planers, Nut­
zers, Controllers; Dachgeschoßausbauten und Revitalisierung histo­
rischer Gebäude von der Planung bis zur Verwertung; Rechtsfragen 
bei Dachbodenausbau_!en; Fragen der Wohnbauförderung bei 
Dachbodenausbauten, Ubertragung von Miete ins Eigentum; Dach­
bodenausbauten in Wien aus Warte der Baupolizei 

Datum: Freitag, 5. Dezember 2003, 9.00-17. t 5 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Johann FRANKE 
Sen. Rat Dr. Henriette PLAMETZBERGER 
Dr. Matthias RANT 
Sen. Rat Dl HerbertRICHTER 
Dr. Alexander SCHEUCH 
Dr. Peter SCHNABL 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Haftungsrisken des Abfallbeauftragten 

Thema: Verwaltungsrechtliche Regelungen betreffend den Abfallbe­
auftragten: Abfallb.~auftragter, Abfallwirtschaftskonzepte, Synergien 
mit dem Bereich Oko-Audit, einschlägige Verordr;-..:.:n~- Abfallnach­
weisverordnung, Festsetzungsverordnung gefährlicher Abfälle, neu­
este Judikatur aus dem Bereich des Abfallrechts; der Abfallbeauf­
tragte in zivil- und strafrechtlicher Hinsicht: zivilrechtliche Grundla­
gen der Bestellung, Beendigung der Funktion, Verantwortung und 
Haftung, Schadenersatz- und Strafrecht 

Datum: Mittwoch, 10. Dezember 2003,9.15-17.15 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: MR Mag. Christian GLASEL 
Dr. Hans LANGER 

Kosten: € 395,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Ertrischungsgetränke, Mittagessen und exkl. 20% MWSt.) 

Fertigstellungsanzeige 

Thema: Bedeutung, Ziel und Sinn der Einfü~rung des Prüfinge­
nieurs, gesetzliche Vorhaben, Prüfingenieur .i.n 0 und D, Unterschie­
de zwischen Wien und den Bundesländern, Anderungen der gesetz­
lichen Rahmenbedingungen, Prüfingenieur in der Praxis, Vermei­
dung von Störparametern im Bauablauf, Kosten, Künftige Entwick­
lungen, gesetzliche G.rundlagen, Abgrenzung der Verantwortungs­
bereiche gegenüber OBN begleitende Kontrolle, gemeinsame Ver­
antwortung, vertraglicher Regelungsbedarf, zivil~ und strafrechtliche 
Folgen von Gesetzesverletzungen 
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Seminare 

Datum: Mittwoch, 29. Oktober 2003, 13.0ü-18.00 Uhr 
Ort: ARS, Wien 

Referenten: Dl Jörg GRITSCH 
Dr. Hans LANGER 

Kosten: € 270,- (inkl. schriftlicher Dokumentation, Begrüßungs­
kaffee, Erfrischungsgetränke, Cocktail und exkl. 20% MWSt.) 

Verein zur juristischen Fortbildung - Niederösterreich 
A-2103 Langenzersdorf, Kellergasse 37 Tel. 02244/48 90 (27 98) 

Fax 02244/48 90 

Fortbildung für Juristen (Notare und Rechtsanwälte) 
sowie für Fachleute aus dem Gebiet der Steuerberatung, 
Versicherung und WirtschaH 

Thema: Die nacheheliche Aufteilung 
Termin: 14. Oktober 2003 
Thema: Update zum Arbeitsrecht 
Termin: 21. Oktober 2003 
Thema: "Besprechung der neuasten OGH-Judikatur zum Zivilrecht" 
Termin: 3. Dezember 2003 

Thema: a) Allfällige neuaste Judikatur zum Wohnrecht 
b) Textbausteine für Mitverträge -Teil 1 

Termin: 10. Dezember 2003 
Thema: Das Zivilrechtsänderungsgesetz 2004 
Termin: 16. Dezember 2003 

Aus- und Fortbildung für KanzleikräHe 
(aber auch für Juristen und Wirtschaftsfachleute geeignet) 

Thema: Der Privatkonkurs bzw das Schuldenregulierungsverfahren 
- Teil1 
Termin: 8. Oktober 2003 
Thema: Neuer Grundbuchkurs für Kanzleikräfte- Teil 3 
Termin: 23. Oktober 2003 
Thema: Neuer Grundbuchkurs für Kanzleikräfte- Teil 4 
Termin: 12. November 2003 
Thema: "Exekutionsrecht für Fortgeschrittene" -Teil 1 
Tennln: 18. November 2003 
TlleiNI: Das Vert,assenschaftsverfahren -Teil 4 
Termin: 24. i'C~ember 2003 

SCHREIBARBEITEN für 

BEWEISSICHERUNGEN UND GUTACHTEN 

vieljährige Erfahrung im Bereich 

Ziviltechnik und Statik 

PROMPTE ERLEDIGUNG 

Angebote bitte an Telefon 0664/404 80 48 

oder e-Mail: franz.fuerholzer@gmx.at 
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Literatur 

Literatur 

Sachgerechter Umgang mit Flüssiggas 

Von Heinrich Mörchen, erschienen im Expert-Verlag, Kontakt 
& Studium, Band 632, ISBN 3-8169-2048-9, Preis € 18,-

Allgemein bezeichnet man als Flüssiggas Gemische der niedrig 
siedenden Kohlenwasserstoffe Propan, Propylen, Butan und 
Butylen, die bei 200 C einen Sattdampfdruck von nicht mehr als 
26 bar aufweisen und sich bei verhältnismäßig niedrigem Druck 
und Normaltemperatur verflüssigen lassen. Bei Druckentlastung 
vergasen sie sofort wieder. Diese Eigenschaft macht sie als 
Energieträger nutzbar, allerdings auch höchst gefährlich. in 
Österreich sind Lagerung und Verwendung von Flüssiggas 
durch die Flüssiggasverordnung, BGBI. Nr. 139/1971 geregelt. 

Sicherheitsvorschriften werden oft deswegen nicht eingehalten, 
da deren Sinnhaftigkeit nicht verstanden wird; diesbezügliche 
Erklärungen sind mitunter derartig kompliziert dargestellt, dass 
sie auch gar nicht verstanden werden können. Im Umgang mit 
Flüssiggas löst der Autor, Dipl.-lng. Heinrich Märchen, dieses 
Problem in exzellenter Weise. ln kurzen für jedermann verständ­
lichen Sätzen werden die chemischen und physikalischen 
Eigenschaften der Flüssiggase erklärt, sowie die für die Lage­
rung, Transport und Verwendung notwendigen technischen Ein­
richtungen. Die vom Autor gewählte Darstellung ermöglicht auch 
einem sorglosen Betreiber, die Sinnhaftigkeit der diesbezügli­
chen Sicherheitsvorschriften zu erkennen. 

Dieses Fachbuch ist in seiner kurzgefassten Vollständigkeit ein­
zigartig und ein Nachschlagewerk für jeden der mit Flüssiggas 
zu tun hat, sei es ein Facharbeiter, eine Sicherheitsfachkraft, ein 
Sachverständiger oder ein Prüfinspektor. 

Wiese 

BVergG 2002 - Bundesvergabegesetz 
Steiner/Röblrelter, erschienen Im Verlag Österreich, Wien 
2003, ISBN 3-7046-4036-0, 448 Seiten, Preis € 58,-

ln die vorliegende mit Anmerkungen versehene Textausgabe 
wurde auch der Ausschussbericht eingearbeitet. Sie beinhaltet 
hilfreiche Tabellen betreffend die Schwellenwerte und die im 
Zuge der Durchführung eines Vergabeverfahrens relevanten 
Fristen. Auch das komplexe System der gesondert anfechtbaren 
Entscheidungen und der Präklusionsfristen wurde tabellarisch 
dargestellt. Eine Liste der wesentlichen Kontaktstellen (zB Amt 
für amtliche Veröffentlichungen, Auftragnehmerkataster Öster­
reich ANKÖ, BBG, BVA, B-VKK, VfGH und VwGH) rundet die 
Normensammlung ab. Es handelt sich hier um eine für den Ver­
gabepraktiker dienliche Ausgabe des BVergG 2002 und seiner 
verfassungsrechtlichen Grundlagen! 

Dr. Katharina Hahnl 

HEFT 3/2003 
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